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VON HANS HECKEL

B undeskanzler Scholz sprach 
kurz nach Ausbruch des Ukrai-
nekriegs von einer „Zeitenwen-
de“, was wohl ausdrücken soll-

te, dass er und seine Regierung die Zei-
chen für den Epochenwechsel verstanden 
hätten. Ist das so? Bislang jedenfalls reiht 
sich ein Fauxpas an den anderen. Das lässt 
nur den Schluss zu, dass die Ampel-Koali-
tion mit der neuen Realität völlig überfor-
dert ist. Schlimmer noch: Dass es den Ak-
teuren schlicht an der geistigen Statur und 
dem politischen Überblick mangelt, um 
mit einer wirklichen historischen Heraus-
forderung zurechtzukommen.

Zuletzt war es Wirtschafts- und Kli-
maschutzminister Robert Habeck, der 
sich und sein Land blamierte – und seine 
Partei, die Grünen. Am Persischen Golf 
begrüßte er den Vertreter Katars mit einer 
unterwürfigen Verbeugung, die einmal 
sinnbildlich werden könnte für die Hilf-
losigkeit der Führung des heutigen 
Deutschland. Durch seine Partnerschaft 
mit dem despotischen Emirat, die er 
„großartig“ nannte, entlarvte er das mora-
lische Pathos seiner Partei als Schönwet-
ter-Heuchelei. „Wir Grünen unterschei-
den nicht zwischen guten und schlechten 
Diktatoren“, hatte Habecks Parteifreund, 
der derzeitige Bundeslandwirtschaftsmi-
nister Cem Özdemir, unlängst noch ge-
tönt. Und ob sie das tun!

Begonnen hat die Serie der Peinlich-
keiten bekanntlich mit den 5000 Helmen, 
die Berlin anstelle von Waffen an Kiew 
liefern wollte. Mittlerweile ist fast unter-
gegangen, dass man gleichzeitig Estland 
sogar verboten hatte, Feldhaubitzen aus 
NVA-Beständen an die Ukraine zu über-
geben, die Deutschland dem baltischen 
Verbündeten überlassen hatte.

Beschämende Szenen
Den Höhepunkt des Peinlichen stellte 
zweifellos das Verhalten des Bundestages 
nach der Rede des ukrainischen Präsiden-
ten Selenskyj dar. Auf Beschluss der Am-
pel-Mehrheit ging man bruchlos zur De-
batte über die Impfpflicht über. Der histo-
rische Moment geriet zur Farce. Warum? 
Weil „Impfpflicht“ nun einmal auf der 
Tagesordnung stand. Katrin Göring-
Eckardt hatte die Leitung der beschämen-
den Sitzung. Jene Grünen-Politikerin, die 
sich gern als Gewissen der Nation ausgibt. 

Als Oppositionschef Friedrich Merz 
die Situation im Plenum noch retten 
wollte, wurde er von der Ampel nieder-
gestimmt und parteipolitischer Spielchen 
bezichtigt. Ein vielsagender Vorwurf, 
zeigt er doch, in welcher Münze jene Leu-
te denken, die ihn in einem solchen Mo-
ment erheben. Reue für diese Entgleisung 
bekundeten die Verantwortlichen erst, als 
sie die Empörung und Verachtung wahr-
genommen hatten, die ihnen für den 
Fehltritt entgegenschlug. 

Woher nur rührt diese Kette des Ver-
sagens? Offenbar haben wir es mit einer 
Generation von Luxuspolitikern zu tun, 
die sich nur mit Problemen befassen mö-
gen, die sie sich selbst ausgedacht haben 
und deren „Bewältigung“ ihnen daher 
auch Spaß macht. Etwa der angeblich un-
mittelbar bevorstehende Klima-Kollaps, 
der Kampf gegen „Rechts“ (oder was sie 
dazu erklären), für das Gendern oder für 
immer peniblere Sprachregelungen, die 
unser Denken bis ins tägliche Leben hinein 
formen sollen nach ihren Vorstellungen. 

Innenministerin Nancy Faeser hat die 
Gefahr von „Rechts“ gerade erst wieder 
zur „größten Bedrohung der Demokratie“ 
aufgepumpt, ohne dafür irgendwelche 
Daten liefern zu können. Warum auch? So 
wie ihre Kollegen ist sie längst daran ge-
wöhnt, allein auf der Basis von Behaup-
tungen und ohne Rücksicht auf Fakten 
regieren zu können. Wie Kinder, die sich 
ihre Welt so machen, wie sie ihnen gefällt.

In deren ideologischen Kokon dringt 
die Realität schon seit Jahren kaum noch 
ein. In diesem sich selbst bestätigenden 
Kreis, den die regierungsnahen Medien 
nahezu perfekt abgerundet haben, war die 
„politische Elite“ sicher vor solchen Zu-
mutungen. Zur Not konnten Probleme 
mit Geld zugeschüttet werden. Doch das 
reicht plötzlich nicht mehr. „Zeitenwen-
de“? Starke Zweifel sind angebracht, ob 
Scholz  überhaupt begriffen hat, was die-
ses Wort bedeutet.

POLITIK

Die Kette von Peinlichkeiten 
reißt einfach nicht ab

Die von Kanzler Olaf Scholz bei Beginn des Ukrainekriegs ausgerufene 
„Zeitenwende“ gerät für Teile der Regierung zur historischen Farce 
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AUFGEFALLEN

Kein Passentzug 
bei Terroristen

Durch eine Änderung des Staatsange-
hörigkeitsgesetzes schuf der Gesetz-
geber im Sommer 2019 die Möglich-
keit, Personen mit Doppelpass, die 
sich an Kampfhandlungen einer terro-
ristischen Vereinigung im Ausland be-
teiligen, die deutsche Staatsangehörig-
keit zu entziehen. Absicht der damali-
gen Großen Koalition von Union und 
SPD war es, über diese Regelung eine 
abschreckende Wirkung auf Sympathi-
santen von Terrorgruppen wie dem 
Islamischen Staat (IS) zu entfalten.

Von der Verlustregelung ausge-
nommen wurden Minderjährige. Auch 
IS-Kämpfer, die sich bereits im auslän-
dischen Gewahrsam befanden, muss-
ten nicht befürchten, ihren Status als 
deutsche Staatsangehörige zu verlie-
ren. Auch für andere Terrorunterstüt-
zer hat die vor über zwei Jahren auf 
den Weg gebrachte Reform des Staats-
angehörigkeitsgesetzes offenbar bis-
lang keine Auswirkungen gehabt.

Wie ein Sprecher des Bundesin-
nenministeriums auf Anfrage mitteil-
te, ist der Bundesregierung kein einzi-
ger Fall bekannt, in dem jemand die 
Staatsbürgerschaft verloren hätte, weil 
er sich „an Kampfhandlungen einer 
terroristischen Vereinigung im Aus-
land“ beteiligt hat. Gar keine Zahlen 
konnte die Regierung zu den Auswir-
kungen von zwei weiteren Änderungen 
des Staatsangehörigkeitsrechts vorle-
gen: 2019 war auch die Einbürgerung 
von Ausländern verboten worden, die 
in Mehrehe leben. Zudem war die Frist 
für einen Entzug der deutschen Staats-
bürgerschaft aufgrund von falschen 
Identitätsangaben von fünf auf zehn 
Jahre verlängert worden.  N.H.
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Die verlassenen 
Kinder von Kiew

Während Millionen Ukrainer vor 
dem Krieg fliehen, stecken Hunderte 

von Leihmüttern geborene Babys  
in der Hauptstadt und andernorts  

im Land fest Seite 3
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VON WOLFGANG KAUFMANN

B eunruhigend an dem seit Ende 
Februar tobenden Krieg in der 
Ukraine ist nicht zuletzt, dass 
erstmals in der Geschichte 

Kampfhandlungen im Umfeld von Kern-
kraftwerken (KKW) stattfinden. Der ost-
europäische Staat steht in der Rangliste 
der weltweit größten Produzenten von 
Atomstrom an siebter Stelle. 

Die Ukraine besitzt insgesamt vier in 
Betrieb befindliche KKW, die allesamt 
noch aus Sowjetzeiten stammen: Sapo-
rischschja am Dnjepr (Dnipro) nahe der 
Stadt Enerhodar im Südosten der Ukrai-
ne, das mit seinen sechs Reaktoren das 
leistungsstärkste KKW in ganz Europa ist 
und eine elektrische Gesamtleistung von 
6000  Megawatt hat; Riwne unweit von 
Warasch im Nordwesten des Landes mit 
vier Reaktoren; das Kernkraftwerk Süd-
Ukraine bei Juschnoukrajinsk südlich von 
Kiew mit drei Reaktoren und Chmelnyz-
kyj nahe Netischyn in der Nordwest- 
Ukraine mit zwei aktiven und zwei im Bau 
befindlichen Atommeilern. 

Vier KKW aus Sowjetzeiten
Alle 15 der aktuell Strom produzierenden 
Reaktoren sind Druckwasserreaktoren 
der sowjetischen Modelle WWER V-213, 
WWER V-302, WWER V-320 und WWER 
V-338. In diesen wird zur Verlangsamung 
des Neutronenflusses sowie zur Kühlung 
ausschließlich Wasser verwendet. Das 
unterscheidet die WWER-Baureihe von 
den graphitmoderierten Siedewasserreak-
toren vom Typ RBMK. Ein solcher kam 
unter anderem in dem inzwischen kom-
plett stillgelegten KKW Tschernobyl zum 
Einsatz und sorgte dort für die folgen-
schwere Havarie vom 26. April 1986.

Die Kampfhandlungen im aktuellen 
Ukrainekrieg führten bislang vor allem 
zu Beeinträchtigungen des Betriebes in 
Saporischschja. In der Nacht vom 3. zum 
4.  März gab es Feuergefechte auf dem 
Gelände dieses KKW. Russischen Mel-
dungen zufolge griffen ukrainische Ein-
heiten die seit dem 28. Februar von rus-
sischen Fallschirmjägern besetzte Anla-
ge an. Kiew hingegen behauptet, dass 
feindliche Panzer herangerollt seien und 
das Kraftwerk beschossen hätten. Auf je-
den Fall geriet nur ein 500  Meter vom 
Reaktor entferntes Schulungszentrum in 

Brand. Nach Angaben der Internationa-
len Atomenergie-Organisation (IAEO) 
wurden bei dem Scharmützel „keine es-
sentiellen Anlagen beschädigt“. 

Dennoch sagte der Chef des ukraini-
schen Energiekonzerns Naftogaz, Jurij 
Witrenko, später: „In dieser Nacht stand 
ganz Europa auf der Schwelle zur atoma-
ren Katastrophe.“ Und der ukrainische 
Außenminister Dmytro Kuleba beschwor 
das Gespenst eines nuklearen Störfalls 
„zehnmal größer … als Tschernobyl“.

Tatsächlich ist es so, dass „Atomkraft-
werke nicht für Kriegsgebiete gemacht“ 
sind, wie James Acton, der Co-Direktor 
des Nuclear Policy Program der „Denkfa-
brik“ Carnegie Endowment for Internati-
onal Peace in Washington mit Blick auf 
die Ukraine bemerkte. Andererseits ste-
cken die WWER-Reaktoren in dicken Be-
ton-Umhüllungen. Die Kerne mit den 
Brennstäben lagern zusätzlich noch in 
extrem stabilen Stahlgefäßen. Insofern 

wären mehrere direkte Artillerie- oder Ra-
ketentreffer nötig, um eine Wirkung zu 
erzielen.

Andere Technik als Tschernobyl
Die Achillesferse der Anlagen stellen die 
Kühlsysteme dar. Diese werden selbst 
nach dem Herunterfahren der Reaktoren 
noch benötigt, um die verbleibende und 
durchaus beträchtliche Restwärme abzu-
leiten. Wenn es hier zum Stillstand der 
Pumpen aufgrund von Stromausfällen 
oder Beschädigungen käme, könnte eine 
Kernschmelze wie im japanischen KKW 
Fukushima Daiichi erfolgen. Dort kolla-
bierte nach dem Tōhoku-Erdbeben samt 
nachfolgendem Tsunami vom 11.  März 
2011 am Ende auch die Notstromversor-
gung.

Aber selbst im Falle des Schmelzens 
des Reaktorkerns ist ein solch dramati-
scher Strahlungsausbruch wie in Tscher-
nobyl 1986 nicht zu erwarten. Denn da-

mals sorgte der Brand des Graphit-Mo-
derators in dem oben komplett aufgeris-
senen Reaktor für den Transport radioak-
tiver Partikel in große atmosphärische 
Höhen und über weite Gebiete Europas. 
Darauf verwies unter anderem Clemens 
Walther, der Leiter des Institutes für Ra-
dioökologie und Strahlenschutz an der 
Universität Hannover.

 Zu ähnlichen Einschätzungen kamen 
das Bundesamt für Strahlenschutz in 
Salzgitter, der Generaldirektor der IAEO, 
Rafael Grossi, und der Atomexperte der 
Umweltschutzorganisation Greenpeace, 
Heinz Smital. Gefahr bestehe nach einhel-
liger Meinung sämtlicher Experten nur im 
näheren Umkreis der ukrainischen KKW. 
Dessen ungeachtet hätte ein Zusammen-
bruch der Stromversorgung in dem heftig 
umkämpften Land aufgrund kriegsbe-
dingter Notabschaltungen der Atommei-
ler vielerlei fatale Folgen für die Men-
schen dort.

„Keine essentiellen Anlagen beschädigt“
Feuergefechte auf dem Gelände von Europas leistungsstärkstem Kernkraftwerk Saporischschja

Gefahr durch ukrainische Kernkraftwerke? Nach einhelliger Meinung sämtlicher Experten besteht sie nur im 
Umkreis der Anlagen. Trotzdem versucht Kiew mit Alarmismus, eine Intervention des Auslands zu provozieren

Die sechs Reaktoren haben eine Gesamtleistung von 6000 Megawatt: Das Kernkraftwerk Saporischschja am Dnjepr Foto: Ralf1969

Das ukrainische Kernkraftwerk Tscherno-
byl, in dessen Block Vier sich am 26. April 
1986 der bislang schwerste Unfall bei der 
zivilen Nutzung von Atomenergie ereig-
nete, ging im Dezember 2000 außer Be-
trieb. Seitdem finden auf dem Gelände 
unweit der nunmehrigen Geisterstadt 
Prypjat nahe der ukrainisch-weißrussi-
schen Grenze nur noch Demontage- und 
Sicherungsarbeiten statt. In diesem Zu-
sammenhang wurden auch Abkling- 
becken errichtet, in denen rund 20.000 ab-
gebrannte Brennelemente der Blöcke 
Eins bis Drei lagern.

Gleich am ersten Tag des Ukrainekrie-
ges besetzten russische Einheiten die 
Atomruine sowie die Sperrzone darum. 

Hierbei wurde die Datenfernleitung un-
terbrochen, über welche die Internationa-
le Atomenergie-Organisation (IAEO) 
kontinuierlich Informationen über die 
Situation in der havarierten Anlage er-
hielt. Außerdem hinderten die Besatzer 
das vorgefundene Personal in Tscherno-
byl am Schichtwechsel, sodass dieses über 
einen sehr langen Zeitraum Dienst tun 
musste. Beides führte zu scharfen Protes-
ten der IAEO an die Adresse Moskaus.

Am 8. März kam es infolge der fortdau-
ernden Kämpfe zur Unterbrechung der 
Stromzufuhr für die Aggregate zur Küh-
lung des Wassers in den Abklingbecken. 
Daraufhin wurden dieselbetriebene Not-
stromgeneratoren in Betrieb genommen. 

Der ukrainische Außenminister Dmytro 
Kuleba warnte vor „Strahlungslecks“ in 
Tschernobyl, die „unmittelbar bevorste-
hen“ und fügte hinzu: „Putins barbari-
scher Krieg bringt ganz Europa in Gefahr.“

Die IAEO äußerte hingegen kurz dar-
auf, dass die Abklingbecken groß genug 
seien, um die Nachzerfallswärme der al-
ten Brennelemente auch ohne aktive Küh-
lung abzuleiten, zumal die mit Uranoxid 
gefüllten Röhren bereits eine vergleichs-
weise geringe Radioaktivität aufwiesen. 
Daher sehe man keine „kritische Auswir-
kung auf die Sicherheit“. Dem pflichteten 
die Gesellschaft für Anlagen- und Reak-
torsicherheit (GRS) in Köln sowie das 
deutsche Bundesamt für Strahlenschutz 

bei. Letzteres fügte hinzu: „Radiologische 
Auswirkungen auf Deutschland sind nach 
dem Stand der verfügbaren Informatio-
nen nicht zu befürchten.“

Deutlich ernster würde die Lage aus-
sehen, wenn die Ukraine, wie eigentlich 
geplant, die Ruine von Tschernobyl als 
zentrales Zwischenlager für alle strahlen-
den Abfälle aus den Kernkraftwerken des 
Landes benutzt hätte.

Die Reparatur der beschädigten Hoch-
spannungsleitung erfolgte am 13.  März. 
Dabei leistete Weißrussland wohl Hilfe-
stellung. Seither gab es keine weiteren 
Meldungen aus Tschernobyl, die auf die 
Möglichkeit eines neuerlichen Atomun-
falls hindeuten. W.K.

TSCHERNOBYL

„Putins barbarischer Krieg bringt ganz Europa in Gefahr“
Der ukrainische Außenminister Dmytro Kuleba warnte vor „Strahlungslecks“, die „unmittelbar bevorstehen“

„Radiologische 
Auswirkungen auf 
Deutschland sind 

nach dem Stand der 
verfügbaren 

Informationen nicht 
zu befürchten“

Gesellschaft für Anlagen- und 
Reaktorsicherheit

NACHFRAGESCHUB

Atombunker 
und  

Jodtabletten
Die Befürchtung, dass es infolge des 
russischen Überfalls auf die Ukraine 
zu einer nuklearen Katastrophe kom-
men könnte, löste einen Ansturm auf 
private Atombunker aus. Der techni-
sche Leiter der Berliner Firma Bunker 
Schutzraum Systeme Deutschland 
(BSSD), Mario Piejde, sagte gegenüber 
dem Nachrichtenmagazin „Focus“: 
„Bei uns brechen alle Dämme. Seit Ta-
gen bekommen wir täglich mehr als 
100  Anfragen und viele verbindliche 
Bestellungen.“ Dadurch sei die Firma 
jetzt bereits bis Ende 2023 ausgelastet. 
Das Angebot von BSSD reicht von 
spartanisch ausgestatteten und „nur“ 
49.000  Euro teuren Fertigmodulen 
mit 9,6 Quadratmetern Grundfläche, 
die im Boden versenkt oder im Garten 
aufgestellt werden können, bis hin zu 
mehrere Millionen kostenden Anlagen 
samt Luxus-Inventar. Auf Wunsch 
auch gern mit einer 1,3 Tonnen schwe-
ren Panzertür, die vor Druckwellen 
und Radioaktivität sowie direktem Be-
schuss schützen soll. Dabei profitiert 
das Unternehmen vom Fehlen öffent-
licher Bunker, für das die Bundesregie-
rung verantwortlich ist, der derartige 
Anlagen zu kostspielig waren.

Aber zumindest hat das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz dafür gesorgt, dass 189,5 Milli-
onen Kaliumjodid-Tabletten bereit 
liegen, die im Falle eines Nuklearun-
falls an die Bevölkerung verteilt wer-
den und die Entstehung von Schild-
drüsenkrebs aufgrund der Aufnahme 
von radioaktivem Jod verhindern sol-
len. Die Behörden warnen davor, sol-
che Tabletten auf eigene Faust zu kau-
fen und zu schlucken, denn der ge-
sundheitliche Schaden durch diese Art 
von „Strahlenprophylaxe“ könnte 
deutlich größer ausfallen als der Nut-
zen. Trotzdem verzeichnen etliche 
deutsche Apotheken eine deutlich ver-
stärkte Nachfrage und daraus resultie-
rende Lieferengpässe. Diese wieder-
um führen dazu, dass Menschen, die 
wegen chronischer Schilddrüsener-
krankungen Jodid benötigen, länger 
auf ihr Medikament warten müssen.  
 W.K.
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VON BIRGIT KELLE

I n der Ukraine herrscht nicht nur 
Krieg, sondern auch Kinderstau. 
Hunderte von Neugeborenen war-
ten in Luftschutzkellern von Repro-
duktionskliniken wie etwa bei 
Marktführer BioTexCom darauf, von 

ihren Besteller-„Eltern“ abgeholt zu werden. 
Diese scheuen zwar nicht das Überschreiten 
ethischer Grenzen, um mit allen Mitteln der 
Reproduktionsmedizin und viel Geld an ein 
Kind zu kommen, aber dann doch das Über-
queren realer Landesgrenzen bei Lebensge-
fahr für sich selbst. Leidtragende des kriegs-
bedingten Kinder-Lieferketten-Staus sind die 
Kinder selbst, die nun neugeboren in Plastik-
körbchen in Luftschutzkellern von fremden 
Krankenschwestern versorgt werden, bis je-
mand sie holt. Die Leihmütter müssen in der 
Regel mit Kaiserschnitt entbinden und dürfen 
das Kind nicht stillen, damit keine Bindung 
zum Kind aufgebaut wird. Das Naheliegends-
te in dieser Notsituation, dass die Gebären-
den ihre Kinder selbst versorgen, darf also 
nicht passieren, stattdessen bekommen die 
Kinder Milchfläschchen von Fremden.

Die Kliniken, die dieses lukrative Ge-
schäft mit dem unerfüllten Kinderwunsch 
weltweiter und häufig homosexueller Paare 
betreiben, wenden sich nun mit dramati-
schen Appellen an ausländische Botschaften 
und Politiker, um Lösungen zur Ausfuhr der 
Kinder aus dem Kriegsgebiet zu finden. Im-
merhin hat jedes einzelne Baby zwischen 
50.000 und 70.000 Euro gekostet. Somit lie-
gen wahre Schätze in Kiews Kellern, und es 
gilt abseits des menschelnden Faktors auch, 
Verträge zu erfüllen. 

Wenn Kinder zur Ware werden
Natürlich muss man diesen Kindern jetzt 
helfen, sie können wirklich gar nichts für ihre 
Lage. Allerdings dokumentiert die Situation 
leider auch sehr anschaulich, wohin es führt, 
wenn man einmal damit beginnt, Kinder wie 
Objekte zu handeln. Man kann nur hoffen, 
dass im Durcheinander des Krieges nicht 
noch Kinder vertauscht und falschen Eltern 
zugeordnet werden, und sich daraus noch 
weit größere Dramen ergeben. Die Bilder aus 
den Kinderschlafräumen zeigen Klebezettel 
mit Nummern, die am Bettchenrand mit 
Pflasterstreifen festgeklebt sind. Alles ein 
reiner Wahnsinn.

„Helft den Eltern, ihre Kinder zu holen!“ 
rufen nun manche Zeitungsredaktionen dra-
matisch. Und wer angesichts der Bilder die-
ser kleinen Würmchen in ihren Plastikscha-
len nicht emotional aufheizt, hat kein Herz. 
Gleichzeitig bedeutet Unterstützung für die-
se Eltern juristisch, ihnen bei der Durchfüh-
rung einer Straftat behilflich zu sein. Muss 
man jenen helfen, die sich bewusst über die 
Rechtsordnung ihrer Länder hinwegsetzen 
und im Ausland das tun, was im eigenen Land 
verboten ist? Immerhin 15.000 Paare in 
Deutschland tun dies jährlich. Ungefähr 
6000 davon in der Ukraine, die inzwischen 
zum europäischen Eldorado des Leihmutter-
schafts-Geschäfts mutiert ist. Sicher ist, wir 
müssen aus humanitären Gründen den Kin-
dern helfen, die Eltern müsste man aber ge-
naugenommen anzeigen.

Aber damit nicht genug: Nicht nur die 
Neugeborenen, auch Hunderte schwangerer 
Frauen, die im Auftrag reicher West-Paare ge-
rade Kinder austragen, dürfen nicht ins siche-
re Ausland flüchten. Allein die Firma BioTex-
Com spricht von rund 600 Schwangeren. 
Täglich werden etwa drei Kinder allein bei 
diesem Unternehmen geboren. Was passiert 
danach mit den Leihmüttern? Wer sichert 
ihre medizinische Versorgung nach Kaiser-
schnitt gerade mitten in Kiew? 

Jene, die noch nicht entbunden haben, 
dürfen das Land nicht verlassen, haben aber 
oft eine eigene Familie und eigene andere 

Bestellt und nicht abgeholt
Während Millionen Ukrainer versuchen, vor dem Krieg zu fliehen, dürfen Hunderte von Leihmüttern ausgetragene Babys sowie 

schwangere Leihmütter das Land nicht verlassen. So offenbaren sich die Abgründe eines unethischen Geschäfts

Kinder. Die Kliniken nehmen bewusst Frauen 
mit Geburtserfahrung unter Vertrag. Sie sind 
vertraglich gebunden, während der Schwan-
gerschaft auf gesunde Ernährung zu achten, 
Drogen und Alkohol zu meiden, dürfen aber 
auch jetzt das Land nicht verlassen, weil sie 
sich sonst strafbar machen. Oder schlimmer: 
Weil sie die Kinder, sollten sie im Ausland ge-
bären, eventuell behalten müssen, weil die 
meisten europäischen Staaten – wie auch 
Deutschland – Leihmutterschaft unter Strafe 
stellen. Diese Kinder würden auf deutschem 
Boden also nicht mehr an die Besteller aus-
gehändigt werden. Ein Dilemma für alle Be-
teiligten an diesem Menschenhandel.

So zeigt der Krieg nicht nur die hässlichen 
Seiten der menschlichen Natur, sondern auch 
die Fratze dessen, was man in unseren Brei-
tengraden unter dem Begriff „Leihmutter-
schaft“ subsumiert. Ein verniedlichender Be-
griff, denn hier wird ja keine Mutter geliehen, 
sondern eine Frau im wahrsten Sinne des 
Wortes zum reinen Brutkasten degradiert. Als 
Mutter will man sie ja explizit gerade nicht. 

Das Problem ist nicht neu
Bereits vor fast genau zwei Jahren, während 
der ersten Corona-Lockdowns, waren ähnli-
che Problemlagen in der Ukraine entstanden. 
Durch die weltweiten Reisebeschränkungen 
hingen auch damals Hunderte von Neugebo-
renen in der Ukraine fest. Bestellt und nicht 
abgeholt. Die Kliniken setzten auch damals 
Hilferufe an ausländische Institutionen ab, 
immer bemüht, die Balance zu halten zwi-
schen der Dramatik der Lage bei gleichzeiti-
ger Beruhigung der Eltern, dass man alles im 
Griff habe. Damals bekam man Videos zu se-
hen von Babywagen-Massen-Räumen, um-
sorgt von putzig gekleideten Krankenschwer-
stern mit pastelligen Tiermotivleibchen. 
Doch genau so, wie sich die Bedürfnisse von 
Neugeborenen nicht mit den „Social distan-
cing“-Regeln einer globalen Pandemie in Ein-
klang bringen lassen, können sie auch nicht 

mit bezahlten Krankenschwestern in Luft-
schutzkellern befriedigt werden. 

Das Problem hat jetzt einen anderen Aus-
löser als vor zwei Jahren, es ist aber in seiner 
Grundform geblieben und lässt sich einfach 
zusammenfassen: Leihmutterschaft ist Men-
schenhandel. Alles, was danach kommt, sind 
Kollateralschäden, die eben eintreten, wenn 
man einmal beginnt, Kinder wie Objekte auf 
dem Weltmarkt zu handeln. Es gilt als Errun-
genschaft der Zivilisation und weltweite 
Übereinkunft, dass Organhandel ethisch ver-
werflich und verboten ist – auch um die 
Selbstausbeutung armer Menschen zu ver-
hindern. Eine Niere auf dem Weltmarkt zu 
kaufen wird also kollektiv geächtet. Ein gan-
zes Kind zu kaufen, wird hingegen unter he-
terosexuellen und schwulen Promi-Pärchen 
auch in der Boulevard-Presse zur modernen 
Form der Familiengründung hochstilisiert.

Wenigstens ist die beschönigende Maske 
inzwischen deutlicher gefallen als noch vor 
zwei Jahren. Da die verständlichen Sorgen 
jener Eltern, die gerade um das Leben ihrer 
Kinder in Kiew bangen, manche zu allen Mit-
teln und auch Verzweiflungstaten treibt, sa-
hen sich die ukrainischen Kliniken genötigt, 
bei Facebook und Co. Klartext zu den poten-
tiellen Eltern zu reden. 

Manche von ihnen versuchten nämlich 
„ihre“ Leihmutter aus der Ukraine ins sichere 
Deutschland zu holen, bis die wertvolle Brut 
entbunden ist. Was gut gemeint sein mag, wä-
re aber illegal, und so warnte BioTeXCom die 
Kundschaft vor diesem Schritt angesichts der 
Rechtslage in Deutschland. Wörtlich: „Die 
Leihmutter wird als Mutter gelten und der 
Versuch der Übergabe des Kindes als Kinder-
handel bezeichnet. Sie werden nie als Eltern 
des Kindes anerkannt.“

Kinder aus dem Katalog
Genau so ist es faktisch: Kinderhandel. Ein 
Kind wird mit Hilfe von Katalogen und In-
ternetprofilen geplant. Es existieren Katalo-

ge mit dem angepriesenen Erbgut der Eizell-
spenderinnen, von Haarfarbe bis Augenfarbe 
und IQ-Wert. Auf den Internetseiten oder 
ebenfalls in Katalogen können dann die 
Leihmütter ausgesucht werden. Bewusst 
werden alleine für diese beiden Faktoren 
zwei unterschiedliche Frauen benutzt, damit 
die Leihmutter nicht ihre eigenen Eizellen 
austrägt und sie somit keinerlei genetische 
Verwandtschaft zum Kind besitzt. Das soll 
nicht nur juristischen Auseinandersetzun-
gen nach der Geburt vorbeugen, sollte die 
Frau das Kind behalten wollen, sondern auch 
psychologisch eine Bindung zwischen Gebä-
render und Kind verhindern. Die Schwange-
re brütet ein fremdes Ei, und man will auch, 
dass es ihr fremd bleibt. 

Man verzeihe die drastische Sprache. 
Doch wenn Kinder wie ein Auto mit Sonder-
anfertigungen auf dem Weltmarkt bestellt, 
bezahlt und dann abgeholt werden, ist wenig 
Platz für Sentimentalitäten. Es ist inzwi-
schen ein Milliardengeschäft, weswegen sich 
der Markt zunehmend auch in Europa aus-
breitet, nachdem Indien und Asien voran-
schritten und die USA deutlich teurer sind. 
Dort muss man mit einer sechsstelligen 
Summe rechnen. Ausbeutung von Frauen 
bleibt es aber auf allen Kontinenten. 

Junge Frauen riskieren alle Folge- und 
Nebenwirkungen massiver Hormonbehand-
lungen, um als Leihmütter zu fungieren, und 
werden dabei mit für ihre Verhältnisse hohen 
Summen gelockt. Zum Vergleich: Von den gut 
70.000 Euro, die die Besteller in der Ukraine 
an die Kliniken zahlen, bekommt die Leih-
mutter selbst um die 10.000 Euro, während 
sie mit normaler Arbeit durchschnittlich nur 
rund 300 Euro monatlich erarbeiten könnte. 
Sie verdient mit einer Geburt also fast drei 
Jahresgehälter. Für viele Gebärende sind 
10.000 Euro also ein Vermögen. Gerade be-
zahlen sie jedoch möglicherweise nicht nur 
mit der Ausbeutung ihrer Körper, sondern 
vielleicht auch mit ihrem Leben dafür.

Perspektiven für Deutschland
In Deutschland ist Leihmutterschaft noch 
verboten. Das Embryonenschutzgesetz ver-
hindert sowohl Eizellspende als auch Embry-
onenspende und Leihmutterschaft. Die Be-
tonung liegt auf „noch“, denn die aktuelle 
Ampelregierung hat sich auf die Fahnen ge-
schrieben, zumindest die sogenannte „altru-
istische“, oder auch „nicht-kommerzielle“ 
Leihmutterschaft legalisieren zu wollen. Die 
blumige Theorie besagt, dadurch, dass kein 
Geld zwischen Bestellern und Leihmutter 
fließt, wäre alles nur ein Akt der Nächsten-
liebe für verzweifelte Menschen mit Kinder-
wunsch und somit eine gute Tat. Gerne be-
müht man das Beispiel der Schwester, die für 
ihre Schwester oder die Mutter, die für Sohn 
oder Tochter stellvertretend das Kind aus-
trägt. Es bleibt also quasi in der Familie. 

Die Realität in der Erfahrung anderer Län-
der zeigt jedoch: Die altruistische Variante ist 
nur die Einstiegsvariante und Türöffner für 
den kommerziellen Markt. Und ganz so 
nicht-kommerziell ist es auch nicht in der  
altruistischen Variante, denn selbstverständ-
lich lassen sich die dafür nötigen Fertilitäts-
kliniken dafür fürstlich bezahlen. Die Einzige, 
die hier zwar das gesamte gesundheitliche 
Risiko und das Kind trägt, dafür aber rein gar 
nichts bekommt, ist die Leihmutter selbst. 

Aber das nennt sich modern und laut neo-
feministischer Auslegung „selbstbestimmte 
weibliche Reproduktionsarbeit“. Welch ein 
emanzipatorischer Fortschritt.

b Birgit Kelle ist Publizistin und schreibt  
unter anderem für „Die Welt“, „Focus“  
und „The European“. Zuletzt erschien „Noch  
Normal? Das lässt sich gendern! Gender- 
Politik ist das Problem, nicht die Lösung“  
(FinanzBuch Verlag 2020).  
www.birgit-kelle.de

Kollateralschaden des Krieges und eines sonst kaum beachteten Geschäfts: Neugeborene Babys in einer Kiewer Geburtsklinik
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Schlappe  
für Berlin 
Leipzig – Das Bundesinnenministeri-
um darf Aufnahmeprogramme für 
Flüchtlinge, die von den Bundeslän-
dern initiiert werden, stoppen. Dies 
hat das Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig am 15. März entschieden. Das 
Gericht hatte in einer Grundsatzent-
scheidung über eine Klage des Landes 
Berlin geurteilt. Berlin wollte im Juni 
2020 im Rahmen eines Landespro-
gramms zusätzlich 300 Immigranten 
aus dem Flüchtlingslager Moria auf der 
griechischen Insel Lesbos aufnehmen. 
Der damalige Innenminister Horst 
Seehofer (CSU) hatte dem Vorhaben 
Berlins allerdings seine Zustimmung 
verwehrt, weil er die Bundeseinheit-
lichkeit nicht gewahrt sah. Wie das 
Bundesverwaltungsgericht entschied, 
kann das Bundesinnenministerium 
tatsächlich seine Zustimmung versa-
gen, um negative Auswirkungen auf 
den Bund selbst oder andere Bundes-
länder zu verhindern. Die Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts 
ist rechtskräftig.  N.H.

Ethikräte 
gefordert
Köln – Die Seniorenvertretung Köln-
Innenstadt hat in einem offenen Brief 
an die parteilose Oberbürgermeisterin 
Henriette Reker unabhängige Ethikräte 
für private und staatliche Pflegeein-
richtungen gefordert, die verhindern 
sollen, dass einwilligungsunfähige Ster-
bende ohne Vormund oder Angehörige 
noch ein viertes Mal gegen das Corona-
virus geimpft werden. Dass es derartige 
Vorfälle gibt, bestätigte der Vorsitzen-
de der Seniorenvertretung Karl-Heinz 
Pasch gegenüber der „Kölnischen 
Rundschau“. Laut Aussage des Pflege-
personals sind hierfür vor allem exter-
ne Ärzte verantwortlich, die zum Ein-
satz kommen, wenn Notfälle auftreten. 
Manche Mediziner, so Heimmitarbeite-
rinnen, hätten die Vakzine sogar noch 
verabreicht, als der Tod ihrer Patienten 
unmittelbar bevorgestanden habe. Ein 
solches Vorgehen sei in keiner Weise 
gerechtfertigt und erfordere konse-
quente Gegenmaßnahmen. W.K.

DLR kündigt 
Partnerschaft
Köln – Wegen des russischen Angriffs 
auf die Ukraine hat das Deutsche Zen-
trum für Luft- und Raumfahrt (DLR) 
seine Zusammenarbeit mit der staat-
lichen russischen Raumfahrtbehörde 
Roskosmos mit sofortiger Wirkung 
gekündigt. Daraufhin sprach der Ros-
kosmos-Chef Dmitri Rogosin von ei-
nem „irreparablen Schaden“ für die 
bislang guten beiderseitigen Bezie-
hungen. Allerdings soll die Kooperati-
on zumindest im Hinblick auf die Nut-
zung der Internationalen Raumstation 
(ISS) fortgesetzt werden, weil diese 
unter der Ägide der US-Weltraum-
agentur NASA sowie der europäischen 
ESA erfolgt. Insofern ist die aktuelle 
Mission des deutschen Astronauten 
Matthias Maurer, der gemeinsam mit 
zwei russischen Kosmonauten und 
vier US-Astronauten auf der ISS weilt, 
nicht akut gefährdet. Ein Sprecher Ro-
gosins teilte zur weiteren Verfahrens-
weise in der Raumstation mit: „Ros-
kosmos hat Partnern nie einen Grund 
gegeben, an unserer Zuverlässigkeit zu 
zweifeln.“ W.K.

Im strukturell konservativen, aber seit 
drei Jahrzehnten von SPD-geführten Ka-
binetten regierten Rheinland-Pfalz wur-
den russische Oligarchen mit besonders 
offenen Armen empfangen. Ganze Häu-
serzeilen Triers wurden in den letzten 
Jahrzehnten von russischen Oligarchen 
zwecks Geldwäsche aufgekauft. Filetstü-
cke des Landes wie der altehrwürdige 
Nürburgring und der Flughafen Hahn 
wurden zu besonders günstigen Preisen 
an russische Oligarchen aus dem Umfeld 
des Präsidenten Wladimir Putin verhö-
kert. Zwei von ihnen, Viktor Charitonin 
und Boris Rotenberg, spielten dabei eine 
besonders wichtige Rolle. 

Russlands Oligarchen haben nach 
dem Zerfall des Kommunismus unter Prä-
sident Boris Jelzin zunächst die Fußball-

clubs gekauft und dann mit dem großen 
Einfluss der Fanclubs politische Macht 
gewonnen, die es ihnen erlaubte, ganze 
Industriezweige und vor allem die lukra-
tiven Rohstoffe wie Erdöl, Gas, Alumini-
um in die eigene Tasche zu lotsen. 

Putin hat seit 1999 mit den Oligarchen 
einen Deal: Diejenigen die bereit waren, 
sich aus seiner Politik herauszuhalten, be-
hielten ihre wirtschaftlichen Privilegien; 
diejenigen, die nicht dazu bereit waren, 
wie Michail Chodorkowskij, wanderten 
für Jahrzehnte in Lager nach Sibirien und 
ihr Vermögen wurde konfisziert. 

Russlands Oligarchen konnten sich 
darauf verlassen, dass sie und ihr Geld in 
Europas Metropolen willkommen sind. 
Der russische Angriff auf die Ukraine hat 
jedoch zu einer politischen Zeitenwende 

in der EU geführt. Nun gelten die Oligar-
chen als Helfer eines Kriegsverbrechers 
und sollen als solche zur Verantwortung 
gezogen werden.

Dem russischen Pharmaunternehmer 
Charitonin gehören 99 Prozent des Nür-
burgrings. Die renommierte, nach der 
Nürburg benannte Motorsport-Rennstre-
cke auf dem Gebiet der Verbandsgemein-
de Adenau in der Eifel war 2012 pleitege-
gangen und wurde daraufhin sehr günstig 
an den Russen verkauft, ohne Prüfung, 
wie dieser zu seinem Vermögen gelangt 
war. Inzwischen studieren Mitarbeiter 
der rheinland-pfälzischen Landesregie-
rung täglich die neuesten Sanktionslisten 
und freuen sich derweil noch, dass Khari-
tonin noch nicht darauf steht, was sich 
jedoch täglich ändern kann. 

Anders ist das bei Boris Rotenberg, der 
nach einem Bericht der Tageszeitung 
„Trierischer Volksfreund“ sogar einen ge-
meldeten Wohnsitz in der ältesten Stadt 
Deutschlands haben soll. Der 65-jährige 
Milliardär und sein ein gutes halbes Jahr-
zehnt älterer Bruder Arkadij Rotenberg 
stehen ganz vorne auf den Sanktionslisten 
der westlichen Welt. Sie sollen zu einer der 
reichsten Familien in Russland gehören 
und sind enge Vertraute Putins, der eben-
falls aus Europas viertgrößter und Russ-
lands zweitgrößter Stadt stammt. Über 
den Judosport, Putins Lieblingssport, sind 
sie miteinander bekannt geworden. Die 
Rotenbergs beherrschen den russischen 
Pipelinemarkt und haben an den beiden 
Nord-Stream-Projekten kräftig verdient.  
 Bodo Bost

RHEINLAND-PFALZ

Lange Zeit ein Paradies für Oligarchen
Reichen Russen aus dem Umfeld Putins wurden Filetstücke des Landes besonders günstig verkauft

VON PETER ENTINGER

A m vorletzten Mittwoch bran-
dete im saarländischen Land-
tag fraktionsübergreifend 
lang anhaltender Applaus auf. 

Oskar Lafontaine hielt seine letzte Rede 
als Parlamentarier. Mit dem Ende der Le-
gislaturperiode wird der 78-Jährige seine 
politische Laufbahn beenden. Menschen, 
die ihm nahestehen, erwarten, dass er 
dann auch das Parteibuch der Linken zu-
rückgeben wird. Für einstige Weggefähr-
ten hat er nur noch Verachtung übrig. 
„Asoziale“, „Betrüger“, „Kriminelle“ sind 
seine Bezeichnungen für jenen Teil der 
Linkspartei, der die Mehrheit an der Saar 
hält. Mit denen will Lafontaine nichts 

mehr zu tun haben und trat eine Woche 
vor der Wahl aus der Partei aus. Damit 
schließt sich ein Kreis. Denn mit Lafon-
taines Vita hängen Aufstieg und Fall der 
Saar-SPD eng zusammen. 

Lafontaine bricht mit der Linken
1985 führte sie der junge Saarbrücker 
Oberbürgermeister erstmals in der Ge-
schichte des Landes in die Staatskanzlei. 
Dort blieb die SPD bis 1999. Die damalige 
Niederlage schreiben viele Sozialdemo-
kraten bis heute ebenfalls Lafontaine zu, 
der wenige Monate zuvor als Parteichef 
und Bundesfinanzminister hingeworfen 
hatte. Sein temporärer Ausstieg aus der 
Politik und seine spätere Beteiligung an 
der Gründung der Linkspartei haben die 

Saar-SPD ins Mark getroffen. 2009 holte 
die Linke an der Saar satte 21 Prozent, vor 
fünf Jahren waren es immerhin noch 
mehr als zehn. „Die Größe des linken La-
gers hat sich eigentlich nicht verändert. 
Die abgewanderten Wähler kehren seit 
der Bundestagswahl aber wieder verstärkt 
zur SPD zurück. Die Linke wird es schwer 
haben, ohne Lafontaine noch einmal über 
die Fünf-Prozent-Hürde zu kommen“, 
sagt der Saarbrücker Politikwissenschaft-
ler Dirk van den Boom.

Anke Rehlinger, stellvertretende Mi-
nisterpräsidentin und Wirtschaftsminis-
terin des Saarlandes sowie Vorsitzende 
und Spitzenkandidatin der Saar-SPD, 
steht in diesem trockenen Spätwinter auf 
den Marktplätzen des Landes und lä-

chelt. „Ja“, sagt sie auf die Frage, ob ihre 
Partei denn bereit sei, die Große Koaliti-
on mit der CDU fortzusetzen, nur unter 
umgekehrten Vorzeichen eben. „Warum 
nicht“, antwortet sie auf die Nachfrage, 
ob sie denn auch für Koalitionen mit FDP 
und Grünen bereit sei. Inhaltlich bleibt 
die frühere Kugelstoßerin und studierte 
Juristin vage. Nur keine Fehler machen, 
heißt die Devise. 

Hans patzt auf Twitter
Die macht der Ministerpräsident schon 
zur Genüge. Mit 31 Prozent lag die CDU in 
der letzten Umfrage sechs Punkte hinter 
der SPD. Es sieht nicht gut aus für Tobias 
Hans. Der 44-Jährige folgte Annegret 
Kramp-Karrenbauer im März 2018, als es 
diese nach Berlin zog. Der Sohn eines frü-
heren CDU-Fraktionsvorsitzenden ist ein 
Berufspolitiker. Er hat kein abgeschlosse-
nes Studium, keine fertige Ausbildung, 
nichts. Sein Fach ist die Inszenierung, sei-
ne Disziplin die Rede. 

Lange verkaufte Hans sich gut, gab 
den Corona-Mahner in den Talkshows. 
Er bespielte mehrere Social-Media-Kanä-
le gleichzeitig und scharte ein Dutzend 
von Influencern um sich. Manch einer 
der Altvorderen zog die Augenbrauen 
hoch. „Er kommt gut an“, hieß es lange. 

Doch spätestens seit dem Bundes-
tagswahl-Desaster, als die CDU alle vier 
Wahlkreise an die SPD verlor, ist aus dem 
Multimedia-Talent ein Komplett-Ausfall 
geworden. Die Umfragewerte sind mise-
rabel. Und dann patzte Hans auch noch 
auf Twitter. Sein Video, in dem er für ei-
ne Benzinpreisbremse warb und Gering-
verdiener bloßstellte, wurde zur Blama-
ge. Er muss hoffen, dass ein Wunder ge-
schieht und die CDU doch noch an der 
SPD vorbeizieht. Andere Optionen hat er 
nicht. 

Die SPD wirkt homogen
Hans kann noch von Glück sagen, dass 
die Alternativen im bürgerlichen Lager 
dünn gesät sind. Die FDP kämpft nach 
zehn Jahren erstmals wieder mit realen 
Chancen um den Einzug in den Landtag, 
aber ihr weitgehend unbekanntes Perso-
naltableau eignet sich nicht als Sammel-
becken der Unzufriedenen. Die AfD, die 
nach tiefgreifenden Zerwürfnissen ohne 
Landesliste antreten muss, sollte zwar 
mit Umfragewerten von sechs bis acht 
Prozent über die drei Wahlkreise ins Par-
lament einziehen, als Auffanglager für 
frustrierte CDU-Wähler taugt sie aber 
ebenso wenig wie die ebenfalls zerstritte-
nen Grünen. 

Die Schwäche der Kleinen ist das gro-
ße Plus der homogenen SPD. „Die Zeit ist 
reif für einen Neuanfang“, sagte die 
45-jährige Rehlinger in der vergangenen 
Woche. Es war an dem Tag, an dem Oskar 
Lafontaine seine letzte Rede hielt.

Wird sie sein Nachfolger als saarländischer Ministerpräsident? Anke Rehlinger und Tobias Hans Foto: pa

SAARLAND

„Die Zeit ist reif für einen 
Neuanfang“

Was dafür spricht, dass die SPD aus der Landtagswahl am Sonntag  
gestärkt hervorgeht
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VON NORMAN HANERT

T ag für Tag kommen im Schnitt 
etwa 10.000 Flüchtlinge aus 
der Ukraine in Berlin an. Die 
deutsche Hauptstadt ist mit 

dieser Situation ganz offensichtlich über-
lastet. Vor allem aus den Berliner Bezir-
ken kommen nun Warnungen, dass die 
Ämter unter der Belastung zusammen-
brechen.

Gegenüber dem rbb-„Inforadio“ sag-
te die Regierende Bürgermeisterin Fran-
ziska Giffey bereits am 14. März, dass 
sich bis dahin schon insgesamt 28.000 
Menschen aus der Ukraine bei den Sozi-
alämtern der Bezirke angemeldet hätten. 
Viele der Kriegsflüchtlinge kommen in 
Berlin mittellos an, sodass für sie die Be-
antragung von Sozialhilfe überlebens-
notwendig ist. Die Sozialämter sind wie-
derum auf solche hohen Zahlen über-
haupt nicht eingerichtet. 

In Neukölln ist der Andrang hilfsbe-
dürftiger Ukrainer sogar so groß, dass das 
Sozialamt vorübergehend seine reguläre 
Arbeit, etwa die Hilfe für Obdachlose oder 
bei der Grundsicherung, aussetzen muss-
te. „Wir schaffen es einfach nicht“, so eine 
Bezirksmitarbeiterin gegenüber dem Sen-
der rbb. Neuköllns Sozialstadtrat Falko 
Liecke wählte eine noch drastischere For-
mulierung: „Wir saufen ab.“ 

„Müssen doch wissen, wer kommt“
Der CDU-Politiker kritisierte auch die In-
formationspolitik des Senats und fehlen-
de Strukturen. Liecke sagte: „Wir werden 
überschüttet mit Fragen, die wir nicht be-
antworten können. Zum Aufenthalts-
recht, zur Leistungsgewährung, zu Kita- 
und Schulplätzen und Sprachkursen, zur 
sozialen Komponente.“ Giffey und ihre 
Sozialsenatorin Katja Kipping (Linkspar-
tei) haben inzwischen vorgeschlagen, die 
Auszahlung von sozialen Hilfsleistungen 
für die Flüchtlinge auf die Jobcenter zu 
verlagern. Der Schritt würde nicht nur die 
Sozialämter der Bezirke von Arbeit ent-
lasten, die Aufgabe würde über die Job-
center faktisch auf den Bund übergehen.

Der Generalsekretär der Bundes-
CDU, Mario Czaja, hat dem Bund inzwi-
schen vorgeworfen, Berlin und die vielen 
ehrenamtlichen Helfer mit der Aufnahme 
von ukrainischen Kriegsflüchtlingen al-
lein zu lassen. Czaja, der auch Präsident 
des Deutschen Roten Kreuzes in Berlin 

ist, sagte: „Die Ehrenamtlichen sagen 
mir, sie erleben eine Situation wie 2015 – 
nur ohne den Staat.“ Einen Vorwurf 
macht er insbesondere dem Bundesin-
nenministerium unter der Führung von 
Nancy Faeser (SPD). Laut Czaja überlässt 
das Ministerium die Arbeit der Erstauf-
nahme der Ukraine-Flüchtlinge den frei-
willigen Helfern.

Der CDU-Bundesvorsitzende Fried-
rich Merz warf Faeser zudem vor, dass 
weiterhin zu viele aus der Ukraine ge-
flüchtete Menschen unregistriert nach 
Deutschland kämen. „Wir müssen doch 
wissen, wer kommt“, so Merz. Gegenüber 
dem „Tagesspiegel“ sagte der CDU-Chef 
weiter: „Ob da zum Beispiel Menschen 
einreisen, die keine ukrainischen Staats-
bürger sind. Ob verdeckt Asylbewerber 
darunter sind. Und wir müssen sicherstel-
len, dass Frauen und Kinder, die hier 
Schutz suchen, nicht von Straftätern mit-
genommen werden.“

Inzwischen kommen nicht nur aus 
Berlin, sondern aus Landkreisen und 

Kommunen in ganz Deutschland Rufe 
nach mehr Engagement des Bundes bei 
der Versorgung und der Verteilung der 
Flüchtlinge. Bei einem Gipfelgespräch am 
17. März einigten sich Bund und Länder 
zumindest darauf, dass der Bund die ge-
rechte Verteilung ukrainischer Flüchtlin-
ge in Deutschland in die Hand nehmen 
wird und auch „personell und materiell“ 
Hilfe bei der Registrierung leisten wird. 
Allerdings will die Bundesregierung erst 
am 7. April beschließen, inwiefern sich der 
Bund an den finanziellen Belastungen be-
teiligt.

Weiter große Versprechen gemacht
Ungeachtet der jetzt schon gewaltigen 
Probleme und dieser zögerlichen Haltung 
der Ampel-Koalition sicherte die Beauf-
tragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, Reem Alaba-
li-Radovan (SPD), eine unbegrenzte Auf-
nahmebereitschaft zu: „Deutschland wird 
allen Menschen Schutz bieten, die aus der 
Ukraine zu uns fliehen“, so die in Moskau 

geborene Staatsministerin gegenüber der 
Funke-Mediengruppe.

Ob Deutschland diese Zusage tatsäch-
lich einhalten kann, bleibt abzuwarten. 
Nach Erkenntnissen des UN-Flüchtlings-
hilfswerks UNHCR sind inzwischen zehn 
Millionen Ukrainer auf der Flucht, knapp 
3,4 Millionen von ihnen haben das Land 
verlassen. Der polnische Grenzschutz 
geht davon aus, dass seit dem 24. Februar 
bereits mehr als zwei Millionen Menschen 
allein nach Polen geflüchtet sind. 

Inzwischen kommt aber auch Polen an 
die Grenzen seiner Aufnahmefähigkeit. 
Viele Aufnahmezentren und Notquartiere 
für Flüchtlinge in polnischen Städten sind 
mittlerweile überfüllt. Zudem kommen 
nun immer öfter auch Ukrainer über die 
polnisch-ukrainische Grenze, die keine 
Verwandten oder Bekannten in Polen ha-
ben. Insbesondere Berlin wird sich infolge 
dessen darauf einrichten müssen, dass in 
den kommenden Wochen weiterhin Tag 
für Tag zehntausend Kriegsflüchtlinge in 
der Stadt ankommen werden. 

FLUCHTWELLE

„Wie 2015 – nur ohne den Staat“
Berlin schlägt Alarm wegen Überlastung – Scharfe Kritik an Nancy Faesers Bundesinnenministerium

Ruf nach dem Bund: Regierende Bürgermeisterin Franziska Giffey und Sozialsenatorin Katja Kipping (v.l.) Foto: imago/Jens Schickes

b KOLUMNE

Bundespräsident Frank-Walter Steinmei-
er hat vor Anfeindungen gegen Russen in 
Deutschland gewarnt. Steinmeier sagte, 
der Krieg in der Ukraine sei der Krieg der 
politischen Führung in Moskau und nicht 
der russischen Menschen. Das Bundeskri-
minalamt hat seit Kriegsbeginn eine drei-
stellige Zahl von politisch motivierten 
Straftaten registriert, die sich gegen rus-
sischsprechende Menschen richtet. Allein 
die Berliner Polizei registrierte in den ers-
ten drei Wochen des Krieges rund 100 An-
griffe auf russische Institutionen oder 
Privatpersonen in der deutschen Haupt-
stadt. Die Bandbreite der Delikte reicht 
von Sachbeschädigungen über Beleidi-
gungen, Bedrohungen und Körperverlet-
zungen bis hin zu Brandstiftungen.

Als besonders gefährlich müssen zwei 
Brandanschläge angesehen werden. In der 

Nacht zum 11. März haben Unbekannte 
mit einem Molotow-Cocktail einen 
Brandanschlag auf die Internationale Lo-
monossow-Schule in Berlin-Marzahn ver-
übt. Die Schule ist nach dem russischen 
Naturwissenschaftler und Dichter Micha-
il Lomonossow benannt. Die staatlich an-
erkannte Ganztagsschule mit gymnasialer 
Oberstufe bietet in einigen Fächern Un-
terricht in deutscher und in russischer 
Sprache an. 

Kirche voller Flüchtlinge attackiert
Bei dem Brandanschlag wurde der Ein-
gangsbereich der Schulturnhalle stark be-
schädigt. Da die Polizei einen Bezug zum 
Krieg in der Ukraine nicht ausschließen 
kann, hat in dem Fall der polizeiliche 
Staatsschutz die Ermittlungen übernom-
men. Bereits einige Tage zuvor hatte es 

ein Feuer an einem Geräteschuppen der 
Schule gegeben. Bilder einer Überwa-
chungskamera lassen auf einen Einzeltä-
ter als Brandstifter schließen.

Ebenfalls unbekannte Täter warfen in 
Berlin-Charlottenburg Flaschen gegen die 
Fenster einer russisch-orthodoxen Kir-
che. Dabei seien drei Fensterscheiben der 
Kirche in der Wintersteinstraße beschä-
digt worden, teilte die Berliner Polizei 
mit. Menschen seien nicht verletzt wor-
den. Ein besonders abscheulicher An-
schlag, denn in dem Gebäude sind derzeit 
Ukraine-Flüchtlinge untergebracht. 

Auch in diesem Fall hält die Polizei 
wegen des Krieges in der Ukraine eine 
politisch motivierte Tat für wahrschein-
lich. Die Ermittlungen hat deshalb der 
polizeiliche Staatsschutz im Landeskrimi-
nalamt übernommen. Keinen Eingang in 

die Statistiken von Polizei und Staatsan-
waltschaften finden oftmals die Anfein-
dungen, die sich gegen das Personal russi-
scher Restaurants richten. Ein betroffener 
Gastronom, der in Berlin-Kreuzberg das 
Restaurant „Datscha Kreuzberg“ betreibt, 
berichtet gegenüber dem Sender rbb al-
lein von 15 Drohanrufen bereits am ersten 
Tag des Krieges.

Berlins Regierende Bürgermeisterin 
Franziska Giffey (SPD) äußerte sich in-
zwischen besorgt darüber, dass sich 
Menschen russischer Herkunft Anfein-
dungen ausgesetzt sähen. Wie Bundes-
präsident Steinmeier hob auch Giffey 
hervor, man dürfe den Krieg, den Wladi-
mir Putin führe, nicht dem russischen 
Volk zuschreiben. Es gelte jetzt, Brücken 
zu bauen und den Feindseligkeiten ent-
gegenzuwirken.  N.H.

RASSISMUS

Welle von antirussischen Hassverbrechen
Brandanschläge, Anfeindungen und sogar Morddrohungen gegen russischsprechende Bürger

Überfordert 
VON THEO MAASS

Am Berliner Hauptbahnhof ist das 
Scheitern der deutschen und Berliner 
Flüchtlingspolitik zu bewundern. 
Obdachlose dort sind keineswegs 
„nur“ Biodeutsche, deren Schicksal 
dem rot-rot-grünen Senat Wurscht 
ist. Die Geflüchteten aus der Ukraine 
verteilen sich über das ganze riesige 
Gebäude: Von der Toilette bis zur 
Sitzbank auf dem Bahnsteig über die 
windgeschützten Plätzchen auf dem 
Bürgersteig, überall haben sie sich 
notdürftig niedergelassen. Die Be-
treuung der Flüchtlinge ist offenkun-
dig vollkommen unzureichend, die 
Verwaltung der Hauptstadt mit der 
Aufgabe komplett überfordert.

Der Aufenthalt kann für die Ukrai-
nerinnen sogar gefährlich werden: 
Jüngere, gutaussehende Frauen aus 
der Ukraine erfreuen sich der beson-
deren Aufmerksamkeit arabisch-ori-
entalischer Asylsucher, die schon län-
ger – konkret seit 2015 – hier sind. 
Ebenso stellen Menschenjäger aus 
dem Rotlichtmilieu den Frauen nach. 

Zwar herrscht in fast allen Regio-
nen Syriens inzwischen mehr oder we-
niger Ruhe, weshalb Dänemark – bei-
spielsweise – die Asylsucher von dort 
wieder in deren Heimat zurückschickt. 
Aber die Berliner Landesregierung 
schiebt so gut wie niemanden ab, 
selbst wenn er nach deutschem Recht 
ausreisepflichtig wäre, und darauf ist 
Rot-Rot-Grün sichtbar stolz. 

Nun zeigt sich, dass die Decke zu 
kurz ist. Die Kriegsflüchtlinge aus Ost-
europa und die Wirtschaftsimmigran-
ten aus dem Orient sind eben nicht 
zusammen verkraftbar. Was die Lage 
noch verschärft: Seltsamerweise tre-
ten neuerdings orientalische Asylsu-
cher am Berliner Hauptbahnhof mit 
ukrainischen Personalpapieren auf. 
Offenbar ist es kein großes Problem, 
in der Ukraine an dortige Aufenthalts-
titel zu gelangen. Bürokratie und Ver-
waltung der Ukraine sind offenbar 
noch nicht auf dem Niveau, das von 
einem EU- und NATO-Beitrittskandi-
daten zu erwarten ist. Wenn Ukraine-
rinnen aus Düsseldorf, Leipzig oder 
Berlin vor aggressiven Orientalen nach 
Polen flüchten müssen, damit sie nicht 
sexuell belästigt werden, sagt das viel 
über die Berliner Realitäten aus. 

b MELDUNG

Maßnahmen 
enden fast alle
Berlin – Berlin hebt zum 1. April 2022 
fast sämtliche sogenannten Corona-
Maßnahmen auf. Dann gilt wie in an-
deren Bundesländern nur noch ein 
sogenannter Basisschutz, der darin 
besteht, dass eine Maskenpflicht in 
Bus und Bahn, in Krankenhäusern so-
wie Pflegeheimen beibehalten wird. 
Zudem werden in Schulen die Corona-
Tests fortgeführt. Zunächst hatten die 
mitregierenden Grünen den angekün-
digten Lockerungen eine Absage er-
teilt. Allerdings kam zuletzt von dort 
keine Kritik, sondern Schweigen. Of-
fenbar wollen die Grünen das ohnehin 
fragile Verhältnis zur SPD und insbe-
sondere zu deren Parteivorsitzender, 
Berlins Regierender Bürgermeisterin 
Franziska Giffey, nicht weiter strapa-
zieren. Die SPD könnte nach den 
Mehrheitsverhältnissen auch mit 
CDU und FDP regieren.   F.B. 
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RUSSLAND-ITALIEN

Italiens Sympathien für Putin
Sowohl linke als auch rechte Politiker wollen an ihren guten Beziehungen zu Moskau festhalten

Während sich die westlichen Länder be-
mühen, Russland diplomatisch zu isolie-
ren, wie die Tatsache zeigt, dass die UN-
Generalversammlung am 2. März mit 
überwältigender Mehrheit eine Resolution 
verabschiedet hat, in der Russland aufge-
fordert wird, seine Intervention in der Uk-
raine zu beenden, lavieren die beiden 
größten Golfmächte gegenüber Moskau 
weiter. Während die Vereinigten Arabi-
schen Emirate (VAE) und Saudi-Arabien 
die UN-Resolution unterstützten, hatte 
Abu Dhabi sich am 25. Februar bei der Ab-
stimmung über einen ähnlichen Text, der 
dem UN-Sicherheitsrat vorgelegt worden 
war, enthalten. 

Der saudische Kronprinz Mohammed 
bin Salman hat wissen lassen, dass der 
Krieg gegen die Ukraine ihn nichts angeht. 
Trotz Bitten des strategischen Partners 
USA wollen Saudi-Arabien und die VAE 
ihre Ölförderung nicht erhöhen, um Russ-
land in die Knie zu zwingen. Sie nahmen 
nicht einmal den Telefonhörer ab, als US-
Präsident Biden versuchte anzurufen. 

Verstoß gegen Abkommen von 1945
Dies ist ein klarer Verstoß gegen das Ab-
kommen von 1945 zwischen Ibn Saud und 
Roosevelt auf der „USS Quincy“. Nach 
diesem Abkommen sollte Saudi-Arabien 
die Ölversorgung des Westens garantie-

ren, während der Westen die Existenz der 
Golfmonarchien garantieren sollte. Zwei-
mal hat der Westen sich daran gehalten, 
1979 retteten französische Spezialkräfte 
die saudische Monarchie in Mekka vor ra-
dikalen Moslems, und 1991 befreiten US-
Truppen Kuwait von Saddam Hussein. 
Sollten die Golf-Staaten sich jetzt nicht 
mehr an diesen Deal halten, steht ihre Zu-
kunft in einer immer radikaleren islami-
schen Welt auf dem Spiel. 

Anders der bisherige Paria unter den 
Golfstaaten, Katar, der wegen seiner Nähe 
zu den Muslimbrüdern bislang gemieden 
wurde. Der amerikanische Präsident wer-
tete Katar zum wichtigsten Nicht-NATO-

Verbündeten der Region auf, nachdem des-
sen Emir bei einem Besuch in Washington 
versprochen hatte, die von russischem Gas 
abhängigen Europäer im Notfall mit Flüs-
siggas zu versorgen. Auch Ägypten, das 
neuerdings ebenfalls Gas exportiert, bot 
sich als Helfer an. 

In den Tagen nach Kriegsbeginn hatte 
der Ölpreis mit über 130 Dollar pro Barrel 
den höchsten Stand seit 2008 erreicht. 
Auch wenn der Krieg in der Ukraine gut 
fürs Geschäft sein mag, löst er in den 
Nicht-Ölstaaten des Nahen Ostens Sorge 
aus. In Ländern wie den Libanon oder 
Ägypten stammt ein Großteil des Getrei-
des aus der Ukraine.  Bodo Bost

UKRAINEKRIEG

Die heikle Neutralität der arabischen Staaten
Saudis und Vereinigte Arabische Emirate halten sich bei Sanktionen gegen Russland auffallend zurück

b MELDUNGEN

VON PETER ENTINGER

M atteo Salvini probierte es 
mit der Flucht nach vorne.  
Der Anführer der rechts-
nationalen Lega war an 

die polnisch-ukrainische Grenze gereist, 
um Asylsuchende in Empfang zu neh-
men. Doch der örtliche Bürgermeister 
hatte ein T-Shirt dabei, das den russi-
schen Machthaber Wladimir Putin mit 
der Aufschrift „Russische Armee“ zeigte. 
Wohl in keinem EU-Land ist das Ver-
ständnis für das Vorgehen der Russen so 
groß wie in Italien. Salvini ist kein Ein-
zelfall, aber für ihn ist die aktuelle Ent-
wicklung äußerst peinlich. 2017 präsen-
tierte er sich mit Putin-Shirt auf dem 
Roten Platz in Moskau, im gleichen Jahr 
unterzeichnete er einen Kooperations-
vertrag seiner Lega mit Putins Partei. 
Und heute? „Krieg ist immer schlecht. 
Wir müssen uns um diplomatische Lö-
sungen bemühen“, sagt er vage.

Ukraine als „NATO-Marionette“
Als Putin vor Jahren seine Truppen auf 
die Krim schickte, fielen die EU-Sanktio-
nen auch deshalb vergleichsweise milde 

aus, weil Italien sich querstellte. 2016 
reiste sogar eine italienische Politikerde-
legation höchst offiziell auf die Krim, 
und der damalige Staatssekretär des Au-
ßenministeriums, ein Politiker der Fünf-
Sterne-Bewegung, bezeichnete die Uk-
raine damals als Marionetten-Staat der 
NATO. Das brachte Rom zwar eine 
scharfe Protestnote durch das transat-
lantische Bündnis ein, doch die Aufre-
gung in Italien hielt sich in Grenzen.

Dort machte man in Sachen Russland 
in den vergangenen Jahren stets sein ei-
genes Ding und macht dies bis heute, 
auch wenn die „All-Parteien-Koalition“ 
um Mario Draghi offiziell den Sanktions-
kurs der EU unterstützt. Im vergangenen 
Juli, als die Luft zwischen Russland und 
der EU schon ziemlich dick war, reiste 
eine Delegation von 16 Spitzenmanagern 
italienischer Konzerne nach Moskau und 
traf dort auf Staatschef Putin sowie acht 
Minister. 

„Ich sehe ernsthafte Perspektiven für 
den Ausbau der Geschäftspartnerschaft 
zwischen Moskau und Rom etwa im 
Energiebereich“, schwärmte Putin an-
schließend. EU-Kreise hatten zuvor bei 
der Regierung interveniert, damit diese 

die Organisatoren um eine Absage bittet.  
Doch der Erfolg hielt sich in Grenzen. 
Draghi konnte lediglich dafür sorgen, 
dass drei Energieunternehmen mit grö-
ßerer Staatsbeteiligung absagten. „Wir 
können privaten Unternehmen solch ei-
ne Veranstaltung eben nicht verbieten“, 
teilte er damals lapidar mit. 

Seit Jahren ermittelt die italienische 
Staatsanwaltschaft gegen Unternehmer 
aus dem Umfeld der Lega, die ein Öl-Ge-
schäft mit Moskau einfädeln wollten, bei 
dem auch die Rechtspartei profitieren 
sollte. Experten und Italien-Kenner rät-

seln, woher die Russland-Sympathie 
kommt, die bei Weitem nicht nur die 
politische Rechte umfasst. 

Der ehemalige Ministerpräsident und 
Sozialdemokrat Matteo Renzi sitzt im 
Aufsichtsrat eines italienisch-russischen 
Unternehmens. Maurizio Landini, Chef 
des größten Gewerkschaftsbundes Itali-
ens CGIL, der traditionell äußerst links 
aufgestellt ist, rief zusammen mit dem 
Verband der ehemaligen Partisanen und 
Antifaschisten zu einer Demonstration 
auf. Mehr als 50.000 Personen kamen, 
und es wurde vor allem gegen die NATO 
gewettert. Damit lagen die Demonstran-
ten ganz auf der Linie des Staatsfernse-
hens. Ein Korrespondent des TV-Sen-
ders RAI bezeichnete den Angriff auf ein 
Kernkraftwerk als „Eigen-Sabotage der 
Ukrainer“. Als es in den sozialen Medien 
daraufhin zu vehementen Protesten 
kam, wurde der Mann vorübergehend 
abberufen. Sonst passierte nichts. Wie 
auch, wenn die Talkshows am Abend par-
teiübergreifend mit „Putin-Verstehern“ 
besetzt sind.

Geschichte als Grund?
In Italien führt man gerne wirtschaftli-
che Gründe an. Doch diese sind über-
schaubar. Das Land exportierte 2021 ins-
gesamt Waren für 750 Milliarden Dollar, 
davon gingen nur knapp acht Milliarden 
nach Russland. Für 14 Milliarden kauft 
Rom dort ein, vorwiegend Gas. Andere 
Länder haben größere Probleme.

Es hängt wohl eher mit der politi-
schen Geschichte Italiens zusammen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das 
Land von zwei Großparteien beherrscht, 
die unter dem Einfluss der NATO und 
der Mafia (für viele Italiener sind das üb-
rigens zwei Seiten derselben Medaille) 
standen. Links von ihnen standen die aus 
Moskau unterstützten Kommunisten, 
rechts die Neofaschisten. 

Als Anfang der 90er Jahre das politi-
sche System zusammenbrach, wurden 
aus den Kommunisten Sozialdemokra-
ten und aus den Faschisten Konservati-
ve. Geblieben ist eine tiefgreifende Ab-
lehnung vor der Einmischung von außen. 
„Was haben wir mit der Ukraine zu tun?“, 
fragt Giorgia Meloni, Vorsitzende der 
rechtskonservativen „Brüder Italiens“, 
und der Präsident der italienischen Ver-
einigung der ehemaligen Partisanen und 
Antifaschisten, Gianfranco Pagliarulo, 
hält Waffenlieferungen an die Ukraine 
„für einen großen Fehler“. Sein Rat an 
die Ukrainer ist so gar nicht kämpferisch: 
„Sie ergeben sich am besten.“ 

„Krieg ist immer 
schlecht. Wir 

müssen uns um 
diplomatische 

Lösungen bemühen“
Matteo Salvini 

Chef der Partei „Lega“

Matteo Salvini Anfang März in Polen: Przemysls Bürgermeister konfrontiert den Italiener mit dem verdächtigen Putin-T-Shirt
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Vegan ist auch 
nicht besser
Gland – Wer auf Fleisch verzichtet, er-
nährt sich nicht automatisch umwelt-
freundlicher. Das geht aus der aktuel-
len Studie des World Wide Fund For 
Nature (WWF) mit dem Titel „Was-
serverbrauch und Wasserknappheit“ 
hervor. Eine Ernährung ohne jegliche 
tierische Produkte verschlingt pro 
Person 45  Kubikmeter Wasser pro 
Jahr. Vegetarier kommen auf 39 Kubik-
meter und Fleischesser auf 29 Kubik-
meter. Laut WWF werden nur 18 Pro-
zent des in der Nahrungsmittelpro-
duktion eingesetzten Wassers für die 
Herstellung tierischer Lebensmittel 
verwendet. Ein weiteres Problem ist, 
dass Obst, Gemüse, Nüsse und ähnli-
ches vielfach aus Regionen stammen, 
in denen Wasserknappheit herrscht. 
Als ganz besonders schädlich bezeich-
net der Umweltverband den Anbau 
von Mandeln, aus denen man angeb-
lich klimafreundliche vegane Milch-
sorten gewinnt: Um ein Kilo Mandeln 
auf den Markt zu bringen, benötigen 
die Landwirte in den Hauptanbauge-
bieten 2000 Liter Wasser. W.K.

Taliban lauern  
in Europa 
Madrid/Wien – In Spanien haben Er-
mittlungsbehörden bei einem afghani-
schen Asylbewerber Fotos, Namen und 
Daten von zwei Ausbildern des öster-
reichischen Bundesheeres gefunden. 
Auf den Fotos waren die Soldaten un-
maskiert zu sehen. Laut der österrei-
chischen Zeitung „Kurier“ könnten 
sich damit Angehörige des österreichi-
schen Bundesheeres in Lebensgefahr 
befinden. Soldaten des österreichi-
schen „Jagdkommandos“ waren im Zu-
ge der „Resolute Support Mission“ in 
Afghanistan für die Ausbildung einhei-
mischer Sicherheitskräfte im Einsatz 
gewesen. Laut „Kurier“ ist davon aus-
zugehen, dass die Taliban nach dem 
Abzug der US-Truppen „Zugang zu al-
len geheimen Akten des internationa-
len Einsatzes“ erhalten haben. Die 
neun österreichischen Soldaten, die als 
Ausbilder in Afghanistan im Einsatz 
waren, sollen aufgrund der Bedro-
hungslage die Ausstellung von Waffen-
scheinen beantragt haben.  N.H.

Polen hofft auf 
EU-Milliarden
Warschau – Das Lob von EU-Ratsprä-
sident Charles Michel für das Agieren 
der polnischen Regierung in der aktuel-
len Krise nährt in Warschau Hoffnun-
gen auf die baldige Freigabe blockierter 
EU-Milliarden. Wegen Kritik an der 
polnischen Justizreform hält die EU-
Kommission 36 Milliarden Euro aus 
dem Corona-Aufbaufonds für War-
schau zurück. Gleichzeitig ist Polen 
durch den russischen Einmarsch in die 
Ukraine nun innerhalb der EU in eine 
Schlüsselstellung gerutscht. Laut dem 
polnischen Grenzschutz sind mehr als 
zwei Millionen ukrainische Flüchtlinge 
ins Land gekommen. Im Streit mit Po-
len um die Justizreform steht der EU-
Kommission durchaus ein Spielraum 
zur Anwendung der Rechtsstaatsklau-
seln zu. Allerdings pochen Politiker im 
EU-Parlament, wie Vizeparlaments-
präsidentin Katarina Barley, für ein 
konsequentes Vorgehen gegenüber der 
polnischen Regierung.  N.H.
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VON NORMAN HANERT

N achdem der Chiphersteller 
Intel im vergangenen Jahr 
den Bau einer europäischen 
Großfabrik angekündigt hat-

te, wurde nun bekannt, welcher der Stand-
ortbewerber in ganz Europa das Rennen 
um die Ansiedelung gewonnen hat. Das 
kalifornische Unternehmen Intel hat sich 
für Magdeburg entschieden. „In der ersten 
Phase planen wir Investitionen in Höhe 
von 17 Milliarden Euro für die Errichtung 
von zwei brandneuen, einzigartigen Halb-
leiterfabriken in Magdeburg“, sagte Intel-
Chef Pat Gelsinger Mitte März. Später sind 
bis zu sechs weitere Fabriken geplant. Mit 
der angekündigten Summe stellt Intels 
„Megafab“ eine der größten Investitionen 
in Deutschland der letzten Jahre dar.

Intel will in Sachsen-Anhalt zum einen 
Prozessoren und Grafikchips herstellen, 
die unter der eigenen Marke verkauft wer-
den. Zugleich will das Unternehmen aber 
auch im Rahmen der Intel Foundry Ser-
vices als Auftragsfertiger für Drittkunden 
tätig sein. Nach Informationen, die der 
Wirtschaftsnachrichtendienst Bloomberg 
aus Kreisen erhalten hat, die mit der Fi-
nanzierung vertraut sind, wird der deut-
sche Steuerzahler über fünf Milliarden 
Euro an Fördergeldern zu dem Projekt 
beisteuern. Intel will nach eigenen Anga-
ben mit seiner Mega-Fab in Sachsen-An-
halt 3000 dauerhafte Arbeitsplätze in der 
Chipfertigung schaffen.

Fünf Milliarden Euro vom Staat
Laut Gelsinger war Magdeburg im Rennen 
der vielen Standortkandidaten „am Ende 
klar vorn“. Laut Intel-Operations-Vor-
stand Keyvan Esfarjani hat das Unterneh-
men mehr als 80 potenzielle Standorte in 
ganz Europa geprüft. Letztendlich waren 
Faktoren wie die Verfügbarkeit von Infra-
struktur wie etwa eine gute Anbindung an 
vorhandene Logistikinfrastruktur aus-
schlaggebend für Magdeburg. 

Weitere Faktoren bei der Auswahl seien 
der Wille und die Fähigkeit gewesen, den 
großen Bedarf der beiden Chipfabriken an 
Fläche und Wasser zu decken. Intel legt zu-
dem Wert auf eine Versorgung mit Öko-
strom. Nicht zuletzt auch das Vorhanden-
sein qualifizierter Arbeitskräfte sei ein 
Faktor gewesen, der für Magdeburg ge-
sprochen habe. In Deutschland hatten sich 
auch Schwerin sowie Standorte in Bayern 
und Sachsen Hoffnungen auf die Ansied-
lung der Großfabrik Intels gemacht.

Nach Angaben von Thomas Horn, dem 
Chef der Wirtschaftsförderung Sachsen 
(WFS), hat der Freistaat im Wettbewerb 
der Standorte „die Silbermedaille bekom-
men“. Bei ihrer Bewerbung hatten die 
Sachsen nicht Dresden vorgeschlagen, wo 
bereits Bosch, Infineon und Globalfoun-

dries Chipfabriken betreiben, sondern ein 
Areal bei Leipzig. Grund war offenbar der 
immense Flächenbedarf für die beiden 
Mega-Fabriken Intels. Nach der Entschei-
dung der Kalifornier für einen Standort in 
Sachsen-Anhalt hoffen die Wirtschaftsför-
derer in Sachsen, mit anderen Chipprodu-
zenten ins Geschäft zu kommen.

Tatsächlich ist Intel nicht der einzige 
große Elektronikkonzern, der plant, seine 
Halbleiterproduktion hochzufahren und 
die Produktion im Zuge sogenannter Resi-
lienz-Programme unabhängiger von Fabri-
ken in Asien zu machen. Bereits vergange-
nes Jahr berichteten Branchenmagazine, 
das taiwanesische Unternehmen TSMC, 
der weltweit größte unabhängige Auftrags-
fertiger für Halbleiterprodukte, wolle in 
Dresden und im japanischen Kumamoto 
große Chipfabriken aufbauen. Auch der 

südkoreanische Samsung-Konzern, nach 
Intel die Nummer 2 unter den Halbleiter-
herstellern, soll Pläne für neue Werke in 
Europa haben. 

3000 Arbeitsplätze
Bei diesen Bemühungen der Branchenrie-
sen Intel, Samsung und TSMC spielen 
mehrere Faktoren eine Rolle. Wie die Ver-
sandhändler, gehören die Chiphersteller 
zu den Branchen, die gestärkt aus der Co-
rona-Pandemie hervorgehen. Allein schon 
der Umstand, dass Pandemie-bedingt 
weltweit mehrere Hundert Millionen Ar-
beitnehmer schlagartig begannen, ihrer 
Büroarbeit von daheim zu verrichten, hat 
die Nachfrage nach Computern unverse-
hens steigen lassen. Auch die Autobauer 
verbauen immer mehr Halbleiterelektro-
nik in ihren Fahrzeugen.

 Dazu gekommen ist bei den Chipher-
stellern ein Bewusstsein für die Anfällig-
keit von Lieferketten und zunehmend 
auch für geopolitische Gefahren. Ein be-
sonders hohes Risiko für die Weltwirt-
schaft stellt insbesondere der Konflikt 
zwischen der Volksrepublik China und 
Taiwan dar. Bei einer Eskalation besteht 
die Gefahr, dass der taiwanesische Chip-
hersteller TSMC im Falle einer festland-
chinesischen Invasion entweder durch 
Kriegsbeschädigungen ausfällt oder unter 
die Kontrolle Pekings gerät. Die Auswir-
kungen wären in beiden Fällen sehr weit-
reichend. Die Chips des weltgrößten Auf-
tragsfertigers TSMC werden in zahlrei-
chen Produkten verbaut, so in Mobiltele-
fonen, Rechnern und Autos. Die Taiwane-
sen sind Technologieführer bei der Her-
stellung von Chips.

SACHSEN-ANHALT

Intel hat sich für Magdeburg 
entschieden

Das US-Unternehmen will für 17 Milliarden Euro „zwei brandneue, einzigartige 
Halbleiterfabriken“ in der Landeshauptstadt errichten

China dürfte den russischen Einmarsch 
in die Ukraine mit größtem Argwohn ver-
folgen, denn das osteuropäische Land ist 
ein wichtiger Brückenkopf und Koopera-
tionspartner des Reiches der Mitte auf 
dem europäischen Kontinent. Durch sei-
ne Kontakte zu Kiew gelangte Peking 
nach dem Zerfall der Sowjetunion in den 
Besitz sowjetischen Kriegsgerätes. So 
stammte Chinas erster Flugzeugträger 
„Liaoning“, die vormalige „Warjag“, aus 
der Ukraine. Letztere exportierte ab 1991 
mehr als 30 Arten hochwertiger Militär-
technik nach China, darunter weitere 
große Marinesysteme, Transportflugzeu-
ge, Düsen- und Raketentriebwerke, Pan-
zermotoren sowie Luft-Luft-Raketen. 
Peking wurde dadurch zum größten aus-
ländischen Kunden der ukrainischen 
Wehrindustrie.

Doch beschränkte sich die Zusam-
menarbeit nicht nur auf Waffenhandel. 
Im Jahr 2000 unterzeichneten die Volks-
republik und die Ukraine erste zivile Ko-
operationsabkommen. Dem folgte 2011 
die Ankündigung „strategischer Partner-
schaften“ auf den Gebieten Wirtschaft 
und Handel, Luft- und Raumfahrt, Wis-
senschaft und Technologie, Kultur, Bil-
dung sowie Gesundheit. Außerdem trat 
die Ukraine 2017 der chinesischen Belt-
and-Road-Initiative bei, welche die Schaf-
fung einer „Neuen Seidenstraße“ zum 
Ziel hat.

Aus der wirtschaftlichen Annäherung 
resultierte die Vergabe zahlreicher Aufträ-
ge an chinesische Firmen. 2016 baute der 
Staatskonzern China Oil and Foodstuffs 
Corporation (COFCO) ein Getreide- und 
Öl-Terminal im Hafen von Mykolajiw. 

2017 wurde vereinbart, dass die China Pa-
cific Construction Group (CPCG) die Er-
weiterung der U-Bahn in Kiew über-
nimmt. 2020 ermächtigte die ukrainische 
Führung den Telekommunikationsriesen 
Huawei, sowohl die Cyberabwehr als auch 
die Cybersicherheit im Lande zu verbes-
sern. Im Jahr darauf erging der Auftrag an 
die China Longyuan Power Group, einen 
Windpark in der Schwarzmeerstadt 
Juschne zu errichten.

Seit 2019 ist China der größte Han-
delspartner der Ukraine und verdrängte 
Russland auf Platz 2. 2021 betrug das Han-
delsvolumen zwischen Peking und Kiew 
18,98  Milliarden US-Dollar. Das ist eine 
Steigerung um 80 Prozent seit 2013.

Das Reich der Mitte entwickelte sich 
in den letzten Jahren zum größten Impor-
teur ukrainischer Gerste. Ein Drittel der 

chinesischen Mais-Einfuhren in den Jah-
ren 2020 und 2021 stammte aus dem ost-
europäischen Land. Weiterhin bezieht 
China erhebliche Mengen von Sonnen-
blumenöl und Eisenerz aus der Ukraine. 
Im Gegenzug werden vor allem Konsum-
güter und Maschinen geliefert.

Peking dürfte also sehr an stabilen 
Verhältnissen in der Ukraine interessiert 
sein. Zum einen, damit es weiterhin drin-
gend benötigte Güter erhält, zum ande-
ren, weil die Realisierung der „Neuen Sei-
denstraße“ sonst zu stocken droht. Ver-
zögerungen könnten nicht nur aus den 
aktuellen Kriegshandlungen, sondern 
auch aus einem Regierungswechsel in  
Kiew resultieren, denn dann stünden 
wohl Neuverhandlungen über begonnene 
Infrastrukturprojekte oder Kündigungen 
von Aufträgen an. Wolfgang Kaufmann

UKRAINE

Chinas Brückenkopf in Europa
Seit 2019 ist das Reich der Mitte der größte Handelspartner des osteuropäischen Landes

b MELDUNGEN

Schock für 
Unternehmer
Potsdam – Mögliche Rückforderun-
gen von Corona-Soforthilfen durch die 
Investitionsbank des Landes Branden-
burg (ILB) haben zu einer Verunsiche-
rung von Kleinunternehmern geführt. 
Viele Unternehmer, die im Jahr 2020 
Empfänger von Soforthilfen waren, ha-
ben seit Jahresbeginn Briefe der ILB 
erhalten, in denen die Antragsteller zu 
einer Abrechnung aufgefordert wur-
den, wie sie das Fördergeld verwendet 
haben. Als Teil der Förderung sollen 
nur laufende Betriebskosten aner-
kannt werden, nicht aber Personalkos-
ten oder die Verwendung der Hilfen 
für den eigenen Lebensunterhalt. 
Brandenburg hatte kurz nach dem 
Lockdown im März 2020 besonders 
schnell Soforthilfen zur Verfügung ge-
stellt, die Förderrichtlinien aber nach 
wenigen Tagen geändert. Aus Sicht der 
Oppositionsparteien hat die Landes-
regierung dieses Vorgehen schlecht 
kommuniziert und die Unternehmer 
dadurch in eine Misere gebracht. N.H.

Minister für 
Verlängerung
Düsseldorf – Der nordrhein-westfäli-
sche Wirtschaftsminister Andreas 
Pinkwart (FDP) hält es für grundsätz-
lich möglich, die Laufzeit der drei 
noch in Betrieb befindlichen deut-
schen Kernkraftwerke Isar 2, Neckar-
westheim  2 und Emsland über den 
31. Dezember 2022 hinaus zu verlän-
gern. Wenn die Bundesrepublik künf-
tig kein russisches Gas mehr beziehen 
wolle, brauche sie Alternativen. 2019 
sei wegen der geringen Restlaufzeit 
auf die turnusmäßige Zehn-Jahres-
Überprüfung der Kernkraftwerke ver-
zichtet worden. Die könne man jetzt 
aber nachholen und somit den Betrieb 
bis Ende 2029 garantieren. Das lohne 
sich auch aus ökologischer Sicht: „Ver-
zichten wir auf die Kernenergie, bleibt 
uns eigentlich nur die Kohle und dann 
haben wir es mit den höheren Emis-
sionen zu tun.“ Der Laufzeitverlänge-
rung stehen allerdings Personalman-
gel, bereits begonnene Rückbaumaß-
nahmen und fehlende Kernbrennstä-
be entgegen. Zudem gibt es massive 
Sicherheitsbedenken. W.K.

Grüne im 
Boykotteifer
München – Das holzverarbeitende 
Unternehmen Illim Timber Germany 
wehrt sich gegen einen Boykottaufruf, 
der am 2. März auf der Internetseite 
der bayerischen Landtagsfraktion der 
Grünen veröffentlicht worden war. 
Deren Vorsitzende hatte vor dem Hin-
tergrund des Ukrainekrieges gefor-
dert, „dass der Freistaat mit seinen 
Staatsforsten, die den bayerischen 
Bürgerinnen und Bürgern gehören, 
keine Geschäfte mehr mit russischen 
Unternehmen“ machen soll. Nament-
lich genannt wurde dabei Ilim Timber 
in Landsberg am Lech. Als Reaktion 
verwies das Unternehmen darauf, 
dass die Illim Timber Germany und 
die Ilim Timber Bavaria GmbH deut-
sche Gesellschaften und keine Toch-
tergesellschaften eines russischen 
Konzerns sind. Nach Unternehmens-
angaben unterhalte man auch keine 
Lieferanten- oder Kundenbeziehun-
gen mit russischen Unternehmen.  
 N.H.

So soll sie aussehen: Die von Intel in Magdeburg geplante 17-Milliarden-Euro-Investition Foto: Intel
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RENÉ NEHRING

E s gibt nicht viel, was der deut-
schen Politik in diesen Tagen 
gelingt. Wo man auch hinschaut, 
sind nicht nur zum Fremdschä-

men agierende Politiker zu sehen, sondern 
vor allem auch Mängel an Personal, Mate-
rial und sonstigen Ressourcen. 

Es liegt ja nicht nur die deutsche Si-
cherheitspolitik in Trümmern, die nach 
dem Fall des „Eisernen Vorhangs“ die ei-
genen Streitkräfte so weit herunterwirt-
schaftete, dass diese zur Landesverteidi-
gung nicht mehr fähig und noch nicht 
einmal mehr in der Lage sind, einer be-
drohten Nation wenigstens ein paar ver-
altete Waffen zu überlassen. 

Auch der Sozialstaat kann die ihm ge-
stellten Aufgaben nicht mehr erfüllen. So 
hat Deutschland, das 2015/16 noch weit 
über anderthalb Millionen Immigranten 
aufnehmen konnte, heute Mühe, ein paar 
hunderttausend Ukrainern wenigstens 
eine angemessene Notunterkunft zu ge-
ben. Der Grund: Anders als von Politik 
und öffentlich-rechtlichen Medien sugge-
riert, fand die große Mehrheit der damals 
zu uns Gekommenen nicht in den Arbeits-
markt und ist somit bis heute Empfänger 
üppiger Sozialleistungen. In der Folge 
sind nun, da sich eine weitere Flüchtlings-
welle auf Deutschland zubewegt, die Auf-
nahmekapazitäten ausgereizt und die zu-
ständigen Behörden überfordert. 

Desolat ist auch die Lage der öffentli-
chen Finanzen. Jahrzehntelang haben 
Politiker fast aller Parteien nicht nur den 
Sozialsektor im eigenen Land mit Milliar-
denbeträgen gefüttert, sondern mit Dau-
ersubventionen sowie fragwürdigen Ret-
tungspaketen für finanziell schwache 
Staaten der Eurozone auch dafür gesorgt, 
dass diese ihre eigenen Haushalte nie in 
Ordnung bringen mussten und (zum Bei-
spiel bei den Renten) ihren Bürgern sogar 
üppigere Sozialleistungen ermöglichen 
können als Deutschland.  

Gepäppelt werden in Deutschland 
hingegen mit üppigen Subventionen und 
staatlichen Verordnungen gegen etablier-
te Wirtschaftszweige seit Jahren Bran-
chen wie die Erneuerbaren Energien und 
die Elektromobilität. Deshalb können es 
sich diese leisten, den Bürgern ihre Pro-
dukte und Leistungen zu deutlich höhe-
ren Preisen zu liefern als die bisherigen 
Anbieter. Im Ergebnis zahlen die Deut-
schen den teuersten Strom der Welt, und 
auch die Kosten für die Mobilität kennen 
nur eine Richtung – nach oben. 

Parallel zur Unterstützung ineffektiver 
Wirtschaftsbereiche hat die Politik in den 
letzten rund 25 Jahren leistungsfähige und 
effektive Branchen wie die Kernenergie 
und die Automobilwirtschaft entweder 
trockengelegt oder an die Leine gelegt. Zu 
den überteuerten Preisen kommt so, dass 
vieles in diesem Land ganz praktisch ein-
fach nicht mehr funktioniert, weil es auf 

Maßstäbe wie Qualität, Profit und Effizi-
enz schon lange nicht mehr ankommt. 

Immense Probleme zeichnen sich 
auch in der Agrarpolitik ab: Während die 
Europäische Union jahrzehntelang Prä-
mien für die Stilllegung von Anbauflächen 
zahlte, ging die Zahl der landwirtschaftli-
chen Betriebe dramatisch zurück: von 
904.000 Mitte der 1970er Jahre in der al-
ten Bundesrepublik auf nur noch 263.000 
im vereinten Deutschland Ende 2020. Das 
war – zumindest für die Versorgungssi-
cherheit der Verbraucher – solange kein 
Problem, wie auf den internationalen Ag-
rarmärkten Getreide und Kartoffeln, 
Fleisch- und Milchprodukte eingekauft 
werden konnten. Wenn nun mit der Uk-
raine einer der weltweit größten Erzeuger 
von Weizen ausfällt, drohen den Verbrau-
chern nun wahlweise eine Lebensmittel-
knappheit und/oder ein dramatischer An-
stieg der Lebensmittelpreise. 

Diese und ähnliche Beispiele beschrei-
ben keine Naturereignisse, sondern die 
Folgen einer Politik, die angesichts einer 
langen Friedenszeit und eines langen öko-
nomischen Aufschwungs glaubte, die 
Grundlagen dieses Erfolgs ignorieren und 
stattdessen ideologische Projekte verfol-
gen zu können. Heute zeigt sich, dass 
Deutschland in vielen Bereichen von der 
Substanz lebt. Und es zeigt sich, dass die 
von Kanzler Scholz angekündigte „Zeiten-
wende“ nicht nur auf dem Gebiet der Si-
cherheitspolitik fällig ist. 

Die Schlagkraft der ukrainischen Armee 
hat die Welt überrascht. Am meisten ver-
mutlich die russischen Angreifer, die of-
fenbar einen schnellen Durchmarsch und 
Sieg binnen weniger Tage erwartet hatten. 
Der Kopf hinter der verblüffend kampf-
kräftigen Armee der Ukraine heißt Waleri 
Saluschni.

Der zweifache Vater wurde erst im 
vergangenen Juli zum Oberkommandie-
renden der ukrainischen Streitkräfte er-
nannt. Mit 48 Jahren für den Posten noch 
recht jung ist Saluschni der erste in seiner 
Position, der seine militärische Laufbahn 
nicht mehr in der Sowjetarmee begonnen 
hat. Darauf basiert nach Einschätzung 
von Experten ganz wesentlich sein Erfolg.

Bei der Besetzung der Krim 2014 traf 
die russische Armee kaum auf nennens-
werten Widerstand. Ein Grund lag darin, 
dass die Struktur der ukrainischen Streit-
kräfte noch stark sowjetisch geprägt war, 
das heißt: sehr zentralistisch. Wenn aus 

Kiew kein Befehl kam, kämpfte die Trup-
pe vor Ort auch nicht. Manche Soldaten 
liefen sogar zu den Russen über.

Seitdem haben sich Befehlsstruktur 
und Mentalität stark verändert. Mit Sa-
luschnis Amtsantritt wurde diese grund-
legende Wende gleichsam abgeschlossen. 
Zudem diente der neue Armeechef seit 
2014 ununterbrochen an der umkämpften 

Grenze zu den russischen Separatisten-
gebieten in der Ost-Ukraine, verfügt also 
über reichlich konkrete Fronterfahrung.

Bis Kriegsausbruch wurden zudem 
10.000 ukrainische Offiziere von NATO-
Ausbildern geschult. Saluschni beförderte 
den Erwerb westlicher Waffentechnik 
und führte oft gemeinsame Manöver mit 
britischen und US-amerikanischen Trup-
pen durch. Die Befehlsstruktur entspricht 
nunmehr westlichen Standards mit weit 
mehr Entscheidungsfreiheit auf den unte-
ren Ebenen. Das erlaubt es den Truppen-
teilen, deutlich flexibler auf die Heraus-
forderungen eines vergleichsweise chao-
tischen Frontverlaufs zu reagieren. 

Damit steht Waleri Saluschni für eine 
Armee, die in Mentalität und Struktur im 
Grunde genommen bereits eine NATO-
Streitmacht geworden ist, ohne dem 
Bündnis formal anzugehören. Gleichwohl 
strebt Kiew nach wie vor nach einem Bei-
tritt zum Bündnis.    H.H.

RICHARD DREXL

Die Zeichen mehren sich, dass Wladimir 
Putin sich mit seinem Angriff gegen die 
Ukraine verzockt hat. Der verzweifelte 
Mut der Ukrainer ist mit den Mitteln der 
russischen Armee nur schwer zu bre-
chen. Jeder Tag des ukrainischen Stand-
haltens ist eine Niederlage für die Rus-
sen. Zwar ist der Osten besetzt und die 
Schwarzmeerküste bis vor Odessa ein-
genommen, darüber hinaus wurden aber 
kaum Geländegewinne erzielt. 

Woran kann das liegen? Ist das Ope-
rationsziel erreicht, oder geht nichts 
mehr? Für finale Erkenntnisse ist es zu 
früh, doch schälen sich immer deutlicher 
bemerkenswerte Tendenzen heraus:

• Die Ukraine umfasst ein Gebiet 
von etwa 600.000 Quadratkilometern. 
Der numerische Kräfteansatz bei Kriegs-
beginn wird auf bis zu 200.000 Angrei-
fer geschätzt. Setzt man bis zu drei 
„Unterstützer“ auf einen Frontkämpfer 
an, bleiben über den Daumen 60.000 
Kämpfer zur Eroberung riesiger Gebie-
te. Selbst wenn nur Schlüsselregionen 
erobert werden sollten, wäre dies ein 
unzureichender Kräfteansatz gewesen.

• War der Eindruck einer modernen 
russischen Armee irreführend? Mögli-
cherweise auch für Zar Putin? Für Mili-
tärparaden und bilderstarke Manöver 
hat es gereicht, ein Angriffskrieg mit Su-
perwaffen ist bisher nicht zu beobachten. 

• Die mit etwa 14 Milliarden US-Dol-
lar bezifferte Ausrüstungs- und Ausbil-
dungshilfe der USA für das ukrainische 
Militär wirkt. Gezielter Waffeneinsatz, 
sichere Kommunikation, Nachtsicht- 
und Radargeräte sowie eine brauchbare 
Militärmedizin ergeben eine halbwegs 
tragfähige Basis für die Kampfführung.

• Insbesondere schultergestützte 
Flug- und Panzerabwehrwaffen setzen 
den Russen zu. Sie verfügen offenbar 
über keine tauglichen Abwehrmittel ge-
gen Stinger- und Javelin-Lenkflugkörper.

• Wie bereits in Armenien dürften 
auch türkische Drohnen eine Rolle spie-
len. Für sie wird keine große Infrastruk-
tur benötigt, mit ihnen kann überra-
schend zugeschlagen werden. Für gelän-
dekundige Verteidiger eine ideale Waffe.

• Aktuelle Informationen über die 
Feindlage von NATO-Geheimdiensten  
dürften den Ukrainern gezielte Gegen-
schläge ermöglichen. 

• Bilder von aufeinander gefahrenen 
und zerstörten Panzergruppen inmitten 

von Siedlungsgebieten werfen Fragen 
zur Angriffstaktik auf. Die gewässerrei-
che Geographie zwingt die Angreifer oft 
auf befestigte Straßen, was die Bekämp-
fung ihrer Konvois erleichtert. Zweifel 
an den operativen Fähigkeiten des russi-
schen Generalstabs zur koordinierten 
Gesamtkriegsführung werden laut.

• Russland leidet bis heute an einer 
kollektivistischen Prägung. Jede Armee 
tut sich schwer, die das Wort Auftrags-
taktik nicht buchstabieren kann und 
den Kommandeuren wenig Entschei-
dungsspielraum lässt. Militärischer Di-
lettantismus paart sich stellenweise mit 
Brutalität. Unmotivierte und uninfor-
mierte Wehrpflichtige sind einer tak-
tisch wenig versierten, um nicht zu sa-
gen inkompetenten Führung ausgesetzt. 

• Erstaunliche Unfähigkeit zum Ge-
fecht der verbundenen Waffen: Panzer 
gehen ohne Infanterieunterstützung 
vor, Bodentruppen erhalten kaum De-
ckung aus der Luft. Versorgungsproble-
me an Treibstoff, Munition und Verpfle-
gung passen ins Bild.

• Nicht zuletzt spielen auch die mo-
dernen Medien eine gewichtige Rolle, 
Bilder brutaler Angriffe auf die Zivilbe-
völkerung machen die Runde. Wer das 
sieht, greift automatisch zur Waffe. Wo-
lodimir Selenskyj weiß sich der neuen 
Möglichkeiten perfekt zu bedienen.

Zudem macht sich offenbar ein Per-
sonaltausch des ukrainischen Präsiden-
ten bezahlt. Der Chef der Streitkräfte 
wurde 2021 durch den jungen General 
Saluschni ersetzt. Nicht in der Sowjet-
union ausgebildet, orientiert an westli-
cher Kampftaktik, zog dieser Lehren aus 
den Fehlern der Ukraine bei der Anne-
xion der Krim 2014. Die Armee wurde in 
kleine autonome Kampfverbände um-
gegliedert, was sich beim Verzögerungs-
kampf und der Ortsverteidigung als 
handfester Vorteil erweist. 

Es ist bei Weitem zu früh für einen 
Abgesang auf die Russen, allein in Anbe-
tracht von deren materieller Material-
überlegenheit. Die Ukrainer aber kämp-
fen um ihre Heimat, sie beschützen Haus 
und Hof gegen das übergriffige Bruder-
volk. Ihre Motivation ist die Bewahrung 
des Erreichten, das russische Joch steht 
auch aus historischen Gründen in einem 
denkbar schlechten Ruf. Die Freiheit er-
weist sich als überaus starke Triebfeder, 
dafür setzen die Verteidiger ihr Leben 
aufs Spiel. Wofür es sich zu kämpfen 
lohnt, bedarf keiner Erklärung.

Jüngstes Beispiel eines Sozialstaats an der Leistungsgrenze: Gedränge vor einer Aufnahmeeinrichtung in Berlin

Oberkommandierender der ukrai-
nischen Armee: Waleri Saluschni 
 Foto: Ukrainische Regierung
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Zorniger Maler
Berlin – Der französische Maler Paul 
Gauguin steht vom 26. März bis 10. Ju-
li in der Alten Nationalgalerie auf der 
Berliner Museumsinsel im Mittel-
punkt der Ausstellung „Why are you 
angry?“ (Warum bist du zornig?). Vor 
dem Hintergrund postkolonialer De-
batten werden seine Südseebilder mit 
Bildern zeitgenössischer Künstler 
konfrontiert. Eines seiner Hauptwer-
ke, das Gemälde „Tahitianische Fi-
scherinnen“ von 1891, gehört zur 
Sammlung der Nationalgalerie. tws

Blaue Brücke
Chemnitz – Mit „Brücke und Blauer 
Reiter“ präsentieren die Kunstsamm-
lungen am Theaterplatz vom 27. März 
bis 26. Juni Maler wie Kandinsky, 
Kirchner, Klee, Marc oder Schmidt-
Rottluff, welche die beiden bedeuten-
den Künstlervereinigungen des Ex-
pressionismus geprägt haben. www.
kunstsammlungen-chemnitz.de tws

Wie ist das möglich? Eine Reihe von Figu-
ren geht die Treppe herunter, nur um am 
Ausgangspunkt wieder anzukommen. In 
derselben Endlosschleife steckt auch die 
Gruppe, welche die Stufen im Kreis hin-
aufsteigt. Rein optisch erscheint auch al-
les logisch in der Bildergalerie, in der ein 
Junge das Gemälde einer perspektivisch 
verzerrten Hafenstadt betrachtet mit ei-
nem Jungen, der in einer Bildergalerie ein 
Gemälde betrachtet. Dieses Spiel der op-
tischen Täuschung und visuellen Selbst-
bezüglichkeit beherrschte niemand so 
perfekt wie der Niederländer M. C. Escher.

Mit seinen paradoxen Zeichnungen 
und Holzdrucken, in denen sich Ebenen 
überschneiden, ist der vor 50 Jahren ge-
storbene Escher ein Solitär in der Kunst-
welt. Der 1898 als Maurits Cornelis Escher 
geborene Graphiker lässt sich keiner 
Kunstrichtung zuordnen. Nach seinem 
eigenen Verständnis befanden sich seine 
Werke zwischen Kunst und Mathematik.

Damit aber hat er nachhaltigen Ein-
fluss genommen auf eine Generation, 

welche mit Computern groß geworden ist 
und die mathematische Gedankenexperi-
mente spielerisch umgesetzt hat. Dabei 
war man fasziniert vom „Möbiusband“  
– ein nach dem Leipziger Mathematiker 
August Ferdinand Möbius benanntes 
Band mit nicht unterscheidbaren Innen- 
und Außenseiten (die Commerzbank ver-
wendet es als Firmenlogo)–, dem „Tribar“ 
– ein scheinbar nur aus rechten Winkeln 
bestehendes „unmögliches Dreieck“ im 
dreidimensionalen Raum – oder der nach 
einem britischen Physiker benannten 
„Penrose-Treppe“, die zu sich selbst zu-
rückläuft. Noch bevor diese geometrisch 
unlogischen Figuren populär wurden, hat 
Escher sie zeichnerisch so perfekt umge-
setzt, als wären sie am Computer entstan-
den. Dabei war alles Handarbeit aus Tinte, 
Tusche und Druckerschwärze.

Angeregt von den maurischen Orna-
menten in der Alhambra von Granada 
entwarf Escher auch Metamorphosen von 
Fischen, Vögeln und Reptilien, die sich in 
einem unendlichen Kreislauf bewegen 

und in- sowie miteinander verschmelzen. 
Noch heute werden diese schwarz-weißen 
Entwürfe vielfach als farbige Tapeten-
muster zweckentfremdet.

Das Zerfließen geometrischer Formen 
in unendliche Einheiten hat den von Ar-
chitektur und der Musik Johann Sebastian 
Bachs begeisterten Escher zeitlebens fas-
ziniert. Die strenge architektonische 
Form in Bachs musikalischen Kanons, die 
wiederum wie Penrose-Treppen in para-
doxen Kreisläufen aufgebaut sind, kenn-
zeichnen auch Eschers Werk. Seine an-
schaulichen Werke machten ihn zu einer 
Ikone der Populärwissenschaft. Nach sei-
nem Tod am 27. März 1972 verewigte ihn 
der US-Physiker Douglas R. Hofstadter in 
seinem bis heute populären Bestseller 
„Gödel, Escher, Bach – ein Endloses Ge-
flochtenes Band“. Harald Tews

KUNST

Treppauf, treppab in Endlosschleife
Vor 50 Jahren starb M. C. Escher, dessen Graphiken von logischen Paradoxien durchsetzt sind

Ein der Schwerkraft trotzender Wasser-
kreislauf: M. C. Escher, „Wasserfall“ (1961)

VON SIEGFRIED SCHMIDTKE

I n diesem Jahr blickt das Folkwang-
Museum in Essen auf eine 100-jäh-
rige Geschichte zurück. Tatsächlich 
ist das Folkwang-Museum aber be-

reits 120 Jahre alt. Karl Ernst Osthaus, ein 
betuchter Bankiers- und Industriellen-
Sohn, gründete es nämlich bereits im Jahr 
1902 – allerdings nicht in Essen, sondern 
in der Industriestadt Hagen in Westfalen.

Karl Ernst Osthaus (1874–1921) war 
gerade mal 28 Jahre alt, als er im Juli 1902, 
nach dreijähriger Bauzeit, das Folkwang- 
Museum in seiner Heimatstadt Hagen er-
öffnete. Im gleichen Jahr starb sein Vater, 
und der Halbwaise – die Mutter starb bei 
seiner Geburt – wurde zum Vollwaisen. 
Eine Kunstsammlung aufbauen und dann 
auch noch ein Museum gründen war dem 
jungen Studenten nur möglich, weil er 
1896 nach dem Tod seiner Großeltern drei 
Millionen Mark geerbt hatte. Heutiger 
Wert: rund 60 Millionen Euro.

Ein Besuch im Kopenhagener Thor-
waldsen Museum animierte ihn, Kunstge-
schichte zu studieren. Das tat er in Berlin, 
Straßburg und Wien. In Bonn besuchte er 
zudem zwei Semester lang naturwissen-
schaftliche Vorlesungen. Zwischendurch 
immer wieder Reisen, nach Dänemark, 
Russland, Österreich-Ungarn, Griechen-
land bis hin nach Nordafrika und in den 
Orient. Einen Studienabschluss hatte er 
deswegen verschoben.

Durch das stattliche Erbe wohlhabend 
geworden, erwarb Osthaus 1897 von Düs-
seldorfer Künstlern erste Bilder für sei-
nen großen Plan: ein Museum in seiner 
Heimatstadt Hagen. So etwas gab es in 
der Industrie- und Arbeiterstadt am süd-
östlichen Rand des Ruhrgebiets bis dato 
nicht. Stattdessen „rauchende Schlote“ 
der vorherrschenden Kohle- und Stahlin-
dustrie, viel „Maloche“ und wenig Kultur.

Der junge, vermögende Kunstmäzen 
wollte die öde Industrieregion mit Kunst 
und Kultur beleben. Das geplante Muse-
um sollte Begegnungen mit den Schönen 
Künsten ermöglichen, ein Treffpunkt sein 

für Bürger jeden Standes. Eine durchaus 
ungewöhnliche, vielleicht schon revolu-
tionäre Idee im ausgehenden 19. Jahrhun-
dert. Nicht weniger Aufsehen erregend 
war wohl auch eine Aussage von Osthaus, 
dass „ohne die Mitwirkung der Kunst ...
die wichtigsten Fragen des Lebens unlös-
bar“ seien.

Die Göttin der Schönheit
Den Namen Folkwang fand Osthaus in 
der altnordischen Mythologie. Dort wird 
die Heimstätte von Freya, der germani-
schen Göttin der Schönheit und der Lie-
be, Folkwang genannt. „Folkwang“, sagte 
Osthaus, „ist die Einheit aller Künste.“

Den Architekten seines Vertrauens 
fand der Mäzen in Carl Gerard aus Berlin. 
1899 begannen die Bauarbeiten für das 

Museum nahe der Innenstadt von Hagen. 
Um die Innenausstattung kümmerte sich 
ab 1900 der belgische Künstler Henry van 
de Velde, den Osthaus ein Jahr zuvor in 
München kennengelernt hatte. Am 9. Juli 
1902 wurde das Folkwang-Museum in Ha-
gen als weltweit erstes Museum für zeit-
genössische, das heißt moderne, Kunst 
eröffnet.

Osthaus erwarb in den folgenden Jah-
ren Kunstwerke vor allem der Expressio-
nisten, die damals noch nicht en vogue 
waren und in deutschen Museen wenig 
bis gar nicht gezeigt wurden. Bilder von 
Gauguin, Munch, Rousseau, Nolde, Kirch-
ner und vielen anderen Künstlern kom-
men nach Hagen. Die Stadt am Rande des 
Ruhrgebiets wird zu einem Eldorado der 
Kunst – und der Künstler. Denn Osthaus 

stiftete 1909 mit der Gartenstadt Hohen-
hagen sogar eine ganze Künstlerkolonie, 
in der sich befreundete Künstler nieder-
lassen konnten.

Für sich und seine Familie – Osthaus 
hatte 1899 Gertrud Colsmann geheiratet, 
mit der er fünf Kinder hatte – ließ er 1908 
den Hohenhof erbauen. Die künstlerisch 
ausgestatte, prächtige Villa hatte allen 
Komfort, der um die Jahrhundertwende 
selten war. Heute gehört das Haus als 
Außenstelle zum Osthaus-Museum Ha-
gen. Das Konzept beziehungsweise die 
Idee, Kunst und Leben miteinander zu 
verbinden, realisierte Osthaus auch in der 
Gründung der Folkwang-Malschule und 
der Folkwangschule für Gestaltung. Im 
extra gegründeten Folkwang-Verlag konn-
ten Künstler publizieren.

Bis zu seinem Tod im Jahr 1921 sam-
melte und versammelte Osthaus Kunst-
werke und Künstler im Folkwang-Muse-
um Hagen. So etwa zog der aus Weimar 
stammende Landschaftsmaler Christian 
Rohlfs 1901 nach Hagen um und blieb dort 
bis zu seinem Tod im Jahr 1938.

Als Essen die Hagener überbot
Als Soldat hatte Osthaus sich 1916, im Ers-
ten Weltkrieg, eine Kehlkopftuberkulose 
zugezogen. An den Folgen starb er am  
27. März 1921 in Meran in Südtirol. In sei-
nem Testament hatte er bestimmt, dass 
die Kunstsammlung verkauft werden sol-
le, um damit den Lebensstandard seiner 
Familie sicherzustellen.

Die Stadt Hagen konnte zehn Millio-
nen Mark bieten. Die (an „Kohle“ reiche) 
Stadt Essen bot 15 Millionen Mark und er-
hielt 1922 den Zuschlag. Fast die komplet-
te Sammlung moderner Kunst und die 
„Folkwang“-Namensrechte wanderten 
von Hagen nach Essen. Die Begriffe Folk-
wang und Hagen gehörten seitdem nicht 
mehr zusammen.

Das der Familie Osthaus gehörende 
Museumsgebäude wurde an ein Energie-
unternehmen verkauft. Erst 1955 konnte 
die Stadt Hagen es erwerben. Hier ent-
stand schließlich das Karl-Ernst-Osthaus-
Museum Hagen, das vor allem mit Wer-
ken von Christian Rohlfs ausgestattet war 
und eine neue Sammlung aufbaute.

Seit 2009 firmiert das Hagener Muse-
um unter dem Namen Osthaus-Museum 
Hagen. Außenstelle ist die ehemalige Ost-
haus-Villa Hohenhof. Zusammen mit dem 
unmittelbar benachbarten Emil-Schuma-
cher-Museum gehört es zum Kunstquar-
tier Hagen.

b Sonderausstellung Aktuell läuft im 
Osthaus-Museum, Hochstraße 73 in  
58095 Hagen, bis 24. April „Exposed – Auf-
richtige Portraits“ mit 180 Fotografien des 
kanadischen Musikers und Komponisten 
Bryan Adams, geöffnet Dienstag bis Sonn-
tag von 12 bis 18 Uhr, Eintritt: 7 Euro Inter-
net: kultur@stadt-hagen.de

b Escher in Het Paleis In dem Stadtpa-
lais von Den Haag, Lange Voorhout 74, 
gibt es eine Escher-Dauerausstellung, ge-
öffnet täglich außer montags von 11 bis  
17 Uhr, Eintritt: 11 Euro. Zusätzlich läuft 
dort bis 29. Mai eine Sonderausstellung 
über Andy Warhol. Internet (auch auf 
Deutsch): www.escherinhetpaleis.nl
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Prominenz in Hagen: Der kanadische Musiker Bryan Adams vor seinen Fotoporträts in der aktuellen Ausstellung im Osthaus-Museum

Freyas wahre Heimstatt
Das Essener Folkwang-Museum wird dieses Jahr 100 Jahre alt. Aber eigentlich ist es 20 Jahre älter und hat seine Wurzeln in Hagen



Erzherzog Karl als Feldmarschallleutnant im Jahre 1916 Foto: Library of Congress 
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VON ERIK LOMMATZSCH

M it dem Attentat von Saraje-
wo am 28.  Juni 1914, dem 
der österreichisch-ungari-
sche Thronfolger Franz 

Ferdinand zum Opfer fiel und in dessen 
Folge der Erste Weltkrieg entbrannte, 
wurde sein Neffe, Erzherzog Karl von 
Habsburg-Lothringen, Kronprinz. Dieser 
trat nach dem Tod des greisen, für viele 
bereits zu einer Art Mythos gewordenen 
Kaisers Franz Joseph I. am 21. November 
1916 an die Spitze der Donaumonarchie. 
Als Karl I. sollte er der letzte österreichi-
sche Kaiser sein.

Geboren wurde der Erzherzog am 
17. August 1887 auf Schloss Persenbeug. 
Von der Mutter, der sächsischen Prinzes-
sin Maria Josepha, die mit ihrer Sitten-
strenge das Gegenteil seines Vaters war, 
übernahm er Religiosität und Sensibilität 
für soziale Fragen. Zeitweilig besuchte 
er, unüblich für Mitglieder des Kaiser-
hauses, ein Gymnasium. Später konzen-
trierte sich die Ausbildung auf den mili-
tärischen Bereich.

Auf seine künftige Stellung als Herr-
scher des Habsburgerreiches wurde er 
nur sehr unzulänglich vorbereitet, in 
maßgebliche politische Entscheidungen 
wurde er nicht einbezogen. Als Offizier 
war er in Böhmen und Ostgalizien statio-
niert, man übertrug ihm Repräsentati-
onsaufgaben. Mit Kriegsbeginn wurde er 
dem Armeeoberkommando „zur beson-
deren Verwendung“ zugeteilt. 1911 hatte 
er Zita von Bourbon-Parma geheiratet. 
Die energische Frau unterstützte ihn 
später bei seinen politischen Vorhaben 
tatkräftig, seine legitimistischen Auffas-
sungen teilte sie.

Als eine seiner ersten Regierungs-
handlungen veröffentlichte Karl  I. am 

22. November 1916 ein Manifest. Er ver-
sprach, alles zu tun, „um die Schrecknisse 
und Opfer des Krieges in ehester Frist zu 
bannen“ und „die schwer vermissten Seg-
nungen des Friedens Meinen Völkern zu-
rückzugewinnen“. Viele Ideen des jungen 
Herrschers sind schon von den Zeitge-
nossen als naiv beurteilt worden, die Auf-
richtigkeit seines Bestrebens, den Krieg 
zu beenden, zieht aber auch die Ge-
schichtsschreibung nicht in Zweifel. 

Jung und unzulänglich vorbereitet
Getrieben war er nicht zuletzt von der be-
rechtigten Sorge um den Fortbestand des 
Reiches. Dass er die für Ungarn ge-
wünschte formelle Krönung, nach dorti-
ger Zählung als Karl  IV., frühzeitig voll-
ziehen ließ, gilt als schwerer, wohl seiner 
Unerfahrenheit geschuldeter Fehler, da 
sein Handlungsspielraum mit der Able-
gung des entsprechenden Eides auf die 
ungarische Verfassung in diesem Teil der 
Doppelmonarchie erheblich einge-
schränkt war. Insbesondere hatte er da-

mit die angedachte Weiterentwicklung 
der Doppelmonarchie zu einer österrei-
chisch-ungarisch-slawischen Triplemon-
archie weitgehend unmöglich gemacht.

Im Dezember 1916 übernahm Karl 
den Oberbefehl über die österreichisch-
ungarischen Streitkräfte. Im März 1917 
setzte er den seit 1906 amtierenden Ge-
neralstabschef Franz Conrad von Höt-
zendorf ab, über den er sagte, dass des-
sen Fokussierung auf den Angriff „vielen 
braven Soldaten unnütz das Leben ge-
kostet“ habe. 

Zu den zahlreichen personellen Ver-
änderungen, die er vornahm, gehörte 
auch die Berufung von Ottokar Graf 
Czernin zum Außenminister. Ausschlag-
gebend für die Ernennung, so Karl später, 
sei Czernins zu dieser Zeit zum Ausdruck 
gebrachter Friedenswille gewesen, aller-
dings habe sich der Minister als „Blen-
der“ erwiesen.

Sozialpolitische Initiativen wurden 
unter Karl I. in Gang gesetzt, etwa Mie-
terschutz und Krankenversicherung be-

treffend, Ministerien für Fürsorge und 
Volksgesundheit wurden geschaffen. Im 
Unterschied zu seinem Vorgänger galt er 
als nahbar und weniger auf Etikette be-
dacht, bekam jedoch aufgrund oft über-
raschender, mitunter wenig überlegter 
Entschlüsse den Beinamen „der Plötzli-
che“.

Den vom verbündeten Deutschen 
Reich im Frühjahr 1917 in Gang gesetzten 
uneingeschränkten U-Boot-Krieg lehnte 
er ab. Nachdem sich der Deutsche Kaiser 
und König von Preußen Wilhelm II. bei 
einem Treffen in Bad Homburg im April 
1917 gegenüber den Friedensbestrebun-
gen Karls als unzugänglich erwiesen hat-
te, resümierte dieser im Anschluss: „Am 
Ende werden wir vielleicht unseren eige-
nen Weg gehen müssen.“ Nach dem Krieg 
urteilte er über den Deutschen Kaiser, 
dieser sei nicht der „Alles-Zertrümmerer 
und Zerstörer“ gewesen, als den ihn seine 
Reden hätten erscheinen lassen. „Er war 
auch während des Krieges für den Frie-
den.“ Allerdings sei er seinen „säbelras-
selnden Generälen“ hörig gewesen.

Die Sixtus-Affäre
Bereits im März 1917 hatte Karl begon-
nen, über zwei Brüder seiner Frau, die 
Prinzen Sixtus und Franz Xaver von 
Bourbon-Parma, einen geheimen Vorstoß 
für einen Separatfrieden zu unterneh-
men. Unter anderem war davon die Rede, 
dass Elsass-Lothringen wieder zu Frank-
reich kommen solle. Der französische 
Staatspräsident, Raymond Poincaré, be-
zweifelte in diesem Punkt nicht die laute-
ren Absichten des österreichischen Kai-
sers, meinte aber, dies sei ohne Einver-
ständnis des Deutschen Reiches schwer 
vorstellbar. Die Entente zeigte sich ins-
gesamt wenig aufgeschlossen, die Angele-
genheit verlief im Sande. 

Im April 1918 sollte sich das Ganze zu 
der nach Sixtus von Bourbon-Parma be-
nannten Sixtus-Affäre entwickeln. Nach-
dem Außenminister Czernin, nun nicht 
mehr auf Friedenskurs, eine provokante 
Rede gehalten hatte, in der er behauptet 
hatte, der französische Premier Georges 
Clemenceau habe Elsass-Lothringen von 
sich aus gefordert, machte dieser die Vor-
schläge Karls I. öffentlich. Der derart 
bloßgestellte Herrscher agierte unge-
schickt, er bestritt nun wahrheitswidrig, 
den Verzicht vorgeschlagen zu haben. Am 
Ende hatte er erheblich an Reputation 
und Glaubwürdigkeit eingebüßt. Nun 
verringerte der misstrauisch gewordene 
große Verbündete im Norden seinen 
Spielraum, während die Entente die sepa-
ratistischen Tendenzen in seinem Viel-
völkerstaat unterstützte. 

Die Versorgungslage im Inneren wur-
de immer schwieriger, es kam zu Streiks, 
die Armee begann zu meutern. Mit dem 
verlorenen Krieg war auch die Monarchie 
am Ende. Karls „Völkermanifest“ vom 
16. Oktober 1918, mit dem er zumindest 
die österreichische Reichshälfte in einen 
Bundesstaat umwandeln wollte, konnte 
den Zerfall nicht mehr abwenden. Ungarn 
sagte sich am 31.  Oktober 1918 von der 
Realunion los, und in Österreich wurde 
am 12. November die Republik ausgeru-
fen. Karl verzichtete „auf jeden Anteil an 
den Staatsgeschäften“, dankte aber, sei-
nem Selbstverständnis folgend, nicht ab. 

Als er im März 1919 von der republika-
nischen Regierung in die Schweiz abge-
schoben wurde, widerrief er kurz vor dem 
Grenzübertritt im „Feldkircher Manifest“ 
seinen Verzicht. Nach zwei vergeblichen 
Restaurationsversuchen in Ungarn wurde 
er schließlich auf die zu Portugal gehö-
rende Atlantikinsel Madeira verbracht. 
Dort starb er am 1. April 1922 im Alter von 
nicht einmal 35 Jahren an einer schweren 
Lungenentzündung, die auf eine Infekti-
on mit der Spanischen Grippe zurückge-
führt wurde. 

Bereits wenig später setzten Bemü-
hungen ein, den tiefgläubigen Katholiken, 
der noch heute von Anhängern als Märty-
rer betrachtet und als „Friedenskaiser“ 
verehrt wird, selig sprechen zu lassen. 
Das tat 2004 Papst Johannes Paul II.

GESCHICHTE & PREUSSEN10 Nr. 12 · 25. März 2022 Preußische Allgemeine Zeitung

KARL I.

Der naive  
„Friedenskaiser“

Vor 100 Jahren starb der letzte Herrscher von Österreich-Ungarn.  
Seine Anhänger erreichten schließlich die Seligsprechung

OTTO JOHN

Verräter oder 
Opfer einer 

Entführung?
Die deutsche Geschichte des 20. Jahr-
hunderts brachte viele Figuren her-
vor, die in den Wirrungen der Zeiten 
wiederholt zwischen die Fronten ge-
rieten – und darin untergingen. Eine 
von ihnen ist Otto John, Widerstands-
kämpfer des 20. Juli 1944, erster Präsi-
dent des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz – und Gegenstand eines 
der größten Skandale in der deutschen 
Nachkriegsgeschichte. 

Am 19. März 1909 in Marburg ge-
boren, wuchs John in der Weimarer 
Republik in Wiesbaden auf und stu-
dierte in Frankfurt am Main Rechts-
wissenschaften. Nach Staatsexamen 
und Dissertation wurde er Mitarbeiter 
in der Rechtsabteilung der Lufthansa. 
Deren Leiter war Klaus Bonhoeffer, 
Bruder des Theologen und NS-Kriti-
kers Dietrich Bonhoeffer. Über diese 
Kontakte fand John mit seinem Bru-
der Hans früh zu Widerstandskreisen 
gegen den Nationalsozialismus. Nach 
dem Scheitern des Attentats auf Hit-
ler am 20. Juli 1944 wurden beide 
John-Brüder vom Volksgerichtshof 
zum Tode verurteilt. Während Hans 
noch wenige Tage vor Kriegsende hin-
gerichtet wurde, gelang Otto die 
Flucht nach England, wo er unter Sef-
ton Delmer für den vom britischen 
Foreign Office betriebenen „Soldaten-
sender Calais“ arbeitete.

Nach dem Krieg arbeitete John zu-
nächst für die britische Militärverwal-
tung und war unter anderem Zeuge 
der Anklage bei den Nürnberger Pro-
zessen und 1949 beim Prozess gegen 
Generalfeldmarschall Erich von 
Manstein. 1950 dann wurde John ers-
ter Präsident des neugegründeten 
Bundesamts für Verfassungsschutz. 

Am Abend des 20. Juli 1954 ver-
schwand John im Rahmen der ersten 
Gedenkveranstaltung für das Attentat 

auf Hitler im (West-)Berliner Bendler-
Block unter nie restlos geklärten Um-
ständen. Zwar erklärte er auf einer 
Pressekonferenz in Ost-Berlin am 
11. August, dass er freiwillig die Seiten 
gewechselt habe, da er mit der West-
bindung und Remilitarisierung der 
Bundesrepublik unter Adenauer nicht 
einverstanden sei. Doch gab er nach 
einer Flucht nach West-Berlin am 
12.  Dezember 1955 an, in den Osten 
entführt worden zu sein. Während der 
Bundesgerichtshof John keinen Glau-
ben schenkte und ihn am 22. Dezem-
ber 1956 wegen Landesverrats zu vier 
Jahren Zuchthaus verurteilte, neigen 
jüngste Forschungsarbeiten dazu, sei-
ner Darstellung Glauben zu schenken. 

Otto Jahn starb am 26. März 1997 
in Innsbruck, wo er nach seiner Ent-
lassung zurückgezogen mit seiner 
Frau gelebt hatte.  neh

Vor 25 Jahren gestorben: Otto John
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Kurzbiographien

Zita von Bourbon-
Parma stammte aus Ita-
lien, das im Ersten Welt-
krieg einer der Gegner-
staaten Österreich-Un-
garns war. Sie starb 1989 
im Schweizer Exil.

Der Namensgeber der 
Sixtus-Affäre, Sixtus 
von Bourbon-Parma, 
war wie sein Bruder 
Franz Xaver von Bour-
bon-Parma belgischer 
Offizier.

Der linksbürgerliche 
Journalist und Politiker 
Georges Clemenceau 
war 1906 bis 1909 und 
1917 bis 1920 Minister-
präsident der Französi-
schen Republik. 
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VON WOLFGANG KAUFMANN  
UND MANUEL RUOFF

W ir sind heute in einer an-
deren Welt aufgewacht.“ 
Mit diesen Worten kom-
mentierte die Bundes-

außenministerin Annalena Baerbock den 
Beginn des aktuellen russisch-ukraini-
schen Krieges. Dass mit Russland und der 
Ukraine zwei große europäische Staaten 
gegeneinander offen Krieg führen, er-
schreckt viele. Das hatte es seit dem Zwei-
ten Weltkrieg nicht mehr gegeben und 
wirkt deshalb auf viele Deutsche und Eu-
ropäer ziemlich anachronistisch.

Mit einem Anachronismus konfron-
tiert glaubten sich auch viele Deutsche 
und Europäer, als vor 40 Jahren der Falk-
landkrieg ausbrach. Kolonialkriege, wie 
ihn das NATO- und EU-Mitglied Großbri-
tannien damals gegen Argentinien führte, 
wähnten viele seit der Phase der Entkolo-
nialisierung überwunden. Ähnlich überra-
schend war, dass mitten im Kalten Krieg, 
in dem sich viele nur einen Dritten Welt-
krieg oder Stellvertreterkriege zwischen 
den Blöcken vorstellen konnten, eine 
Atommacht der westlichen Welt einen 
konventionellen Kabinettskrieg gegen ei-
nen anderen der westlichen Welt zuzuord-
nenden Staat führte. 

Das irritierte und verblüffte nicht nur 
den damaligen Führer der westlichen Welt 
und Präsidenten der USA Ronald Reagan. 
Möglich war dieser Krieg wohl auch nur 
deshalb, weil weder die argentinische noch 
die britische Regierung sich hatte vorstel-
len können, dass die jeweils andere Seite 
wegen ein „paar eisiger Felsen“, wie Rea-
gan das Streitobjekt ebenso plastisch wie 
geringschätzig nannte, zu militärischer 
Gewalt greifen würde – und beide es trotz-
dem taten, um von innenpolitischen 
Schwierigkeiten abzulenken. 

Am 2. April 1982 begann die argentini-
sche Eroberung der vor Argentiniens Küs-
te liegenden Inselgruppe mit der Anlan-
dung von Truppen bei Port Stanley, der 
einzigen Stadt auf den Falklandinseln so-
wie deren Hauptstadt und Regierungssitz. 
Schnell überrumpelten die bis zu 5000 Ar-
gentinier die überraschte, keine 80 Mann 
starke Royal-Marines-Einheit.

Die britische Royal Navy reagierte 
schnell. Innerhalb weniger Tage stellten 
die Engländer um ihre beiden Flugzeug-
träger „Invincible“ und „Hermes“ herum 
einen Flottenverband zusammen. Am 
5.  April verließ eine Expeditionsflotte 
Großbritannien, der ungefähr die Hälfte 

der Royal Navy angehörte. Vor ihr lagen 
rund 13.000 Kilometer. Bei der Überwin-
dung der großen Strecke zu den Falkland-
inseln half den Briten, dass die US-Ame-
rikaner ihnen den US-Stützpunkt auf der 
etwa auf halbem Wege zwischen Afrika 
und Südamerika gelegenen britischen In-
sel Ascension zur Verfügung stellten.

Versenkung der „General Belgrano“
Nachdem die Expeditionsflotte ihr Ziel er-
reicht hatte, kam es vor der Küste Argenti-
niens zu Kämpfen mit den argentinischen 
See- und Luftstreitkräften. Der schwerste 
Schlag für Argentinien war die Versenkung 
des Kreuzers „General Belgrano“ durch 
das britische Atom-U-Boot „Conqueror“. 
Dabei kamen am 2. Mai 1982 323 argentini-
sche Seeleute ums Leben, zu einem gro-
ßen Teil frisch eingezogene Kadetten. Die-
se Versenkung hatte für die britische Seite 
sowohl einen politischen als auch einen 
militärischen Vorteil. Zum einen brauchte 
die britische Regierungschefin, Margaret 
Thatcher, nun keinen Verständigungsfrie-
den unter Beteiligung dritter mehr zu 
fürchten. Zu sehr zürnte die argentinische 
Volksseele ob der vielen von den Briten ge-
töteten Heranwachsenden. Zum anderen 
traute sich die zahlenmäßig unterlegene 
argentinische Flotte nun nicht mehr aus 
ihren Häfen. 

Auf Seiten Argentiniens wurde der 
Krieg nun vornehmlich von den Luft-
streitkräften geführt. Anders als bei den 
Schiffen waren die Briten den Argentini-
ern bei den Flugzeugen zumindest zah-
lenmäßig unterlegen, da der britischen 
Expeditionsflotte fast nur die um einige 
Maschinen der Royal Air Force aufge-
stockten Trägermaschinen der beiden 
Flugzeugträger zur Verfügung standen. So 
gelangen den argentinischen Piloten eini-
ge aufsehenerregende Luftangriffe. Außer 
mit vergleichsweise einfachen Freifall-

bomben und ungelenkten Raketen griffen 
diese die britischen Schiffe auch mit Luft-
Schiff-Raketen des Typs Exocet an. Die-
sen Flugkörpern aus französischer Pro-
duktion, die von ebenfalls aus Frankreich 
importierten Mehrzweckkampfflugzeu-
gen vom Typ Dassault Super Étendard 
zum Einsatz gebracht wurden, standen 
die Briten ziemlich rat- und wehrlos ge-
genüber. „Die Russen haben keine Exo-
cet“, versuchte ein hoher Offizier der Ro-
yal Navy diese relative Rat- und Wehrlo-
sigkeit zu entschuldigen. 

Untergang der „Sheffield“
Zwei Tage nach dem Untergang der „Ge-
neral Belgrano“ gelang es den Argentini-
ern, in einem Vergeltungsangriff den Zer-
störer „Sheffield“ so verheerend in Brand 
zu schießen, dass er acht Tage später sank. 
Diesem wohl spektakulärsten Erfolg der 
argentinischen Flieger folgten weitere, 
doch waren es nicht genügend, um kriegs-

entscheidend zu werden. Abgesehen da-
von, dass es den Luftwaffenpiloten an Er-
fahrung und Ausrüstung zum Einsatz auf 
hoher See mangelte, war der Weg von den 
Flugplätzen zur britischen Flotte derart 
lang und die Reichweite der Flugzeuge 
derart kurz, dass nur wenig Zeit für die 
Bekämpfung des Gegners blieb.

Am 21. Mai wagten die Briten die Lan-
dung an der Westküste der Hauptinsel 
Ostfalkland. Da die argentinischen Trup-
pen einen direkten Angriff auf die Haupt-
stadt Port Stanley auf der anderen Seite 
der Insel erwartet hatten und die argenti-
nischen Luftangriffe sich auf die britische 
Flotte konzentrierten, ging die Landung 
vergleichsweise ungestört vonstatten. Die 
britischen Landungstruppen waren den 
rund 15.000 argentinischen Verteidigern 
zwar zahlenmäßig unterlegen, doch stand 
hier eine gut motivierte und trainierte Be-
rufsarmee mit der technischen Ausrüs-
tung eines wohlhabenden Industriestaa-
tes einer vergleichsweise schlecht ausge-
rüsteten und mangelhaft verpflegten 
Truppe aus unerfahrenen Wehrpflichti-
gen gegenüber. Die Elitetruppen hatten 
die argentinischen Entscheidungsträger 
dem Schutz der Grenze zum vermeintli-
chen Erbfeind Chile vorbehalten.

Am Abend des 14. Juni unterzeichnete 
der Oberbefehlshaber der argentinischen 
Truppen auf der Inselgruppe, Brigadege-
neral Mario Menéndez, einen Waffenstill-
stand, der faktisch einer Kapitulation 
gleichkam. Unmittelbar darauf stammelte 
der argentinische Präsident, General Leo-
poldo Galtieri, sichtlich angetrunken vor 
laufenden Fernsehkameras, dass der 
Krieg verloren sei. Sechs Tage später er-
klärte die britische Regierung einseitig die 
Feindseligkeiten für beendet. Es sollte 
dann noch über sieben Jahre dauern, bis 
die beiden Konfliktparteien gemeinsam 
den Krieg offiziell für beendet erklärten.

FALKLANDKRIEG

Von der Geschichte  
eingeholt

Mitten im Kalten Krieg führte vor 40 Jahren die Nuklearmacht 
Großbritannien gegen einen anderen westlichen Staat einen 

Kolonial- und Kabinettskrieg um ein „paar eisige Felsen“
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Verluste

907 
Tote, 649 auf argentinischer Seite, 
258 auf britischer.

2434 
Verwundete, 1657 auf argentini-
scher Seite, 777 auf britischer.

11.428 
Gefangene, 11.313 Argentinier und 
115 Briten.

Geschlagen: Kriegsgefangene Argentinier am 16. Juni 1982 in Port Stanley Foto: Ken Griffiths

FALKLANDINSELN

Wer hat die 
legitimeren 
Ansprüche?

Die Wurzeln des Streites, wer die legi-
timeren Ansprüche auf die von den 
Briten Falklandinseln (Falkland Is-
lands) und den Argentiniern Malwi-
nen (Islas Malvinas) genannte Insel-
gruppe vor der Küste Argentiniens 
hat, liegen im Jahre 1769. Damals kam 
es zwischen Großbritannien und Spa-
nien wegen der Frage der Besitzrechte 
zur Falk land-Krise, an deren Ende bei-
de Mächte offen ließen, wem die rund 
200  Inseln künftig gehören sollten. 
Das ermutigte das seit 1816 unabhän-
gige Argentinien, das sich als Rechts-
nachfolger des spanischen Vizekönig-
reiches Río de la Plata betrachtet, die 

Inseln zu seinem Besitz zu erklären. 
1829 ernannte die Führung der Provin-
cias Unidas sogar einen Gouverneur 
für die Inselgruppe. Der sicherte sich 
heimlich den „Schutz“ Londons. Dar-
aufhin ersetzte der britische Kapitän 
John James Onslow am 3. Januar 1833 
die argentinische Fahne durch den 
Union Jack. Dagegen protestierte die 
nunmehrige Confederación Argentina 
zwar, unterzeichnete aber letztlich am 
24. November 1849 einen Vertrag mit 
dem Empire, der „alle“ territorialen 
Differenzen für bereinigt erklärte. 

Ungeachtet dessen erwirkte Ar-
gentinien 1965 die UN-Resolution 
2065, die Verhandlungen über den 
künftigen Status der Inselgruppe for-
derte. Nachfolgend versuchte London, 
den Bewohnern der Inselgruppe die 
stufenweise Übertragung der Hoheits-
rechte an Buenos Aires schmackhaft 
zu machen. Das scheiterte allerdings 
aufgrund des Staatsstreiches von 1976, 
der in Argentinien eine brutale Mili-
tärjunta unter Jorge Rafael Videla an 
die Macht brachte.

Argentinien hat den Falklandkrieg 
zwar gegen Großbritannien verloren, 
macht aber auch nach seiner Demokra-
tisierung Ansprüche auf die Inseln gel-
tend mit dem Hinweis, dass kein Frie-
densvertrag abgeschlossen wurde. Dar-
an ändert auch das Referendum vom 
März 2013 nichts, bei dem sich die 
1672 stimmberechtigten Bewohner der 
Inselgruppe mit 99,8  Prozent für die 
Erhaltung des Status quo ausgespro-
chen haben. „Wir werden fortfahren, 
Souveränität über die Malvinas zu for-
dern, bis wir das Land zurückgewinnen 
können“, so der seit 2019 amtierende 
argentische Präsident Alberto Ángel 
Fernández am 23.  Juni 2020. Seit Ar-
gentinien seine Bereitschaft erklärt hat, 
sich dem chinesischen Jahrhundert-
projekt der „Neuen Seidenstraße“ be-
ziehungsweise der Belt and Road Initia-
tive anzuschließen, genießt Argentini-
en hierbei auch die Rückendeckung 
Chinas (siehe PAZ vom 11. März). W.K.

Wappen der Falklandinseln
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D er Tod ist ein ständiger Beglei-
ter des Menschen – erst recht 
im Krieg, wie uns die schreck-
lichen Bilder aus der Ukraine 

jetzt täglich ins Bewusstsein hämmern.
Doch auch im Frieden bleibt uns der Tod 
stets auf den Fersen. Diesen Umstand zu 
ignorieren zeugt von kindlich-magischem 
Denken statt von geistiger Reife. Gleich-
zeitig gehört es jedoch zum üblichen Tun 
und Lassen eines Erwachsenen, Risiken 
zu vermeiden und offensichtlichen Ge-
fahren aus dem Wege zu gehen. Vor allem, 
wenn diese das Leben kosten können. Da-
bei liegt die Schwierigkeit darin, Bedro-
hungen realistisch einzuschätzen und 
nicht schon bei der allergeringsten Wahr-
scheinlichkeit des Eintretens eines mög-
licherweise kritischen Ereignisses in Pa-
nik zu verfallen.

Aber genau daran hapert es hierzulan-
de – und das beileibe nicht erst seit Be-
ginn der Corona-Pandemie. Zahlreiche 
Deutsche fürchten sich vor einer Unzahl 
realer oder vielfach auch eingebildeter 
Gefahren. Zu den Letzteren zählen die 
herbeihalluzinierten Umtriebe von an-
geblich allgegenwärtigen Phantomfein-
den. Für diese Gemütshaltung prägte das 
Ausland den Begriff „German Angst“: Wir 
seien ein Volk von verzagten oder hysteri-
schen Bedenkenträgern, die kaum noch 
irgendetwas wagten.

Totalitarismus der Gefahrenabwehr
Die Ursachen für die überbordende Angst 
sind vielschichtig: Zum Ersten geht es den 
meisten Deutschen immer noch derart 
gut, dass sie einiges zu verlieren haben. 
Zum Zweiten paart sich naiver Machbar-
keitsglaube mit einer Nullrisiko-Mentali-
tät. Zum Dritten leiden viele Leute hier-
zulande unter dem Mitläufersyndrom, 
das ebenfalls mit Risikoscheu einhergeht. 
Zum Vierten ist die Kunst der angemesse-
nen rationalen Bewertung von Risiken in 
Vergessenheit geraten. Häufig resultiert 
dies aus der sogenannten Restproblem-
Intoleranz: Je stärker eine Gefahr bereits 
eingedämmt werden konnte, umso größer 
gerät die Angst vor dem übrig bleibenden 
Quäntchen Risiko. Und zum Fünften 
schafft es ein wachsender Teil der Bevöl-
kerung einfach nicht mehr, die zum Le-
ben zwangsläufig dazugehörenden Un-
wägbarkeiten als etwas völlig Normales 
hinzunehmen – obwohl der Blick auf die 
zahlreichen Menschen rund um den Glo-
bus, welche in echter Lebensgefahr 
schweben, das Bild eigentlich zurechtrü-
cken müsste. Daraus resultieren dysfunk-
tionale rituelle Bußübungen zur Abwen-
dung der befürchteten Übel beziehungs-
weise zur Angstvermeidung.

Aus all dem erwächst ein Faible für 
jenen Totalitarismus der Gefahrenab-
wehr, der sich schon seit Jahrzehnten auf 
dem Vormarsch befindet und dann wäh-

rend der Corona-Pandemie einen trium-
phalen Sieg nach dem anderen feierte. 
Kernstück dieses Totalitarismus ist die 
staatliche Fürsorge, welche jegliche 
Rückbesinnung auf die individuelle Ei-
genverantwortung erschwert und deut-
lich häufiger unterwürfige Dankbarkeit 
statt Widerstand auslöst. 

Aus Angst vor Ungemach und dem da-
mit meist zusammenhängenden Kontroll-
verlust wird die Kontrolle im vorauseilen-
den Gehorsam an den Staat übergeben, 
ohne die Frage zu stellen, wie angemesse-
ne Vorsichtsmaßnahmen aussehen könn-
ten und sollten. Deshalb war der derzeiti-
ge Gesundheitsminister Karl Lauterbach 
wohl tatsächlich der beliebteste Politiker 
hierzulande, bis der Ukraine-Krieg die 
Aufmerksamkeit der Deutschen von der 
Pandemie-Bekämpfung ablenkte. Seine 
Umfragewerte stellten keineswegs nur 
das Produkt von grotesken Manipulatio-
nen seitens der Meinungsforscher dar – 
auch wenn viele Regierungskritiker genau 
dies glauben. Nein, Leute wie Lauterbach 
sind beliebt, weil sie die personifizierte 

Staatsfürsorge darstellen und den Ängst-
lichen suggerieren, für deren Sicherheit 
sorgen zu können.

„Kinder an die Macht!“ 
Parallel hierzu zeigen Lauterbach und 
Co. eine Attitüde, welche für das Gegen-
teil der German Angst steht und German 
Assertiveness genannt wird. Assertive-
ness lässt sich am ehesten mit „Überheb-
lichkeit“ oder „Anmaßung“ übersetzen. 
Im Ausland lächelt man zwar vielfach 
über das hypervorsichtige Verhalten der 
Deutschen, registriert aber gleichzeitig 
stirnrunzelnd, dass dieses zu keiner 
kleinlauten Zurückhaltung führt, son-
dern zu heftigen Ausfällen gegen all jene, 
welche nicht genauso denken wie die 
Ängstlichen hierzulande und im Umgang 
mit Gefahren und Risiken deutlich mehr 
Souveränität zeigen. 

Zu dieser German Assertiveness 
kommt noch der ebenfalls typisch deut-
sche Gratismut hinzu. Also die Vorspiege-
lung von Courage, die überhaupt nicht 
erforderlich ist, weil das vermeintlich 

„mutige“ Handeln beim genaueren Hin-
sehen mit keinerlei Risiken einhergeht. 
Wie beim Kampf gegen „Nazis“, von de-
nen die allermeisten längst im Orkus der 
Geschichte verschwunden sind. Derzeit 
zeigt sich das „Heldentum“ der Gratis-
mutigen ganz besonders im Schikanieren 
von Bürgern Russlands. Natürlich nur, 
sofern diese ein leichtes Opfer darstellen. 
Dabei fehlt den Betreffenden jedwedes 
Gespür für die alberne Erbärmlichkeit 
ihres Handelns.

Aber was will man von Mitgliedern 
einer Gesellschaft erwarten, welche im-
mer mehr ins Infantile abrutscht? Her-
bert Grönemeyers herausgeknödelte 
Utopie von 1986 „Kinder an die Macht!“ 
ist mittlerweile oft genug schon Realität 
geworden. Wer dies nicht glauben will, 
der sollte einmal genauer darauf achten, 
wie manche Politiker agieren und argu-
mentieren. Oder das „Unterhaltungs-
programm“ im deutschen Staats- oder 
Privatfernsehen um Viertel nach Acht 
anschauen. Oder mitverfolgen, wie die 
Ethikratsvorsitzende Alena Buyx in ih-

rem charakteristischen Kleinmädchen-
Duktus für die Corona-Impfung, genannt 
„Der Piks“, wirbt.

Die kindische German Angst und die 
ebenso infantil daherkommende German 
Assertiveness samt dem dann noch drauf-
gesattelten Gratismut gehen also Hand in 
Hand und heben sich keineswegs gegen-
einander auf. Dadurch gerät Deutschland 
wieder einmal in eine Sonderrolle, ob-
wohl doch jahrein jahraus getönt wurde, 
man habe, was das großspurige Beharren 
auf Überlegenheit und Einzigartigkeit be-
treffe, aus der Geschichte gelernt. 

Aber wenn ein Karl Lauterbach sich 
aufspielt, als sei er im Gegensatz zur 
Mehrzahl der ausländischen Experten im 
Besitze des Steins der Weisen zur Ban-
nung der Corona-Gefahr, dann tut er im 
Grunde genau das Gleiche wie Kaiser 
Wilhelm II. im August 1907. Damals zi-
tierte der Monarch den Dichter Emanuel 
Geibel auf späterhin vehement ge-
schmähte Weise mit der Sentenz: „Und 
es mag am deutschen Wesen einmal 
noch die Welt genesen.“
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DEUTSCHE GEMÜTSLAGEN

Am 5. Februar forderte eine Anwaltskanz-
lei in Australien die dortige Arzneimittel-
zulassungsbehörde Therapeutic Goods 
Administration (TGA) auf, alle Dokumen-
te herauszugeben, auf deren Grundlage 
die mRNA-Impfstoffe gegen Covid-19 im 
Lande zugelassen worden waren. Darauf-
hin antwortete die dem Gesundheitsmi-
nisterium in Canberra unterstehende 
TGA, über solche Unterlagen verfüge sie 
nicht. Was aber kein Problem darstelle, 
weil die Pharma-Unternehmen ja ver-
pflichtet seien, eigene Sicherheitsprüfun-
gen durchzuführen – und dabei hätten 
sich „keinerlei Hinweise“ gefunden, die 
„eine Nichtzulassung der Impfstoffe be-
gründen“ würden.

Dieser Bescheid war ebenso dreist wie 
falsch. Das zeigt beispielsweise die vom 
Hersteller Pfizer erstellte „Kumulative 
Analyse der Berichte über unerwünschte 
Ereignisse nach der Zulassung von PF-
07302048 (BNT162B2), die bis zum 28. Fe-
bruar 2021 eingegangen sind“, für die US-
amerikanischen Zulassungsbehörde U.S. 
Food and Drug Administration (FDA). 
Diese Analyse gelangte jetzt aufgrund ei-
ner Entscheidung von Richter Mark Pitt-
man vom Northern Texas District Court 
in Fort Worth an die Öffentlichkeit. 

Bei den „unerwünschten Ereignissen“ 
handelt es sich um die von der Pharma-
firma selbst protokollierten Nebenwir-
kungen des Corona-Impfstoffes BNT162B2 

alias Comirnaty in dem knappen Viertel-
jahr nach Beginn der Massenimpfungen 
am 8. Dezember 2020. Und die sind der-
maßen dramatisch, dass die Notzulassung 
seitens der FDA eigentlich sofort hätte 
rückgängig gemacht werden müssen.

Langzeitfolgen noch unbekannt
Im Erfassungszeitraum traten bei gut 
42.000 geimpften Probanden knapp 
159.000 verschiedene Nebenwirkungen 
auf, wobei nur etwa 51.000 harmlos gewe-
sen sein sollen und 1223 Personen nach 
ihrer „Immunisierung“ gegen das Coro-
navirus sogar starben. Verantwortlich 
hierfür waren unter anderem anaphylak-
tische Schocks, Herz-Kreislauf-Komplika-

tionen, innere Blutungen und Autoimmun-
erkrankungen. Außerdem gab es bei 270 
Impfungen von Schwangeren 28 Spontan-
aborte oder Totgeburten. Dennoch 
schrieb Pfizer in seiner Zusammenfas-
sung: „Diese kumulative Fallbewertung 
zeigt keine neuen Sicherheitsprobleme 
auf. Beobachtung wird fortgesetzt.“

Typisch für das Vorgehen des Phar-
ma-Riesen ist darüber hinaus, dass selbst 
bei gravierenden Nebenwirkungen viel-
fach auf Nachforschungen verzichtet 
wurde, zu welchem Ausgang das „uner-
wünschte Ereignis“ geführt hatte. So 
weiß Pfizer nichts über das Schicksal von 
754 Probanden, die anaphylaktische 
Schocks erlitten. Auf jeden Fall litten 

zum Ende des Beobachtungszeitraums 
immer noch 11.361 Versuchspersonen an 
Impfkomplikationen: Das ergibt eine 
Quote von 27 Prozent.

Dass der Anteil der nach der Impfung 
Verstorbenen bei vergleichsweise hohen 
2,9 Prozent lag, könnte darauf hindeuten, 
dass die ersten Chargen des Vakzins be-
sonders schlecht verträglich waren. Unter-
schiede bei der Häufigkeit von Nebenwir-
kungen in Abhängigkeit von der Charge 
zeigten sich nachweislich auch später. An-
sonsten fehlen in dem Papier von Pfizer 
naturgemäß jegliche Angaben über Lang-
zeitschäden, da diese zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch gar nicht ermittelt wer-
den konnten.   W.K.

COVID-19

Alarmierende US-Studie zu mRNA-Impfstoffen
Texanisches Gericht hat eine Veröffentlichung erzwungen – Nebenwirkungen offenbar weit gravierender als bislang angenommen

Irrationale Katastrophen-Angst statt realistischer Gefahren-Abwägung: „Fridays for Future“-Transparent 2019 in Berlin Foto: imago images/Müller-Stauffenberg

Anmaßende Angsthasen
„German Angst“ und „German Assertiveness“: Die Deutschen schwanken zwischen zittriger Verzagtheit 

und einem scheinmoralischen Gratismut. Eine realistische Sicht der Welt bleibt da auf der Strecke



VON DAWID KAZANSKI

S eit dem Beginn des Angriffs Russ-
lands auf die Ukraine kamen 
rund zwei Millionen Kriegs-
flüchtlinge in die Republik Polen. 

Sie sollen beim Zugang zu grundlegenden 
Dienst- und Sozialleistungen sowie 
Staatshilfen unterstützt werden, indem 
sie eine Identifikationsnummer erhalten, 
die für jeden in der Republik Polen leben-
den Bürger individuell vergeben wird, die 
sogenannte PESEL-Nummer. 

Die Kommunalbehörden haben am 
Mittwoch, dem 16. März, damit begonnen, 
Flüchtlinge aus der Ukraine zu registrie-
ren und ihnen die besagte PESEL-Num-
mer zuzuweisen. Lange Schlangen bilde-
ten sich an den Standorten, an denen Pass-
fotos kostenfrei gemacht werden konnten. 
Die Warteschlangen bestanden fast aus-
schließlich aus Frauen und Kindern, weil 
die meisten Männer im Land bleiben 
mussten, um Kriegsdienst zu leisten. 

Das erhaltene Dokument berechtigt 
den Inhaber, verschiedene für Flüchtlinge 
vorgesehene Leistungen zu beantragen 
und einen Arbeitsvertrag mit polnischen 
Arbeitgebern zu unterzeichnen. Für Inte-
ressenten wurden spezielle Stände einge-
richtet, die sich im Kundenraum an der 
Ecke des Allensteiner Rathauses befinden. 
Bei der Antragstellung müssen die Ukrai-
ner ihren einheimischen Reisepass, einen 
Personalausweis, Führerschein oder ihre 
Geburtsurkunde verwenden. Fehlen die 
Unterlagen, erklärt der Antragsteller, dass 
die Angaben den Tatsachen entsprechen 
und Falschangaben strafrechtliche Konse-
quenzen nach sich ziehen können. 

Die PESEL-Nummer wird unmittelbar 
bei der Antragstellung vergeben. Gleich-
zeitig wird, wenn ein Flüchtling den 
Beamten seine Telefonnummer oder E-
Mail-Adresse mitteilt, ein sogenanntes 
Vertrauensprofil eingerichtet, das die Be-
antragung von Leistungen und die elekt-

ronische Bearbeitung von Behördenange-
legenheiten ermöglicht. Die ersten Tage 
der Registrierung verliefen nicht ohne 
technische Probleme, sodass die Beamten 
weit weniger Bewerber als geplant bedie-
nen konnten.  

„Wir nehmen nur an zwei Ständen 
Flüchtlinge auf, weil die Geräte des Minis-
teriums für Inneres und Verwaltung, die 
zur Erfassung der Daten einer Person für 
die Zuteilung einer PESEL-Nummer be-
nötigt werden, nicht eingetroffen sind. 
Deshalb haben wir nur zwei Stellen aus 
unserem Bürgerbüro, das täglich für die 
Bürger der Stadt da ist, abgezogen und 
den Flüchtlingen zugewiesen. Wir kön-
nen auch keine weiteren Stellen verschie-
ben, denn in letzter Zeit haben die Allen-

steiner zehn bis 14 Mal mehr Anträge auf 
Ausweise für Kinder gestellt als vor dem 
Ausbruch des Krieges in der Ukraine“, 
sagte Marta Bartoszewicz, Sprecherin des 
Rathauses. Sie fügte hinzu, dass nicht be-
kannt sei, wann die vom Innenministeri-
um zugesagte Ausrüstung nach Allenstein 
geliefert werde, denn Bedarf gebe es po-
lenweit. 

Überlastete Infrastruktur
Wie Bartoszewicz erklärte, benötigt man 
zur Ausstattung eines Flüchtlingsservice-
standes einen Computer mit entspre-
chender Software, einen Fingerabdruck-
scanner, einen normalen Scanner und ei-
nen Drucker. Im Durchschnitt wird ein 
Flüchtling innerhalb von 30 bis 40 Minu-

ten bedient. Ein Dolmetscher hilft vor 
Ort, denn die Sprachbarriere verlangsamt 
den Prozess. Außerdem kommt es vor, 
dass das Programm, mit dem die Beamten 
die Daten eingeben, abstürzt und alles 
neu eingegeben werden muss.

In der Zwischenzeit unterstützen die 
Stadteinwohner weiterhin tatkräftig die 
von dem bewaffneten Konflikt Geflüchte-
ten. Neben zahlreichen Sammlungen, die 
von verschiedenen städtischen Einrich-
tungen durchgeführt werden, leistet auch 
die griechisch-katholische Kirchenge-
meinde in großem Umfang Hilfe. Der 
größte Erfolg war der Erwerb von zwei 
Rettungswagen, die jetzt in der Ukraine 
eingesetzt werden. Die materielle Unter-
stützung in Form von Kleidung, Medika-

menten, Verbandsmaterial, Transport 
und Unterbringung wird sowohl von 
Geistlichen als auch von zahlreichen Frei-
willigen koordiniert und bereitgestellt. In 
den Räumlichkeiten der Pfarrei wurde ein 
spezielles Lager eingerichtet, in dem 
Spenden für Bedürftige abgegeben wer-
den können. 

Immer wieder tauchen Flüchtlinge aus 
der Ukraine auf, um sich mit dem Lebens-
notwendigen zu versorgen. Mit der zuneh-
menden Zahl von Flüchtlingen steigt auch 
der Bedarf an Soforthilfe. Die griechisch-
katholische Gemeinde tut ihr Bestes, um 
Grundbedürfnisse der Geflüchteten zu er-
füllen, ebenso wie zahlreiche Spender und 
Privatpersonen. Wie die Freiwilligen beto-
nen, befindet sich die Hilfe des Staates und 
der internationalen Gemeinschaft erst in 
der Aufbauphase, und wie üblich nehmen 
die Formalitäten viel Zeit in Anspruch, be-
vor die Hilfe geleistet wird, während die 
dringendsten Bedürfnisse aber sofort be-
friedigt werden müssen. 

Die Flüchtlinge, die oft die polnische 
Sprache nicht beherrschen, brauchen 
auch einen Rechtsbeistand. Dieser wird 
von der Regionalen Rechtsberatungskam-
mer in Allenstein angeboten. Alle Perso-
nen, die Unterstützung bei Verfahren zur 
Legalisierung ihres Aufenthalts in der Re-
publik Polen, zur Erlangung des Flücht-
lingsstatus oder des politischen Asyls, bei 
Verfahren im Zusammenhang mit Be-
schäftigung, Gesundheitsleistungen und 
sonstiger rechtlicher Unterstützung be-
nötigen, können sich an die teilnehmen-
den Rechtsberater und Rechtsreferendare 
wenden. Ihre Kontaktdaten sind auf der 
Website der Regionalen Rechtsberatungs-
kammer in Allenstein zu finden. Es ist 
derzeit schwer abzuschätzen, wie viele 
Flüchtlinge im südlichen Ostpreußen 
und in der Stadt Allenstein eintreffen. 
Dies wird erst möglich sein, sobald die 
Flüchtlinge ihre PESEL-Nummern erhal-
ten haben.
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Alkohol gilt als „Problemlöser“ für alles 
und als Stressbewältiger für viele Men-
schen. Bierläden, die als Bars und Kneipen 
„getarnt“ sind, erfreuen sich in Königsberg 
bei ihrer Zielgruppe großer Beliebtheit.  
Um Abhilfe zu schaffen, hat die Gebiets-
regierung beschlossen, massive Razzien in 
Bierläden durchzuführen, die Alkohol in 
der Nähe von sozialen Einrichtungen wie 
Schulen und Kindergärten verkaufen. Die 
zuständigen Regierungsstellen haben be-
reits damit begonnen, Bierläden in den ge-
nannten Gebieten zu ermitteln, die keine 
Lizenz zum Verkauf alkoholischer Geträn-
ke erworben haben.

Bislang konnten Bierläden unkontrol-
liert eröffnet werden, weil die Inhaber kei-
ne Lizenzen oder Sondergenehmigungen 
dafür einholen mussten. Beschwerden von 
Anwohnern über nächtliche Ruhestörun-
gen aufgrund des Verkaufs von Alkohol in 
der Nachbarschaft führten zur Überprü-
fung solcher Verkaufsstellen.

Schon länger ist der Verkauf von alko-
holischen Getränken im Königsberger Ge-
biet nur in der Zeit zwischen 9 und  

21 Uhr erlaubt. Nach 21 Uhr arbeiten je-
doch viele Bierverkaufsläden wie öffentli-
che Gaststätten, deren Öffnungszeiten in 
keiner Weise eingeschränkt sind.

Im Jahr 2021 wurden in Königsberger 
Getränkeläden, die auch nachts geöffnet 
sind, zahlreiche Kontrollkäufe getätigt. Da-

bei stellte sich heraus, dass alle Geschäfte 
nicht ordnungsgemäß als Gastronomiebe-
trieb gekennzeichnet waren.

Das heißt, sie hatten keine Speisekarte, 
keinen Schankraum, keine Kundentoilet-
ten und auch keine Küche. Die einzige Nu-
ance, mit der die Bierläden ihren Status als 

„Bar“ rechtfertigten, war, dass sie alkoholi-
sche Getränke offen und ohne Korken ver-
kauften.

Verschärfung der Bedingungen
Irina Sorokina, die stellvertretende Minis-
terpräsidentin der Regionalregierung, er-
klärte, dass die Regionalbehörden eine 
Gesetzesinitiative zur Verschärfung der 
Anforderungen an Getränkeläden, die Al-
kohol in der Gastronomie verkaufen, ein-
bringen wollten. Darüber hinaus sei ge-
plant, mit den Mietern in Mehrfamilien-
häusern zu verhandeln, um sicherzustel-
len, dass solche Verkaufsstellen nicht 
heimlich in Wohngebäuden betrieben 
werden.

Die Behörden haben beschlossen, die 
Mindestbedienungsfläche für Gaststätten, 
die Alkohol verkaufen und sich in Mehrfa-
milienhäusern befinden, zu erhöhen. Zur-
zeit sind es noch 20 Quadratmeter, was die 
Betreiber von Getränkeläden ausnutzen. 
Diese sind praktisch rund um die Uhr un-
ter dem Deckmantel von Bars tätig, obwohl 
sie es in Wirklichkeit nicht sind.

Die Stadtregierung hat eine Initiative 
zur Verschärfung der Vorschriften für den 
Alkoholverkauf in Wohngebäuden ergrif-
fen. Sie sieht vor, die Anforderungen an die 
Mindestfläche in Gastronomiebetrieben, 
die alkoholische Getränke in Mehrfamilien-
häusern verkaufen, auf 50 Quadratmeter zu 
erhöhen. Gleichzeitig werden die Läden in 
den Wohngebäuden weiterhin geöffnet 
sein, allerdings nur von 11 bis 21 Uhr.

Gouverneur Anton Alichanow hatte be-
reits 2017 und 2018 Kampagnen gegen 
nächtliche Alkoholgeschäfte geführt. Die 
aktuelle Kampagne begann nach einem Be-
such im ehemaligen Ostseeviertel, wo sich 
die Anwohner beim Bezirksleiter über den 
24-Stunden-Betrieb des Ladens „Goscha“ 
beschwert hatten, der die Trinker um sich 
schare. Die Verkaufsstelle war Gegenstand 
zahlreicher Inspektionen und Versuchen, 
sie zu schließen. Dies ist nur eines von vie-
len Beispielen, in denen ein Alkoholge-
schäft im Erdgeschoss eines Wohnhauses 
24 Stunden am Tag unter dem Deckmantel 
einer Bar betrieben wird.  
 Jurij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Die Stadt geht gegen illegalen Alkoholverkauf vor
Verdeckte Bierläden in Wohnhäusern – Zahlreiche Anwohner beschwerten sich über nächtliche Ruhestörungen

SÜDLICHES OSTPREUSSEN

Neuanfang mit „PESEL“
Zwei Millionen Flüchtlinge hat die Republik Polen bereits aufgenommen. Auch in Allenstein können Ukrainer sich registrieren lassen 

Allensteiner Rathaus: Ukrainische Flüchtlinge stehen für den Erwerb der PESEL-Nummer an Foto: D.K.

Alkoholverkauf rund um die Uhr:  Bierladen in Königsberg Foto: J.T.



GLÜCKWÜNSCHE14 Nr. 12 · 25. März 2022 Das Ostpreußenblatt

ZUM 101. GEBURTSTAG
Dunio, Irmgard, geb. Kochanow-
ski, aus Neidenburg, am 30. März
Riehl, Charlotte, geb. Reich, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 28. März

ZUM 100. GEBURTSTAG
Geyer, Herta, geb. Jankowski, aus 
Statzen, Kreis Lyck, am 31. März
Kesting, Elisabeth, geb. Bondzio, 
aus Stettenbach, Kreis Lyck, am  
29. März

ZUM 99. GEBURTSTAG
Büttner, Jutta, geb. Seibt, aus Ku-
mehnen, Kreis Fischhausen, am 
30. März
Langkeit, Heinz, aus Lindenfließ, 
Kreis Lyck, am 27. März
Neumann, Hildegard, aus Bär-
walde, Kreis Fischhausen, am  
26. März
Schönwald, Erna, geb. Donner, 
aus Willenberg, Kreis Ortelsburg, 
am 25. März

ZUM 98. GEBURTSTAG
Gryzewski, Werner, aus Lyck, am 
25. März
Maxim, Hugo, aus Garbassen, 
Kreis Treuburg, am 28. März
Weidkuhn, Arno, aus Lyck, am  
31. März

ZUM 97. GEBURTSTAG
Geniffke, Irma, aus Grabnick, 
Kreis Lyck, am 25. März
Knischewski, Ernst, aus Reinken-
tal, Kreis Treuburg, am 26. März
Scheingruber, Erna, geb. Klesch, 
aus Lyck, am 30. März

ZUM 96. GEBURTSTAG
Kling, Waltraut, geb. Gulatz, aus 
Rosenheide, Kreis Lyck, am  
29. März
Koschorrek, Bruno, aus Ebenfel-
de, Kreis Lyck, am 30. März

ZUM 95. GEBURTSTAG
Dander, Kurt, aus Kreuzingen, 
Kreis Elchniederung, am 28. März

Gorzalka, Erna, geb. Groehn, aus 
Dippelsee, Kreis Lyck, am 31. März
Kaiser, Walter, aus Eckersdorf, 
Kreis Mohrungen, am 26. März
Koepke, Ursula, geb. Kaminski, aus 
Grabnick, Kreis Lyck, am 31. März
Ludwig, Klaus, aus Saalfeld-Ebe-
nau, Kreis Mohrungen, am 30. März
Rega, Ruth, geb. Mrotzek, aus 
Borken, Kreis Lyck, am 25. März
Reiniger, Emil, aus Linkenau, 
Kreis Mohrungen, am 28. März
Wesolowski, Renate, geb. Huck, 
aus Radnicken, Kreis Fischhausen, 
am 26. März

ZUM 94. GEBURTSTAG
Bahlo, Reinhold, aus Talussen, 
Kreis Lyck, am 28. März
Bednarz, Ernst, aus Groß Jerut-
ten, Kreis Ortelsburg, am 25. März
Biallas, Irma, geb. Sembritzki, aus 
Bunhausen, Kreis Lyck, am 31. März
Jopp, Erika, aus Rotbach, Kreis 
Lyck, am 30. März
Kallinowski, Manfred, aus Dip-
pelsee, Kreis Lyck, am 25. März
Kosmann, Gerhard, aus Motitten, 
Kreis Mohrungen, am 25. März
Lohmeyer, Ella, geb. Elzner, aus 
Grabnick, Kreis Lyck, am 25. März
Lotz, Irmgard, geb. Tuttas, aus 
Dippelsee, Kreis Lyck, am 25. März
Schemmel, Gerda, geb. Begett, 
aus Kirpehnen, Kreis Fischhausen, 
am 29. März
Sokolowski, Günter, aus Neuen-
dorf, Kreis Lyck, am 28. März
Szogas, Edit, aus Lengen, Kreis 
Ebenrode, am 29. März 
Turowski, Helmut, aus Linden-
fließ, Kreis Lyck, am 31. März
Wittkowski, Horst, aus Schönho-
fen, Kreis Treuburg, am 28. März

ZUM 93. GEBURTSTAG
Behrend, Ella, geb. Kaulitzki, aus 
Hohenberge, Kreis Elchniederung, 
am 28. März
Benjestorf, Frieda, geb. Stelzer, 
aus Mohrungen, am 28. März
Draack, Hans, aus Imten, Kreis 
Wehlau, am 28. März
Gallein, Erich, aus Kischen, Kreis 
Elchniederung, am 27. März
Goebel, Hedwig, geb. Muczenski, 
aus Weißhagen, Kreis Lyck, am  
30. März
Joecks, Herta, geb. Chilla, aus 
Grünlanden, Kreis Ortelsburg, am 
29. März

Koppert, Elisabeth, geb. Janz, 
aus Gilgetal, Kreis Elchniederung, 
am 27. März
Kullak, Dr. Ernst, aus Schön- 
hofen, Kreis Treuburg, am  
31. März
Kyewski, Gertrud, geb. Robazek, 
aus Brodau, Kreis Neidenburg, am 
27. März
Prahs, Walter, aus Klein Purden, 
Kreis Allenstein, am 29. März
Seidel, Herbert, aus Neidenburg, 
am 28. März
Thomzik, Ilse, aus Ortelsburg, am 
29. März

ZUM 92. GEBURTSTAG
Czychon, Horst, aus Goldenau, 
Kreis Lyck, am 30. März
Engmann, Irmgard, geb. Rudow-
ski, aus Lindendorf, Kreis Wehlau, 
am 31. März
Gutzeit, Bruno, aus Lindendorf, 
Kreis Wehlau, am 30. März
Hoffmann, Klaus, Kreisgemein-
schaft Neidenburg, am 29. März
Kalisch, Ruth, geb. Scharkow-
ski, aus Jürgen, Kreis Treuburg, 
am 25. März
Kühne, Hildegard, geb. Knappke, 
aus Randau, Kreis Ebenrode, am 
26. März
Mrozek, Lisbeth, geb. Kempko, 
aus Montwitz, Kreis Ortelsburg, 
am 29. März
Naujoks, Kurt, aus Pelkeninken, 
Kreis Wehlau, am 28. März
Reinke, Liselotte, geb. Pogodda, 
aus Kalkhof, Kreis Treuburg, am 
31. März
Rimkus, Bruno, aus Dünen, Kreis 
Elchniederung, am 31. März
Schimpf, Ilse, geb. Langhans, aus 
Hanshagen, Kreis Preußisch Eylau, 
am 25. März
Schmalstieg, Else, geb. Gaurun, 
aus Ebenrode, am 27. März

ZUM 91. GEBURTSTAG
Dargies, Gerhard, aus Gilgenfeld, 
Kreis Elchniederung, am 25. März
Friske, Sigrid, Kreisgemeinschaft 
Ebenrode, am 26. März
Gayko, Georg, aus Rundfließ, 
Kreis Lyck, am 25. März
Grunwald, Irmgard, geb. Peel, 
aus Lindenort, Kreis Ortelsburg, 
am 26. März
Kopenhagen, Rosemarie, geb. 
Brandt, aus Weidicken, Kreis Löt-
zen, am 25. März

Kranz, Gerda, geb. Szeimies, aus 
Loye, Kreis Elchniederung, am  
29. März
Lattko, Wilhelm, aus Grabnick, 
Kreis Lyck, am 31. März
Lintig, Sigrid von, geb. Knappke, 
aus Randau, Kreis Ebenrode, am 
27. März
Müller, Ruth, geb. Masuhr, aus 
Treuburg, am 27. März
Polkowski, Erich, aus Klein Las-
ken, Kreis Lyck, am 26. März
Prüß, Erna, aus Lötzen, am  
28. März
Rodloff, Martin, aus Lank, Kreis 
Heiligenbeil, am 28. März
Rieswick, Elly, aus Hohenwalde, 
Kreis Heiligenbeil, am 24. März
Schöttker, Hildegard, geb. Lasar-
zewski, aus Goldenau, Kreis Lyck, 
am 29. März
Wycisk, Lieselotte, geb. Koszi-
nowsky, aus Pillau, Kreis Fisch-
hausen, am 29. März
Zupp, Edith, geb. Jurr, aus Kling-
lacken, Kreis Wehlau, am 31. März

ZUM 90. GEBURTSTAG
Carstensen, Waltraut, aus Schor-
schehnen, Kreis Fischhausen, am 
25. März
Eberhardt, Hans, aus Schorkeni-
cken, Kreis Wehlau, am 25. März
Jakubowski, Günter, aus Schwen-
tainen, Kreis Treuburg, am 27. März
Jelonnek, Helmut, aus Waldwer-
der, Kreis Lyck, am 27. März
Jeromin, Gerda, geb. Zachau, aus 
Wehlau, am 27. März
Kaßmekat, Ilse, geb. Doose, aus 
Kuglacken, Kreis Wehlau, am  
30. März
Kilimann, Kurt, aus Reinlacken, 
Kreis Wehlau, am 25. März
Laudan, Gerda, geb. Ennulat, aus 
Wartenhöfen, Kreis Elchniede-
rung, am 30. März
Möller, Waltraut, geb. Grochow-
ski, aus Bunhausen, Kreis Lyck, am 
29. März
Nieske, Erich, aus Krattlau, Kreis 
Fischhausen, am 29. März
Sadlowski, Walter, aus Schönhö-
he, Kreis Ortelsburg, am 26. März
Schmahl, Edith, geb. Kalinowski, 
aus Eichhorn, Kreis Treuburg, am 
28. März
Schröder-Janzik, Elisabeth, aus 
Goldensee, Kreis Lötzen, am  
31. März

ZUM 85. GEBURTSTAG
Buchsteiner, Uwe, aus Lyck, am 
29. März
Fahrig, Lothar, aus Ebenfelde, 
Kreis Lyck, am 27. März
Forstreuter, Hartmut, aus Schen-
kenhagen, Kreis Ebenrode, am  
28. März
Heine, Brunhilde, geb. Pörschke, 
aus Dittersdorf, Kreis Mohrungen, 
am 31. März

Janke, Brigitte, geb. Kleinert, aus 
Warschfelde, Kreis Elchniederung, 
am 27. März
Krawitz, Dietlinde, geb. Philipp, 
aus Krupinnen, Kreis Treuburg 
und aus Lyck, am 27. März
Lange, Elfriede, geb. Dzikowski, 
aus Klein Rauschen, Kreis Lyck, am 
26. März
Lankau, Reingard, aus Mohrun-
gen, am 25. März
Mai, Rosemarie, aus Peyse, Kreis 
Fischhausen, am 30. März
Pelzer, Lisbeth Margarete, geb. 
Moritz, aus Steinhalde, Kreis 
Ebenrode, am 29. März
Rebischke, Erna, geb. Januschke-
witz, aus Millau, Kreis Lyck, am  
28. März
Thiel, Jürgen, aus Kuckerneese, 
Kreis Elchniederung, am 27. März
Tomkowitz, Günter, aus Birken-
walde, Kreis Lyck, am 28. März

Veit, Reela, geb. Gerull, aus  
Kuckerneese, Kreis Elchniederung, 
am 28. März
Wiesener, Friedrich, aus Fisch-
hausen, am 25. März

ZUM 80. GEBURTSTAG
Lochte, Ulrike, geb. Lange, aus 
Liebstadt, Kreis Mohrungen, am 
30. März
Manthey, Adelheid, geb. Sadow-
ski, aus Großalbrechtsort-Abbau, 
Kreis Ortelsburg, am 31. März
Sobanski, Brigitte, geb. Sewczik, 
aus Grabnik, Kreis Lyck, am  
27. März

ZUM 75. GEBURTSTAG
Neufert, Siegfried, aus Treuburg, 
am 25. März

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Kontakt 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Termine 2022 der Landsmannschaft Ostpreußen

22. bis 24. April: Kulturseminar 
in Helmstedt 
23. und 24. April: Arbeitsta-
gung Deutsche Vereine (ge-
schlossener Teilnehmerkreis in 
Sensburg) 
11. Juni: Jahrestreffen der Ost-
preußen in Wolfsburg 
25. Juni: Ostpreußisches Som-
merfest (Veranstalter: VdGEM) 
in Hohenstein (Ostpreußen) 
1. bis 3. Juli: 8. Sommerolympi-
ade in Heilsberg 
23. bis 25. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 

24. September: 25. Landestref-
fen Mecklenburg-Vorpommern 
(Veranstalter: LO-Landesgruppe 
M-V)in Schwerin 
7. bis 9. Oktober: 10. Deutsch-
Russisches Forum „Zukunft 
braucht Vergangenheit“ (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Lüneburg  
10. bis 16. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
4. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzenden 
(geschlossener Teilnehmerkreis) 
in Wuppertal 

5. und 6. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Wuppertal 
5. bis 8. November: Kulturhis-
torisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der 
Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/
lo/seminare.html

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 14/2022

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 14/2022 (Erstverkaufstag 8. April) bis spätestens 
Dienstag, den 29. März, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Wendelin Schlosser

„Kulturrevolution –

Hass auf das Normale“

Die Deutschen kommen nicht mit dem

Selbsthass zur Welt, sondern sie werden

von Hasspredigern zum Selbsthass erzogen.

Die vom Selbsthass zerfressenen Deutschen

marschieren mit gefalteteten Händen und ge-

schlossenen Goschen demAbgrund entgegen.

ISBN: 978-3-8372-2443-6

2021, 262 S., 19,80 €

August von Goethe Literaturverlag

Atlas östliches Mitteleuropa
Velhagen & Klasing 1959
56x40,55; 68 ganzseitige Karten

mit Messingschrauben, Bildtafeln,
Übersichtskarten (Ostpr., Pommern,

Mark Brandenburg, Schlesien), 190 €.
Kontakt reipeki1@web.de

ANZEIGEN

Ostpreußisches Landesmuseum

Führung im Rahmen der Reihe 
„Museum Erleben“ mit Jörn Bar-
fod, Dienstag, 5. April, 14.30 Uhr, 
Eintritt: 1,50 Euro zuzüglich Mu-
seumseintritt.

Was hing in den Wohnungen der 
Wirtschaftswunderkinder an der 
Wand? Das erfahren Sie in der 
letzten Führung durch die nur 
noch bis zum 18. April laufende 
Kabinettausstellung „Des Alltags 
schöne Seiten – Grafik der 
1950er Jahre“! Die Kunstszene 
in der jungen Bundesrepublik 
entwickelte sich lebhaft mit Be-
ginn des wirtschaftlichen Auf-
schwungs. Neue Einflüsse der in-
ternationalen Moderne stellten 
einen radikalen Bruch mit der 
vorherigen Kunst im Dritten 
Reich dar. Zwischen Tradition 

und völliger Abstraktion gab es 
auch Mittelwege, die man als 
„gemäßigte Moderne“ bezeich-
nen könnte. Diese Richtung 
passte zu der aufstrebenden Mit-
telschicht im sogenannten Wirt-
schaftswunder der 1950er Jah-
re. Druckgrafik war dazu ein ge-
eignetes Medium. 

In der Führung beantwortet der 
Kurator der Ausstellung Fragen 
zu den ausgewählten Grafiken 
der aus Ostpreußen stammen-
den Künstler Gerhard Matzat 
und Ute Brinckmann-Schmolling. 

Eine Anmeldung unter E-Mail:  
info@ol-lg.de oder Telefon 
(04131) 759950 ist erforder-
lich. Die Teilnehmerzahl ist be-
grenzt.



 
 
Ostermarkt
Stuttgart – Sonnabend, 26. März, 
10 bis 16 Uhr, Haus der Heimat, 
Schlossstraße 92: 13. Ostdeutscher 
Ostermarkt.

Weitere Informationen bei 
DJO-Deutsche Jugend in Europa 
e.V., Schlossstraße 92, 70176 Stutt-
gart. Ansprechpartner ist Hartmut 
Liebscher, E-Mail: hartmut@
djobw.de, Telefon (0711) 625138.

Vorsitzender: Christoph Stabe,  
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

 
 
Landeskulturtagung 2022
Ellingen – Sonnabend, 26. März, 
9.30 bis 17.15 Uhr, Kulturzentrum 
Ostpreußen: Landeskulturtagung. 
Eine Anmeldung war notwendig, 
ohne eine Teilnahmebestätigung 
ist der Zutritt nicht möglich. Vor-
aussetzung für eine Teilnahme ist 
ferner die aktuell gültige 3-G-Re-
gel, ohne die auch ein Betreten des 
Schlosses generell nicht gestattet 
ist. Eine Überprüfung findet am 
Empfang statt. Denken Sie bitte 
daran, den entsprechenden Nach-
weis mit sich zu führen.

Treffen
Nürnberg – Dienstag, 29. März, 
15  Uhr, Haus der Heimat, Nürn-
berg-Langwasser, Imbuschstra- 
ße 1 (Ende der U1 gegenüber): 
Treffen zum Thema: „Die Volksab-

stimmung in Ostpreußen im Jahr 
192o“.

Vorsitzender: Heinrich Lohmann, 
Geschäftsstelle: Parkstraße 4, 
28209 Bremen, Telefon (0421) 
3469718

Bremen

Mitgliederversammlung
Bremen – Mittwoch, 30. März, 
15  Uhr, Lounge, Restaurants im 
Überseemuseum, Bahnhofsplatz: 
Mitgliederversammlung mit Vor-
standswahl Wir weisen darauf hin, 
dass nach derzeitiger Rechtslage 
ein Zutritt zur Jahreshauptver-
sammlung nur möglich ist, wenn 
ein 3G-Nachweis (geimpft, gene-
sen, getestet) vorliegt und mitge-
führt wird.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender:: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788

Hessen

Bericht
Darmstadt/Dieburg – Die LOW 
Kreisgruppe DA/DI hat einen neu-
en Weg für das Treffen der Lands-
leute gesucht und ihn gefunden. 
Unser erstes Treffen auf diesem 
Weg fand am 12. März zusammen 
mit der Heimatgruppe der Inster-
burger im Bürgermeister Pohl-
Haus in Wixhausen statt.

Der Zuspruch aus beiden Grup-
pen war sehr groß, und wir konn-
ten mit insgesamt 29 Teilnehmern 
die Stunden genießen. Der Aus-
tausch von Informationen mit den 
Tischnachbarn war sehr groß und 
wurde sehr intensiv genutzt. 

Wir glauben, dass der gefunde-
ne Weg, ein guter Weg ist, um die 

immer kleiner werdenden Grup-
pen der einzelnen Landsmann-
schaften doch noch zusammen zu 
bringen und zusammenzuhalten.

Die ersten begrüßenden Worte 
sprach Renate Buslaps von der 
Heimatgruppe der Insterburger, 
sie hieß alle recht herzlich will-
kommen. Auch der Vorsitzende 
der Insterburger, Jürgen Pantel, 
sprach begrüßende Worte, ebenso 
Gerhard Schröder der Vorsitzende 
der LOW-DA/DI. Die Insterburger 
unterstützten die Willkommens-
grüße mit einem „Schlubberchen“ 
selbst hergestellten Bärenfangs. 
Die LOW-DA/DI verteilte Königs-
berger Marzipan-Herzen zur Be-
grüßung.

Nach den Grußworten und kur-
zen Informationen wurde ein ge-
meinsames Mittagessen einge-
nommen, welches das Gefühl einer 
großen Gemeinschaft vertiefte. 

Im weiteren Verlauf dachte 
man an die Geburtstagskinder der 
LOW und Insterburger der letzten 
Monate, wobei man feststellte, 
dass bei der LOW-DA/DI ein 
101-jähriges Mitglied – Willy Po-
segga – besonders zu erwähnen ist. 

Im Zusammenhang mit der 
derzeitigen kriegerischen Situati-
on in der Ukraine haben wir ge-
meinsam das Gebet der ostpreußi-
schen Dichterin und Ehrenbürge-
rin Frieda Jung gesprochen:

„Herr, gib uns helle Augen, die 
Schönheit der Welt zusehen! Herr, 
gib uns feine Ohren, dein Rufen zu 
verstehen! Und weiche, linde Hän-
de für unserer Brüder Leid, und 
klingende Glockenworte für unse-
re wirre Zeit! Herr, gib uns rasche 
Füße nach unsrer Arbeitsstatt und 
eine stille Seele, die deinen Frie-
den hat.“

Buslaps verlas die Grußworte 
von Gerlinde Groß, der Vorsitzen-
den der LOW-Kreisgruppe Frank-
furt am Main e.V., die krankheits-
bedingt nicht teilnehmen konnte: 

„Liebe Landsleute, ‚Nie wieder 
Krieg!‘ war jahrzehntelang der Leit-
satz, der ganz besonders denjeni-
gen unter uns, die auf schmerzhafte 
Weise ihre Heimat verloren haben, 
in großen Buchstaben auf die Stirn 

geschrieben war. Und doch müssen 
wir in diesen Tagen wieder erleben, 
was es heißt, Angst vor skrupello-
sen Machthaber mit ihren Kriegs-
gelüsten haben zu müssen.

Schon die Corona-Pandemie 
hat uns in den vergangenen zwei 
Jahren erschreckender Weise ge-
zeigt, wie ohnmächtig wir fremden 
Einflüssen auf dieser, in einem un-
vorstellbaren Tempo globalisier-
ten Welt, ertragen müssen.

Unerträglich ist es ebenso, dass 
es selbst in Zeiten der Pandemie in 
Teilen der Welt nicht ausgeblieben 
ist, tausendfach Munitionskisten 
mit abgelaufenem Verfallsdatum 
über unschuldigen Menschen zu 
leeren und dann darüber zu disku-
tieren, ob sie an oder mit Corona 
gestorben sind.

Sind wir Menschen wirklich da-
zu verdammt, uns selbst zu ver-
nichten? Heute sage ich: Nein!
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Zeitung für Deutschland 
www.paz.de

Prämie 2: Renaissanceglobus

Pergamentfarbene Ozeane, Länder mit 

typischem Randkolorit auf Pergament-

fond, Darstellungen von Fregatten, 

Seeschlangen und einer Windrose 

zeichnen diesen Globus aus. Beleuchtet 

sind die Entdeckerrouten von Christoph 

Kolumbus bis Magellan zu sehen. Das 

Kartenbild wurde nach Originalkarten 

aus dem 16. Jahrhundert gestaltet.

Prämie 1: Leuchtglobus

Das physische Kartenbild zeigt detailliert 

die Landschaftsformen sowie die 

Gebirgszüge und Gebirgsregionen, die 

Tiefebenen, das Hochland, die Wüsten 

und in einer plastischen Deutlichkeit 

durch Farbabstufungen die Meerestie-

fen. Das politische Kartenbild dokumen-

tiert alle Staaten und die verwalteten 

Gebiete unseres Planeten. Sichtbar sind 

Flug-, Schiffahrts- und Eisenbahnlinien.

Prämie 1: 
Leuchtglobus

Prämie 2: 
Renaissanceglobus
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Das Maßband des Lebens ist zu Ende...

Ein unendlich liebes und ehrliches Herz
hat aufgehört zu schlagen.

Claus Thierbach
* 3. Januar 1927 in Insterburg / Ostpreußen

† 8. März 2022 in Lengerich / Westfalen

Wir sind sehr traurig

Gabi

Larissa

Traueranschrift: Trauerhaus Thierbach
c/o Mersmann Bestattungshilfe

Osnabrücker Straße 1, 49525 Lengerich

Die Beisetzung findet in aller Stille statt.

ANZEIGE

Am 12. und 13. März fand die Arbeitstagung der Kreisvertreter in der Politischen Bildungsstätte Helmstedt 
statt. Unter der Leitung von Brigitte Stramm berichteten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer über die Situa-
tion der Stadt- und Kreisgemeinschaften und die Folgen der Coronapandemie für ihre Arbeit. Einen besonde-
ren Schwerpunkt bildeten die Beratungen über die grenzüberschreitende Arbeit im Zeichen der aktuellen La-
ge im Osten Europas. Die Heimatstuben und Heimatmuseen sind Schaufenster für das Wirken der ostpreußi-
schen Kreisgemeinschaften. Ihre gegenwärtige Situation und die Möglichkeiten zur Zukunftssicherung waren 
weitere wichtige Themen der Tagung Foto: Heinz-Wolfgang Malessa

Vorsitzende: Uta Lüttich,  
Feuerbacher Weg 108, 70192 
Stuttgart, Tel.:  0711 - 85 40 93, 
uta.luettich@web.de Geschäfts-
stelle: Haus der Heimat, Schloß-
straße 92, 70176 Stuttgart,  
2. Stock, Zimmer 219 (Sprech-
stunden nach Vereinbarung)

Baden-
Württemberg

Fortsetzung auf Seite 16
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In den letzten Wochen durfte 
ich in mehreren Kliniken Men-
schen kennenlernen, die unter 
strengen Corona-Auflagen außer-
gewöhnliche Energie aufwenden, 
um Leben zu retten und lebens-
wert zu machen, ohne nach egois-
tischer Selbstverwirklichung oder 
freiheitlicher Grundordnung zu 
fragen. Für diese Erfahrung war 
ich diesen Menschen sehr dank-
bar, und es fiel mir immer wieder 
ein, was unser Königsberger Phi-
losoph Immanuel Kant sagte:

„Bin ich eine lernende Seele, 
hat das Leben auch in seinen dun-
kelsten Stunden einen unendli-
chen Wert.“ Passend zum heuti-
gen Tag füge ich hinzu: Lernen 
mussten, konnten und können wir 
Ostpreußen am besten gemein-
sam. Denn Gemeinschaft, Zusam-
menhalt und Miteinander macht 
unser Leben besonders lebens-
wert.

Ich bedauere es deshalb sehr, 
dass ich heute nicht diese kostba-
re Gemeinschaft genießen kann. 

So wünsche ich allen Anwe-
senden – auch im Namen des Vor-
standes der LOW, Kreisgruppe 
Frankfurt am Main – trotz aller 
aktuellen Widrigkeiten für alle 
heutigen und künftigen Vorhaben 
in der Gemeinschaft gutes Gelin-
gen.“

Auch die Möglichkeit, Gedich-
te vorzutragen, wurde rege ge-
nutzt, sogar die Speisekarte wur-
de in ostpreußischer Mundart 
vorgetragen.

Hannelore Neumann infor-
mierte darüber, dass das Land 
Hessen ein Studienfach für Flucht 

und Vertreibung in Vorbereitung 
hat, und dass es bald genutzt wer-
den kann.

Die Zeit verging wie im Fluge. 
Kaffee und gespendeter Kuchen 
aus dem Teilnehmerkreis versüß-
te uns den Nachmittag. 

Alle Frauen erhielten anläss-
lich des Weltfrauentages einen 
Tulpenstrauß „Blumen für den 
Frieden“, der mit großer Freude 
entgegengenommen wurde. 

Mit dem Wunsch für einen gu-
ten Nachhauseweg und dass wir 
uns zum nächsten gemeinsamen 
Treffen am 7. Mai gesund wieder-
sehen, endete die Veranstaltung.

 Christian Keller

Filmvortrag
Kassel – Donnerstag, 7. April, 
15  Uhr: Filmvortrag: „Verborgene 
Geschichte“. An diesem Nachmit-
tag werden Forschungsergebnisse 
englischer Historiker zum Ersten 
Weltkrieg vorgestellt.

Bericht
Kassel – In diesen Frühlingstagen 
freuen wir uns des zunehmenden 
Lichts, werden aber zugleich durch 
dunkle Schatten geängstigt: Krieg 
und Flucht ereignen sich unweit 
unseres Landes. Besonders für die 
deutschen Heimatvertriebenen 
drängen sich Vergleiche zu 
1939/1945 auf. 

Wenige Wochen vor Ausbruch 
des Ukraine-Kriegs diskutierte die 
Kasseler LOW-Gruppe beim Feb-
ruar-Treffen über die Stimmungs-
lage im deutschen Volk vor genau 
77 Jahren unter dem Titel: „Un-
heimliche Botschaften – der 3. Fe-
bruar 1945 in Walter Kempowskis 

ECHOLOT“ (Walter Kempowski: 
„Das Echolot. Ein kollektives Tage-
buch. Januar/Februar 1943“, Knaus 
Verlag, München 2002, 3056 Sei-
ten, 98 Euro). Allen Heimatgrup-
pen, welche die schwere Kriegs- 
und Nachkriegszeit nicht ganz aus 
dem Blickfeld nehmen wollen, sei 
das vielbändige Quellenwerk von 
Kempowski sehr empfohlen.

Auf dieser Erinnerungslinie 
lag auch das Thema der Märzver-

sammlung: „Was wollen die hier? 
– Flüchtlinge und Einheimische in 
Deutschland 1945“. Reichhaltige 
Materialien hierzu bieten George 
Turner unter gleicher Titelfas-
sung (George Turner: „Was wol-
len die hier? Flüchtlinge und Ein-
heimische 1945-49. Das Beispiel 
Ebstorf in der Lüneburger Heide“, 
Berliner Wissenschafts-Verlag, 
Berlin 2019, 52 Seiten, 12 Euro) 
und Andreas Kossert „Kalte Hei-

mat“ (Andreas Kossert: „Kalte 
Heimat. Die Geschichte der deut-
schen Vertriebenen nach 1945“, 
Pantheon Verlag, München 2009, 
432 Seiten, 16 Euro).

Über die Aussagen und Doku-
mente, die in beiden Vorträgen zur 
Sprache kamen, entspann sich un-
ter den Teilnehmern eine rege Dis-
kussion, konnten sie doch aus eige-
nem Erleben oder von den Erzäh-
lungen ihrer Angehörigen Bemer-
kenswertes hinzufügen. 

 Gerhard Landau 

Bund der Vertriebenen 
Wiesbaden – Der BdV-Landesver-
band Hessen e.V. informiert: Die 
kommende Ausstellung im Wies-
badener Haus der Heimat trägt 
den Titel „Mitgenommen – Hei-
mat in Dingen“ und wird vom 
27. April bis 10. Juni im Wiesbade-
ner Haus der Heimat gezeigt.

Die Wanderausstellung des 
Hauses des Deutschen Ostens er-
innert an Flucht, Vertreibung und 
Deportation der Deutschen aus 
dem östlichen Europa vor über 
70 Jahren. Die Ausstellung will an-
hand von Gegenständen, die im 
Flucht- und Vertreibungsgepäck 
mitgenommen wurden, beispiel-
haft von persönlichen Schicksalen 
erzählen, wie sie bis heute von 
Krieg, Gewalt und Verfolgung be-
drohte Menschen auf der ganzen 
Welt erleben müssen.

Traurige Aktualität erhält die 
Ausstellung durch den Krieg in der 
Ukraine. Wieder sind Hundertaus-
ende auf der Flucht vor Krieg und 
Gewalt. Die täglichen Bilder von 
überwiegend flüchtenden Frauen 
mit ihren Kindern, die ihre Heimat 
verlassen müssen mit nichts als 

dem, was sie in ihren Händen hal-
ten oder auf dem Rücken tragen 
können, erinnern auf erschrecken-
de Weise an alte Schwarz-Weiß-
Fotos der Flüchtlinge und Heimat-
vertriebenen nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges.

Haus der Heimat, Friedrichstra 
ße 35, 65185 Wiesbaden, Telefon 
(0611) 360190.

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Jürgen 
Zauner, Stellv. Vorsitzende: 
Klaus-Arno Lemke und Dr. Bärbel 
Beutner, Schriftführerin: Dr. Bär-
bel Beutner, Geschäftsstelle: Bu-
chenring 21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

 
Ankündigung:
Oberhausen – Sonnabend, 7. Mai, 
10 Uhr, Haus Union, Schenken-
dorfstraße 13: Delegiertentagung 
mit anstehender Neuwahl des Vor-
standes. Als Vortragenden konnten 
wir wiederum den bekannten PAZ-
Redakteur Hans Heckel gewinnen, 
er wird zur aktuellen politischen 
Lage referieren. Jürgen Zauner

Gerhart-Hauptmann-Haus
Düsseldorf – Gerhart Hauptmann 
Haus (GHH), Stiftung Gerhart-
Hauptmann-Haus, Deutsch-ost-
europäisches Forum, Bismarck-
straße 90, 40210 Düsseldorf, Tele-
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gehend
wohnen
(Hotel)

Teil des
Verdau-
ungs-
traktes

wilde
Menge,
Schar

elektri-
scher Um-
spanner
(Kzw.)

fressen
(Wild)

Heil-
pfl anze,
Wohl-
verleih

exquisit,
ausge-
sucht

das
Unsterb-
liche

bayer.
Benedik-
tiner-
abtei

warmer
Aufwind

römi-
scher
Liebes-
gott

Rhombus

Grund-
gedanke

ital.
Stadt am
Golf von
Salerno

nordi-
scher
Hirsch,
Elch

Strauch-
frucht

Anmer-
kung

Verbren-
nungs-
rück-
stand

Südost-
asiat
(ugs.)

Bügel-
maschi-
ne

Vor-
tragen-
der

Kose-
form für
Groß-
mutter

durch-
triebene
Person

bevor
Sohn 
des Zeus
und der
Alkmene

Bruder
des
Moses

Samm-
lung
altnord.
Dichtung

Seiten-
ansicht

Titel-
heldin
bei Jane
Austen

wohl,
aller-
dings

augen-
blickliche
Stim-
mung

alt-
griech.
Orakel-
stätte

Entwick-
lungs-
richtung,
Tendenz

Lobrede Ei der
Laus

keines-
falls,
nie und
nimmer

Tränen
ver-
gießen

Fisch-
fang-
gerät

mittelbar
US-
Bundes-
polizei
(Abk.)

eng-
lisches
Bier

wirklich
eine 
Euro-
päerin

amerika-
nische
Sängerin
(Diana)

Kfz-
Zeichen
Celle

schmü-
ckendes
Beiwerk

Konto-
ab-
schluss

Wellen-
schaum

waage-
rechte
Reihe

Behälter
mit
Deckel

Burg
in der
Eifel

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Kadetten,  
2. Pantoffel, 3. Klappen, 4. Taschen,  
5. Gewitter, 6. Austausch,  
7. Reparatur – Topstar 

Magisch: 1. Johnson, 2. Antibes,  
3. Loreley

  S   S  E   O   M   A  K  E  
  T O R W A R T  D E L O N  G E N E T I K
 M A R N E  K U R E N  H A L A L I  A  A
  N A  A L L E I N G A N G  M A E S T E N
 E I N S T  A L  W E   E D E N  L  V A
  S G  E D E L  A L P I N  M  M A T E R
  L E H R E R  K L  R O D E N  A W A R E
 D A R M  F E I N D  A   L O G I E R E N
  U I  H O R D E   L E G E N D E  N S 
  S E E L E  E T T A L  E V   R A U T E
       B E E R E  T H E M A  R N  R
          A S C H E   M A N G E L
        R E F E R E N T  O M I  L E
       A A R O N  R  H E R A K L E S
        N    E M M A   L A U N E
        D E L P H I  I Z  F  D  N
       I N D I R E K T  W E I N E N 
        O D  O   R E A L  I R I N
       S T A F F A G E  R O S S  C E
        I  B I L A N Z  G I S C H T
        Z E I L E  D O S E  E L T Z

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

EEPSW LPSU EILST AENOZ ANNO DEER AHMR

AEHZ

DEOPT ABDE
EN

AEINP
RRTU

EELS MNOR

Schüttelrätsel:

  W   S  O   
 D E P O T  Z A E H
  S L  E B E N D A
  P U R I T A N E R
  E S E L  N O R M

PAZ22_12

1 SEE SCHULE

2 FILZ HELD

3 HERZ FEHLER

4 HAND UHR

5 HITZE LUFT

6 WAREN BAR

7 AUTO KOSTEN

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für einen Spitzenkünstler.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 36. US-Präsident (Lyndon B.)

2 französischer Mittelmeerhafen

3 Rheinfelsen; Rheinnixe

Landesgruppen

Fortsetzung von Seite 15

Plakat zur Wanderausstellung Foto: BdV

Fortsetzung auf Seite 17
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fon (0211) 1699134, Internet: 
www.g-h-h.de.

Donnerstag, 7. April, 18 Uhr: 
„Ungarn nach der Wahl“ mit Ste-
phan Löwenstein. #gerhartDIGI-
TAL, Auftakt zur gleichnamigen 
ONLINE-Veranstaltungsreihe im 
GHH. 

Wir begründen mit der Veran-
staltung eine neue Veranstaltungs-
reihe #gerhartDIGITAL. 

Alle Veranstaltungen finden als 
Videokonferenz von rund einer 
Stunde Dauer statt. Interessierte 
werden gebeten, sich unter sekre-
tariat@g-h-h.de anzumelden und 
erhalten dann den entsprechenden 
Zugangs-Link.

7. April, 19 Uhr: „Verwandte 
Seelen? Käthe Kollwitz und Ernst 
Barlach“ Vortrag von Klaus Wei-
gelt.

Die gebürtige Königsbergerin 
Käthe Kollwitz (1867–1945) und 
der aus dem holsteinischen Wedel 
stammende Ernst Barlach (1870–
1938) gehörten der gleichen Gene-
ration von Künstlerinnen und 
Künstlern an – sie erlebten und ge-
stalteten den Umbruch zur Moder-
ne in Deutschland mit, beide er-
hielten ihre Anregungen zugleich 
durch künstlerische Beziehungen 
in weite Teile Europas. Vor allem 
Kollwitz hat wiederholt betont, 
dass Barlachs Schaffen, insbeson-
dere das bildhauerische, sie stark 
beeinflusst hat. Beide kannten sich 
auch persönlich gut; dazu mag bei-
getragen haben, dass Kollwitz und 
Barlach beide 1919 in die Preußi-
sche Akademie der Künste berufen 

wurden und sich auch zu den Aka-
demiesitzungen trafen. Beide 
mussten im Zeichen der NS-Dik-
tatur zeitversetzt die Akademie ge-
zwungenermaßen verlassen und 
unterlagen auch sonst zahlreichen 
Repressionen. Barlach war einsil-
biger in seinen Äußerungen über 
Kollwitz als umgekehrt – was sei-
ner großen Wertschätzung für die 
Kollegin keinen Abbruch tat.

Weigelt nimmt das künstleri-
sche und persönliche Beziehungs-
gefüge zwischen den beiden gro-
ßen Persönlichkeiten der Moderne 
genau in den Blick. Mit Kollwitz 
verbindet ihn nicht nur die ge-
meinsame Heimatstadt Königs-
berg. Als weltgewandter langjähri-
ger Mitarbeiter der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung und, verstärkt seit 
seinem Eintritt in den Ruhestand, 
in führender Funktion in etlichen 
Institutionen, die sich um die Be-
wahrung des historischen und kul-
turellen Erbes des früheren deut-
schen Ostens bemühen, ist er als 
herausragender Literatur- und 
Kunstkenner ausgewiesen.

Studienreise vom 4. bis 14. Au-
gust: „Zu den verlorenen Dörfern 
der Johannisburger Heide“

Seit 2017 organisiert die Stif-
tung Gerhart-Hauptmann-Haus in 
Kooperation mit zahlreichen Part-
nern in Deutschland und Polen 
jährlich Workcamps für Studieren-
de zur Geschichte Masurens. Bei 
dem gemeinschaftlichen Projekt 
werden die Spuren der einstigen 
Bevölkerung im südlichen Ost-
preußen sichtbar gemacht, er-
forscht und dokumentiert. Die 
praktischen und wissenschaftli-
chen Arbeiten dienen der touristi-

schen Erschließung der Region 
und der Auseinandersetzung mit 
der Geschichte dieser besonderen 
Landschaft und ihrer Menschen. 
Nach fünf Jahren ist nun ein guter 
Zeitpunkt, die Ergebnisse auch ei-
nem größeren Interessentenkreis 
zu präsentieren. Eine Studienreise 
mit Sabine Grabowski, die das Pro-
jekt für das GHH durchführt, 
bringt Sie mitten in die masurische 
Geschichte und lässt Sie das 
Schicksal dieser landschaftlich 
reizvollen Grenzregion aus einer 
besonderen Perspektive erleben. 
Das Programm bietet eine Vielzahl 
von außergewöhnlichen Einbli-
cken in das masurische Leben, in 
Geschichte und Gegenwart und 
führt Sie zu herausragend schönen 
Orten jenseits der bekannten tou-
ristischen Pfade.

Anmeldung ab sofort möglich! 
Anmeldeschluss: 30. April. 

Weitere Informationen bei: Sa-
bine Grabowski, E-Mail: grabow-
ski@g-h-h.de, Telefon (0211) 
1699113.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Vereinigte Landsmannschaf-
ten Flensburg e.V.
Flensburg – Freitag, 8. April, 
11 Uhr, Oase, Kielseng 30: Geburts-
tagsempfang des Vorsitzenden.

 
Kreistags- und Beiratssitzung
Sarstedt – Sonnabend, 2. April, 
11  Uhr: Kreis- und Beiratssitzung 
mit den Punkten: Jahresplanung, 
Hilfeprogramm, Finanzwesen, 
Heimatbrief und Personalstand. 
Das Hauptkreistreffen wird am 
4.  September in Dortmund statt-
finden (siehe Heimatbrief 2022).

Kreisvertreter: Dieter Arno Mi-
lewski, Am Forstgarten 16, 49214 
Bad Rothenfelde, Telefon (05424) 
4553; E-Mail: kgl.milewski@osna-
net.de Stellvertreterin: Petra-Ka-
thrin Karpowski, 22880 Wedel Ge-
schäftsstelle und Heimatmuse-
um: Gudrun Marlies Christians, Su-
detenlandstraße 18 H, 24537 Neu-
münster, Telefon: +49 152 2903 
2268, E-Mail: KGL-info@web.de 
Öffnungszeiten der Geschäfts-
stelle: Montag von 9 bis 12 Uhr so-
wie Donnerstag und Freitag von 14 
bis 17 Uhr. Während der Öffnungs-
zeiten der Geschäftsstelle sind die 
Museumsräume geöffnet.

Lötzen

 
Busreise nach Lötzen und Rhein 
Vom 9. bis 16. Juni – Sonderreise 
für die Kreisgemeinschaft Lötzen, 
Gruppe Dieter Milewski.

Informationen und Reisean-
meldung über die Kreisgemein-
schaft Lötzen, Dieter Arno Milew-
ski, Telefon (05424) 4553, E-Mail: 
kgl.milewski@osnanet.de oder 
über Partner-Reisen in Lehrte, Te-
lefon (05132) 588940, E-Mail: in-
fo@Partner-Reisen.com

Kreisvertreter: Ulrich Pokraka,  
An der Friedenseiche 44, 59597  
Erwitte, Telefon (02943) 3214,  
Fax -980276, 
E-Mail: u-pokraka@t-online.de 
Stellvertreter: Frank Jork, Ober-
börry 18, 31860 Emmerthal-Börry, 
Telefon (0171) 7086334

Neidenburg

Neuwahl des Kreistages
Nach Paragraph 9 Ziffer 15 der Sat-
zung der Kreisgemeinschaft Nei-
denburg e.V. muss in diesem Jahr, 
nach vier Jahren, eine Neuwahl des 
Kreistages durchgeführt werden. 
Dieser neue Kreistag wählt am 
3. September vor dem Heimattref-
fen am 4. September den neuen 
Kreisvertreter sowie einen neuen 
Kreisvorstand.

Im nächsten Heimatbrief Nr. 
158 Pfingsten 2022 werden die 
Kreistagskandidaten vorgestellt. 
Weitere Vorschläge für neue Kreis-
tagskandidaten teilen Sie mir bitte 
schriftlich bis zum 1. April mit.

Im nächsten Heimatbrief be-
finden sich die Wahlkarten, mit 
denen Sie ihre Kandidaten für den 
Kreistag wählen. Die Karten schi-
cken Sie bitte ausgefüllt an den 
Wahlleiter Jürgen Szepanek (Ad-
resse ist aufgedruckt). Er wird mit 
dem Wahlausschuss, Gisela Mer-
chel und Ulrich Hoffmann, die 
Wahl betreuen und auswerten. Es 
können bis zu 15 Kandidaten an-

gekreuzt werden. Bei mehr als 
15  Kreuzen sind nur die ersten 
15  gültig. Bitte machen Sie regen 
Gebrauch von ihrem Stimmrecht, 
nur dann macht eine Wahl einen 
Sinn. Einsendeschluss ist der 15. 
Juli. Ulrich Pokraka

Stadtvertreter: Erwin Feige,  
Am Karbel 52, 09116 Chemnitz,  
Telefon (0371) 3363748. Mitglie-
derfragen: Bernd Polte, Stege 3, 
19322 Abbendorf, Telefon 
(038791) 179873, E-Mail  : kolja-
wanja@gmx.de

Tilsit-Stadt

 
Briefmarke
Der Tilsiter Wilhelm Voigt ging 
1906 als „Hauptmann von Köpe-
nick“ in die Geschichte ein, indem 
er sich eine gebrauchte Uniform 
kaufte, in der er am 16. Oktober 
1906 den Bürgermeister von Köpe-
nick verhaftete und die Stadtkasse 
um 3557  Mark erleichterte. Zehn 
Tage später wurde er selbst verhaf-
tet und verurteilt. Allerdings muss 
er nur 20 Monate seiner Strafe ab-
büßen, da Voigt durch den Kaiser 
begnadigt wurde.

Am 3. Januar 1922 starb Voigt 
an einer Lungenerkrankung ver-
armt in Luxemburg. Sein Grab auf 
dem Liebfrauenfriedhof auf Lim-
pertsberg besteht bis heute. 

Zum Todestag hat die luxem-
burgische Post eine Briefmarke im 
Wert von 1,05 Euro herausgegeben,  
von der luxemburger Künstlerin 
Anne Mélan gestaltet. 

Ursprünglich sollte es eine lu-
xemburgisch-deutsche Gemein-
schaftsbriefmarke werden, aber 
das Bundesministerium für Finan-
zen lehnt es an, eine Briefmarke zu 
Voigts oder irgendeinem Todestag 
herauszugeben. 

Landesgruppen und Heimatkreisgemeinschaften

Festveranstaltung mit Ansprache des Sprechers,
Fahneneinmarsch, Kulturprogramm u.v.m.

Ostpreußen
Landsmannschaft

der

Jahrestreffen

CongressPark Wolfsburg

Heinrich-Heine-Straße, 38440 Wolfsburg

(Zufahrt über die Straße Klieverhagen)

Sonnabend, 11. Juni 2022

  10 -17Uhr CongressPark Wolfsburg www.ostpreussen.de

ANZEIGE

Hochwertiges Krawattenklammer- und 
Manschettenknöpfe-Set mit Elchschaufeln

Edles Set für den Herrn:
Krawattenklammer und 
ein Paar Manschettenknöpfe
mit Elchschaufel im schwarzen 
Velouretui für 35,- Euro 
zzgl. 5,- Euro Versand- und 
VerpackungskostenVerpackungskosten

Bestellung:
Preußische Allgemeine

Angela Selke
selke@paz.de

Tel: 040-414008-0

ANZEIGE

Fortsetzung von Seite 16

Sonderbriefmarke zum Todestag 
von Wilhelm Voigt 

Kreisvertreter: Klaus Downar,  
An der Grubenbahn 21, 01662  
Meißen, Telefon (03521) 4592901, 
www.kreisgemeinschaft-johannis-
burg.de; kodo48@aol.com; Kas-
senverwalter: Günter Woyze-
chowski, Röntgenstraße 14, 31157 
Sarstedt, Telefon (05066) 63438,  
g.awoy@htp-tel.de

Johannisburg

Eines der vielen Ausflugsziele der Lötzener: Kloster Stary Lichén 
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IM GESPRÄCH MIT  
NATALIA ROMANOVA

G erade erst sollte die neue Rei-
sesaison beginnen, als es 
zum Kriegsausbruch in der 
Ukraine kam. Natalia Ro-

manova, die in Hamburg ein auf Russ-
land-Reisen spezialisiertes Reisebüro 
leitet, und die schon zahlreiche Gruppen 
ins Königsberger Gebiet begleitet hat, er-
lebte den 24. Februar, als Russland die 
Ukraine angriff, in der Königsberger Ex-
klave. Wie für viele andere war das Ereig-
nist für sie ein Schock.

Frau Romanova, Sie führen seit 15 Jah-
ren in Hamburg das auf Russland-Rei-
sen spezialisierte Reiseunternehmen 
Russland Reisen Romanova. Die ver-
gangenen zwei Jahre stellten Corona-
bedingt eine Herausforderung für Sie 
dar (die PAZ berichtete, siehe Nr. 36 
/2020, Seite 18). Wie haben Sie diese 
Zeit überstanden?
Leider hat mein Unternehmen Corona-
bedingt ganz erhebliche Einbußen erlit-
ten. Ab dem Frühjahr 2020 wurden im-
mer mehr Reisebeschränkungen einge-
führt. So wurden zum Beispiel Einreisen 
in das Königsberger Gebiet für Nicht-
Russen nur noch auf dem Luftweg er-
laubt. Da die Mehrzahl unserer Kunden 
aber gerne mit dem Bus und weniger ger-
ne mit dem Flugzeug reist, bedeutete 
dies einen herben Einschnitt für uns. 
Mein kleines Hamburger Unternehmen 
florierte vor der Corona-Pandemie. 
Durch die veranlassten Reisebeschrän-
kungen ist es aber an den Rand der Wirt-
schaftlichkeit gekommen. 

Nun sollte eigentlich die Saison wie-
der anlaufen, doch der Krieg in der Uk-
raine hat alles verändert. Was passiert 
nun mit bereits gebuchten Reisen? 

Derzeit können praktisch keine touristi-
schen Reisen in die Russische Föderation 
durchgeführt werden. Direkte Flüge gibt 
es wegen der Kriegssanktionen derzeit 
keine und die Einreise auf dem Landweg 
ist Nicht-Russen seit etwa zwei Jahren 
nicht erlaubt. 

Gibt es seitens der Bundesregierung 
angesichts des Umsatzeinbruchs we-
gen der steigenden Energiekosten ein 
Hilfsangebot für die Reisebranche?
Nein, davon habe ich noch nichts gehört. 
Bisher gab es aber mehrfach staatliche 
Hilfen zur Überbrückung der coronabe-

dingten Umsatzeinbußen. Dafür sind wir 
sehr dankbar. Insgesamt ersetzt das aber 
bei Weitem nicht die Umsatzeinbrüche 
in meinem sehr spezialisierten Unter-
nehmen. 

Wie haben Sie, wie haben die Men-
schen im Königsberger Gebiet auf den 
Krieg am 24. Februar 2022 reagiert?
Ich war völlig überrascht, hatte damit 
nicht gerechnet. Sicherlich gab es schon 
Vorzeichen, etwa die über Jahre geführ-
ten Kriegshandlungen im Donbass. Dort 
herrschte ja schon seit 2014 Krieg, ge-
führt von beiden Seiten. Dass es aber zu 

einer solchen Eskalation kommen wür-
de, habe ich nicht vorausgesehen. Meine 
Freunde und Bekannten im Königsberger 
Gebiet waren auch überrascht, ich glau-
be nicht, dass irgendjemand aus meinem 
Bekannten- und Freundeskreis in Russ-
land das vorausgesehen hat. 

Ist es derzeit überhaupt möglich, in das 
Königsberger Gebiet hinein- und her-
auszukommen?
Für nicht-russische Staatsangehörige, 
die als Touristen einreisen wollen, ist es 
momentan leider praktisch unmöglich. 
Die Einreise war wie gesagt schon seit 

etwa zwei Jahren nur auf dem Luftweg 
möglich und auch nur direkt aus dem 
Herkunftsland. Nun sind auch noch die 
Kriegssanktionen hinzugekommen, nach 
denen keine Fluggesellschaft direkt von 
Deutschland nach Russland fliegen darf. 
Anders sieht es für Personen mit einem 
Wirtschaftsvisum aus; die dürfen unter 
Umständen sogar auf dem Landweg ein-
reisen. 

Russische Staatsangehörige mit einer 
unbefristeten Aufenthaltsgenehmigung 
in einem EU-Land dürfen auf dem Land-
weg ein- und ausreisen. Ich habe aber 
von Bekannten gehört, dass die polni-
sche Seite seit Neuestem bei der Wieder-
einreise in die EU intensive Personen- 
und Fahrzeugkontrollen einschließlich 
des Röntgens des Fahrzeugs durchführt 
und man mindestens eineinhalb Stunden 
an der polnischen Grenzstation steht. 

Wie ist Ihre aktuelle Situation? Gibt es 
Pläne, Ihre Dienstleistungen auf ande-
re Länder auszuweiten?
Meine aktuelle Situation ist wirklich nicht 
gut. Derzeit versuche ich aber Alternati-
ven zu entwickeln, etwa vermehrt Reisen 
nach Litauen oder Polen zu vermitteln 
oder auch in Deutschland Ostpreußen-
bezogene Reisen und Veranstaltungen an-
zubieten. Ich hoffe, dass mir das gelingen 
wird. Ich kann glücklicherweise auf einen 
treuen und relativ großen Kundenstamm 
zurückgreifen. 

 Das Interview führte 
 Manuela Rosenthal-Kappi

b Weitere Infor-
mationen: Russ-
land Reisen Roma-
nova, Mühlen-
damm 84a, 22087 
Hamburg, Telefon 
040 (22697074) 

Bis vor Kurzem war es noch möglich, auf direktem Weg vom Westen nach Königsberg zu reisen, jetzt gibt es kräftige Einschnitte: 
Touristen steigen aus einem Flugzeug auf dem Flughafen Chrabrowo  Foto: Imago images/ITAR-TASS

Ich treffe Aneta Lissy-Kluczny auf der 
Brücke zur Bolko-Insel. Die Brücke ver-
bindet das malerische  Oppeln-Wilhelm-
stal [Opole-Pasieka] mit seinen Villen 
auf der Oderinsel Pascheke mit der Bolko-
Insel. Diese ist mit ihrem weitläufigen 
Grün und dem Zoo einer der Lieblingsor-
te der Fremdenführerin. „Bis 1931 konnte 
man nur mit einem Boot diesen zauber-
haften Naherholungsort erreichen, denn 
erst dann war die Brücke fertig“, sagt sie.

Der Grund für unser Treffen ist jedoch 
keine Stadtführung. Die Fremdenführerin 
(www. lissy-kluczny.pl) hat nämlich eine 
zweite Leidenschaft: die Musik. Zusam-
men mit Norbert Rasch bildet sie das 
deutschsprachige Schlagerduo „Aneta & 
Norbert“. Sie haben dieser Tage ein neues 
Lied mit Video herausgebracht. „Lieb‘ 
den Moment“ entstand vergangenes Jahr, 
„als Norbert 50 wurde“, verrät Aneta. Es 
fiel in die Zeit der Pandemiebeschränkun-
gen, als keine Bühnenauftritte möglich 
waren und auch keine Reisegruppen nach 
Oppeln kamen. „Wir hatten also mehr 
Zeit für das Aufnahmestudio und für die 
Familie“, so Lissy-Kluczny.

Die aus Proskau [Prószków] im Land-
kreis Oppeln stammenden Musiker sind 
verheiratet, aber nicht miteinander und 
kennen sich noch aus der Schule. „Auch 
unsere Familien verstehen sich gut und 

wir unternehmen vieles zusammen, auch 
im Garten“, sagt sie. Aneta und Norbert 
haben das Prokauer Pomologische Tech-
nikum absolviert, jedoch nicht nur aus 
Liebe zu Pflanzen. 

Viele Gärtner unter Germanisten
Der Grund ihrer Wahl lag hauptsächlich 
darin, dass es die einzige Schule in der 
Woiwodschaft Oppeln war, in der vor der 
„Wende“ Deutsch unterrichtet wurde. 
„Deshalb gibt es in der Region so viele 
Gärtner unter den Germanisten“, lacht sie 
und versichert, dass es für die deutschen 
Proskauer fast Pflicht sei, die pomologi-
sche Tradition am Leben zu halten. Das 
Proskauer Schloss der Adelsfamilie Pro-
skowski diente nämlich ab 1847 der Kö-
niglich-Preußischen Gärtnerlehranstalt, 
aus der 1881 das Königliche Pomologische 
Institut wurde. Während Aneta zum Stu-
dieren in die Bundesrepublik ging, blieb 
Norbert in Oppeln und studierte dort 
Germanistik. Schon damals engagierte er 
sich im Jugendverband der Deutschen 
Minderheit und in der Kommunalpolitik. 
2008 wurde er zum Vorsitzenden der So-
zial-Kulturellen Gesellschaft der Deut-
schen in der Woiwodschaft Oppeln ge-
wählt und behielt bis 2015 den Vorsitz in 
der größten Gesellschaft der Deutschen 
in der Republik Polen.

Sowohl für Aneta, als auch für Norbert 
war das Singen deutscher Schlager immer 
gleichrangig mit ihren Berufen. Aneta hat 
in Wiesbaden in Bildungseinrichtungen 
mit Kindern und Jugendlichen gearbeitet 
und nebenher Gesangsunterricht an der 
Musik- und Kunstakademie Wiesbaden ge-
nommen. Norbert war Mitglied des in 
Oberschlesien beliebten „Proskauer 
Echo“. Als Aneta Lissy-Kluczne entschied, 
in die Heimat zurückzukehren, kreuzten 
sich ihre Wege. 

Da sich die beiden sofort wieder gut 
verstanden, moderierten sie  Veranstaltun-

gen oft im Duett und sangen dabei auch 
immer wieder auf der Bühne gemeinsam. 
Beim Publikum kam das gut an, und so be-
schlossen sie, als Duett „Aneta & Norbert“ 
aufzutreten. Am Anfang kopierten sie deut-
sche Schlager, träumten aber immer von 
eigenen Liedern. „Wir haben in Graz Han-
nes Marold als Komponisten für unser ers-
tes eigenes Lied gewonnen. ‚Lieb‘ den Mo-
ment‘ ist bereits das dritte Lied, das er für 
uns geschrieben hat“, berichtet mir Aneta 
stolz. Das Duo komme auch gut im öster-
reichischen Schlagerradio oder bei Schla-
gerfans in der Schweiz an, versichert sie. 

Aber jetzt freut sie sich erst einmal auf 
den Frühling und zeigt mir die Vorboten 
auf der Bolko-Insel. Sie ist zuversichtlich, 
was Besuchergruppen angeht, denn „die 
Menschen wollen raus und werden be-
stimmt bald auch Oppeln erkunden wol-
len“, sagt sie. Sie sei gut vorbereitet, 
schließlich hatte sie durch die Corona-
zwangspause viel Zeit dafür. „Ich habe On-
linevorträge zur Geschichte der Stadt ge-
halten und werde sie jetzt im Frühling in 
echt anbieten. Oppeln im 19. Jahrhundert 
ist einer von drei Schwerpunkten, die ich 
besonders hervorheben möchte, weil ich 
meine, dass es die besten Zeiten für die 
Stadt waren“, so die singende Fremden-
führerin. 

Sie verweist auf die vielen Brauereien, 
die Zementwerke und den Bahnanschluss, 
welche die Stadt verändert haben. Es gebe 
noch viele Plätze, die von dieser glorrei-
chen Zeit zeugen, und die möchte Aneta 
den Besuchern zeigen. „Selbstverständlich 
möchte ich auch Oppelner Biographien 
vorstellen und habe mir Menschen heraus-
gepickt, von denen die Welt noch heute 
spricht, also den Rabbiner Leo Beck, den 
Mathematiker und Physiker, der erstmals 
mit mehreren Dimension hantierte, Theo-
dor Kaluza oder den Afrikaforscher und 
Koranübersetzer Emin Pascha.“

 Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Ein pomologisches Schlagerduo als Oppelner Botschafter
Mit deutschen Schlagern haben sich Aneta und Norbert auch in die Herzen von Polen, Österreichern und Schweizern gesungen

Ein eingespieltes Team: Aneta Lissy-Kluczny und Norbert Rasch 

INTERVIEW

Reisen ins Königsberger Gebiet sind kaum möglich 
Der Ukrainekrieg zerstört alle Hoffnung auf eine Erholung des Geschäfts – Die Reisebüro-Leiterin Natalia Romanova erzählt
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VON PEER SCHMIDT-WALTHER

D ie historische Region Hinter-
pommern östlich der Oder 
hat eine zirka 200 Kilometer 
lange Küstenlinie. Heute 

Westpommern [Pomorze Zachodnie] ge-
nannt, im Norden von der Ostsee ge-
säumt, im Süden durch die Urstromtäler 
der Netze [Notec] und Warthe [Warta] 
begrenzt.

Die westpommersche Segelroute be-
steht aus einem Netz von über 30 Yacht-
häfen und Anlegern. Die Entfernung zwi-
schen ihnen liegt bei 20 bis 30 Seemei-
len. Damit sind immer einige Stunden 
Fahrt verbunden, wobei man bei aufzie-
hendem Schlechtwetter auch schnell si-
cheren Unterschlupf finden kann. Die 
Gewässer sind vielfältig, bieten trainier-
ten und weniger erfahrenen Seglern 
reichlich Möglichkeiten. Die Marinas 
sind überwiegend modern, vor Kurzem 
renoviert mit einem guten Dienstleis-
tungsangebot. 

Das vor uns liegende Segel-, Surf- und 
Kitesurf-Revier ist einzigartig: Bis zum 
Horizont reichen die endlosen Strände 
mit feinem Sand im Schatten von Kiefern-
wäldern. Das ist Ostsee-Feeling pur. Je 
weiter man nach Osten kommt, sind 
schon von See aus  die bizarr aufragenden 
Kliffs und die vom Wind aufgetürmten 
mächtigen Sanddünen deutlich auszuma-
chen. Wer dann noch die Chance wahr-
nehmen kann, in der wenig besuchten 
Vor- und Nachsaison zu starten, der hat 
überall gute Karten. Im Hochsommer, 
wenn Einheimische und Gäste die Strän-
de und Hafenstädtchen geradezu bela-
gern, sollte man es tunlichst vermeiden, 
hier vor Anker zu gehen. Noch wird die 
Küste, an der sich die Badeorte aufreihen 
wie an einer Perlenkette, relativ wenig 
von Urlaubern aus dem westlichen Aus-
land angelaufen. Doch die Attraktivität 
der Standorte und ihrer Umgebung hat 
sich schon herumgesprochen, zumal die 
Preise noch relativ günstig sind.

Entweder man kommt mit dem eige-
nen Boot oder man chartert eins. Wir ha-
ben uns am Dammschen See [Jezioro Da-
bie]  – hier gibt es allein neun unter-
schiedliche Marinas – an der Ostseite der 
Oder bei Stettin nach einem passenden 
Segler umgesehen – und sind vorher 
schon im Internet fündig geworden. Eine 
Beneteau 33 mit vier Schlafplätzen sollte 
es sein. Die war uns schon von früheren 
Törns her in anderen Revieren vertraut. 
Die Marina am Südufer bietet alles, was 
man braucht, um von hier aus in den Se-
gelurlaub zu starten. Natürlich kann man 
auch in fast allen Häfen an der westpom-
merschen Küste chartern, aber für uns lag 
der Reiz darin, in zwei Wochen (hin und 
zurück) die gesamte Strecke von Swine-
münde bis zur Danziger Bucht kennenzu-
lernen, vielleicht auch noch unterwegs zu 
surfen oder gar mal einen Ritt mit einem 
Kite zu wagen. Ein alter Wunschtraum 
und so ähnlich wie einmal im Leben per 
Tandem-Fallschirm aus einem Flugzeug 
zu springen.

Eldorado für Wassersportler
Bei einem mäßigen Südwest segeln wir 
gemütlich an der Mole mit ihrer weißen 
Windmühle, dem Wahrzeichen Swine-
mündes, vorbei, winken noch den Bade-
gästen zu und legen dann den Bug auf 
Nordost-Kurs. Immer schön küstenpar-
allel und entsprechend den Tiefenlinien 
des Navis. An Steuerbord recken sich die 
großen Hotels des ehemals mondänen 
Seebads Misdroy [Miedzyzdroje], heute 
„Sommerhauptstadt Polens“ genannt, in 
die Höhe. Die bis zu 93 Meter hohe Steil-
küste des Nationalparks der Halbinsel 

Wollin mit ihren buchenbestandenen 
Höhen bildet eine grün-gelbe Kulisse. 

Immer am Strand entlang passieren 
wir weitere Sommerfrischen wie Heide-
brink [Miedzwodzie] und Berg Dievenow 
[Dziwnow], wo auch die Dievenow in die 
Ostsee mündet. Den Weg peilen wir für 
die Rückreise an: über den Camminer 
Bodden [Zaliv Kamenskie] auf der Dieve-
now an Cammin [Kamien Pomorski] vor-
bei – vielleicht mit einem Sightseeing-
Stopp in der neuen Marina – bis nach Wol-
lin am Stettiner Haff. Ort und Flusslauf 
versprechen recht reizvoll zu sein, was wir 
bisher so auf Fotos gesehen haben.

Nach rund 19 Seemeilen haben wir 
Berg Dievenow Steuerbord querab. Ein 
Eldorado für Wassersportler und ideal für 
Kite- und Windsurfer, Wakeboarder und 
Seekajakfahrer. Wenn man nichts Eigenes 
hat, kann man hier die notwendige Aus-
rüstung auch leihen. Die offene, hinder-
nisfreie Ostsee bietet dazu optimale Be-
dingungen. Sogar eine Surfschule ist im 
Ort angesiedelt. Da wir noch am Anfang 
unseres Törns stehen, ziehen wir dicht 
unter Land vorbei. Vor Rewahl [Rewal]
sichten wir die Kirchenruine von Hoff 
[Trzęsacz], oft ein Motiv des Malers Lio-
nel Feininger, aus dem 15. Jahrhundert 
hoch oben am Rand des Kliffs. Es ist eine 
Küstenstrecke, die wie kaum eine andere  
pausenlos zurückweicht: rund 80 Zenti-
meter pro Jahr, weil die See sich unerbitt-
lich in die Kliffs frisst. Wo Wellen und 
Strom abgetragen, wird auch wieder an-
gelandet. Da gibt es 18 Kilometer feinsten 
Sandstrand mit jahrhundertealten Kie-
fern- und Fichtenwäldern und einem wür-
zigen Duftgemisch von Harz und Salz in 
der Luft. Das wird noch ergänzt durch den 
nostalgischen Kohledampf einer kleinen 
Schmalspurbahn, die von hier aus fünf 
Ortschaften verbindet. Elf Seemeilen wei-
ter ist alles verweht und wir passieren 
Deep [Mrzeżyno]. Hier mündet die Rega, 
die Westpommern in Nord-Südrichtung 
durchschneidet. An ihr liegen die jahr-
hundertealten Städte Treptow a.d. Rega 
[Trzebiatów] und Greifenberg [Gryfice]. 
Wir nehmen uns vor, den Fluss mal von 
Süd nach Nord per Kajak zu befahren. 

Seeluft und Segeln zehren
Jetzt treibt uns der günstige Wind weiter 
nach Nordosten auf das traditionsreiche 
Seebad Kolberg [Kołobrzeg] zu. 45 See-

meilen haben wir seit Swinemünde auf 
der Uhr. Zeit, um den Hafen mit der 
längsten Betonmole Polens anzusteuern. 
Im „Lotsenbuch der Westpommerschen 
Segelroute“, das man vor und während 
der Reise unbedingt studieren sollte, 
zeigt einem hier die genaue Ansteuerung 
und noch viel mehr. Zum Beispiel, dass so 
wie jetzt bei Westwind eine starke Quer-
strömung setzt. Also aufpassen an der 
Pinne und den Schoten! 

Gastliegeplätze befinden sich links in 
der Marina Solna. Seeluft zehrt, und 
auch das Ziehen und Zerren an den Lei-
nen macht hungrig. In der „Morast-Re-
doute“, eine Festung aus dem 18. Jahr-
hundert, kann man den Hunger stillen 
und sich in der „Sailor-Bar“ einen Absa-
cker genehmigen. 

Bevor man am nächsten Vormittag 
wieder die Leinen losmacht, sollte man 
einen Rundgang durch den beliebten Kur- 
und Urlaubsort an der Persante unterneh-
men, der auf eine große Geschichte zu-
rückblickt. Die begann im Jahre 1000, als 
König Boleslaw Chrobry einen Bischofs-
sitz errichtete, den heute die sehenswerte 
gotische Marienkirche repräsentiert. Im 
Zweiten Weltkrieg wurde Kolberg zu 90 
Prozent zerstört. Die Altstadt hat deshalb 
auch nur einen historisierenden Stadt-
kern. Erhalten geblieben ist das vom preu-
ßischen Star-Architekten Karl-Friedrich 
Schinkel erbaute Rathaus.

Wir stecken den NE-Kurs ab: 45 Grad. 
Am Ende der 35-Seemeilen-Linie liegt 
Rügenwalde [Darlowo]. Das soll unser 
nächstes Etappenziel sein. Am berühm-
ten „Vermählungsdenkmal“ (Polen mit 
dem Meer) und dem Leuchtturm vorbei 
motoren wir zwischen den Molenköpfen 
hinaus auf die Ostsee, wo wir Segel set-
zen und sich das Boot bald im Schwell 
wiegt. Der Wind hat jetzt auf Südost ge-
dreht, treibt uns aber gut voran. Ein paar 
Kilometer von der Küste im Binnenland 
die Industriestadt Köslin [Koszalin]. Der 
hohe Turm ihrer Dom-Kirche aus dem 14. 
Jahrhundert ragt in den blauen Himmel. 
Die küstenparallele Strömung hat hier 
mit dem weiter südlich abgetragenen 
Sand ein paar Buchten abgeschnürt. Aus 
Buchten wurde der Jamunder See [Jezio-
ro Jamno], seewärts eine schmale Neh-
rung, dahinter jetzt ein Haff. Ein paar 
Meilen weiter der Buckower See [Jezioro 
Bukowo] der genauso entstand. Wir pei-

len den Ferienort Rügenwalde [Darlowo] 
an, das schon 1270 Stadtrechte erhielt. In 
der restaurierten Burg aus dem 14. Jahr-
hundert regierte der pommersche König 
Erik I., der auch über Dänemark, Schwe-
den und Norwegen herrschte. In der go-
tischen Pfarrkirche haben in Sarkopha-
gen die pommerschen Fürsten ihre letzte 
Ruhestätte gefunden.

Voraus das Fischerstädtchen Rügen-
waldermünde/Darlowko. Hier laufen wir 
durch die nur 38 Meter schmale Molen-
einfahrt in die Wipper [Wieprza] ein. 
Vorher haben wir noch wie üblich per 
Funk die Hafenverwaltung informiert. 
Wir laufen durch einen engen Kanal an 
einem versunkenen Fischkutter und der 
Werft vorbei in den Yachthafen ein. Am 
linken Kanalufer der erneuerte Boule-
vard mit einer vollen Infrastruktur: Ein-
kaufen, Wasser und Sprit bunkern, Essen 
gehen, Materialergänzung bei Boots-
dienstleistern, falls notwendig. Ein 
Rundgang durch die gut erhaltene mit-
telalterliche Altstadt sollte man unbe-
dingt einplanen.  

Endloser feinsandiger Badestrand an 
Backbord begleitet uns auch auf dem 
weiteren Weg, dahinter auch wieder zwei 
vom Meer abgeschnürte schöne Süßwas-
serseen, Bodden genannt. 16 Seemeilen 
weiter draußen liegt die Stolpe-Bank [La-
wica Slupska], wo am 30. Januar die 
Flüchtlingsschiffe „Wilhelm Gustloff“ 
und am 10. Februar 1945 die „Steuben“ 
mit rund 15.000 Menschen an Bord ver-
senkt wurden. Nur Wenige überlebten 
diese größten Schiffskatastrophen der 
Menschheitsgeschichte.

Auf in die „Sahara“
Die kleine sehr beliebte Hafen- und Ur-
laubsstadt Stolpmünde [Ustka] lassen 
wir nach zehn Seemeilen passieren. Noch 
zu früh, um schon wieder anzulegen. 
Zwanzig Kilometer landeinwärts liegt 
Stolp [Slupsk] am Flüsschen Stolpe. Mit 
100.000 Einwohnern ist sie die größte 
Stadt und kulturelles Zentrum dieser 
Küstenregion. Im Reiseführer wird eine 
lange Liste von Attraktionen aufgeführt: 
Pfarrkirche, Schloss, Dominikanerkirche, 
Mühle, Mittelpommersches Museum. 
Vielleicht machen wir auf dem Rückweg 
einen Busabstecher dorthin. Nach rund 
acht Seemeilen glauben wir, an Steuer-
bord eine Wüstenlandschaft zu passie-

ren. Bei Röwe [Rowy] beginnt der rund 32 
Kilometer lange Slowinzische National-
park. Gewaltige Wanderdünen, stille 
Moore mit seltenen Pflanzen und Tieren, 
Auen und vier flache Küstenseen, dazu 
die sie von der Ostsee trennenden Neh-
rungen mit wandernden, teils bewaldeten 
Sanddünen prägen das Bild dieser einma-
ligen Traumlandschaft, die man am bes-
ten zu Fuß erkunden sollte. Dann kann 
man sich am besten vorstellen, wie es 
früher mal an der südlichen Ostseeküste 
ausgesehen haben muss. Fast 50 Meter 
hoch ist die Lonzke Düne [Lacka Gora], 
die jährlich einige Meter nach Osten wan-
dert. Zu NS-Zeiten wurde das Gelände 
für Tests von V1-Raketen zweckentfrem-
det. Es war aber auch ein Eldorado für 
Segelflieger, die die Aufwinde für ihren 
luftigen Sport nutzten. 

Der am Ostrand gelegene Küstenort 
Leba war, neben den Slowinzen, einem 
hier früher heimisch gewesenen slawi-
schen Kaschuben-Stamm, Namenspat-
ron für den  Nationalpark. Hier sollte 
man unbedingt einen Stopp einlegen. 
Liegeplätze gibt es in dem modernen 
Sportboothafen an vier 70-Meter-
Schwimmstegen reichlich. Wenn man 
keine Bordfahrräder dabei hat, kann man 
welche leihen. Per Bus werden auch Tou-
ren angeboten. Es lohnt sich sehr! Und 
wer seine Surfbretter oder Kites dabei 
hat, kann sich hier wie überall entlang der 
Küste wahrlich austoben. Ein Wasser-
sport-Paradies auch hier. 

Geschichtsträchtiger Zielhafen
Der Schiffsverkehr, der sich hier von Wes-
ten kommend mit Kurs auf die Danziger 
Bucht bündelt, wird dichter. Aber wir hal-
ten uns noch an der Küste, passieren nach 
28 Seemeilen Polens größten Fischereiha-
fen Großendorf [Wladislawowo], der sich 
hinter hohen Betonwellenbrechern ver-
steckt. Der spröde Charme dieses Ortes 
ist nicht anziehend, so dass wir auf Süd-
ost-Kurs wechseln. Entlang der mit wind-
gebeugten Kiefern bewachsenen Putziger 
Nehrung [Polwysep Helska] –  der 34 Kilo-
meter langen Halbinsel Hela – steuern wir 
allmählich in die Danziger Bucht [Zatoka 
Gdanska] ein. Dabei drehen wir langsam 
immer weiter auf Westkurs, bis wir den 
Leuchtturm von Hela nach 52 Seemeilen 
ab Leba Steuerbord querab peilen. Die 
Strände sind gerammelt voll, denn  viele 
Einwohner von Danzig und Gdingen  
kommen per Auto, Schiff oder Bahn her, 
um hier zu baden, zu sonnen, zu surfen 
oder sich einfach nur zu entspannen. Das 
haben auch wir – neben einem Besuch von 
Danzig – vor, als wir den Endhafen unse-
res Törns, das geschichtsträchtige und 
schicksalsträchtige Hela [Hela], von wo 
aus Anfang 1945 Millionen Ostdeutsche 
mit Handels- und Marineschiffen nach 
Westen flüchten mussten,  ansteuern. 

Am Schwimmsteg im modernen Jacht-
hafen zwischen Außen- und Mittelmole 
machen wir nach knapp einer Woche fest. 
Und wir resümieren: Diese ideale Segel-
route ist noch nicht überlaufen – ein frei-
heitliches Revier voller Natur, Kultur, His-
torie und freundlicher Menschen.

PARADIES FÜR WASSERSPORTLER

Segeltörn von Swinemünde nach Hela
Auf Spurensuche entlang der hinterpommerschen Ostseeküste

Blick auf Kolberg mit Stadt und Hafen Foto: Schmidt-Walther

b Info Charterboote: www.boataround.
com. Kiteteisen: www.kitereisen.tv. Wind-
surfen: habenda@windsurfing-habenda.pl. 
Törnführer: „Lotsenbuch der Westpom-
merschen Segelroute, Stettiner Haff und 
Ostseeküste“ (mit Übersichtskarte); regi-
onale Infos: „West Pomerania: Eine Region 
für Dich“, beide gratis erhältlich über in-
fo@zrot.pl. Buchtipp: Jörn Heinrich, „Küs-
tenhandbuch Polen und Litauen“, Edition 
Maritim, Delius Klasing Verlag, 2. Auflage 
2013, 276 Seiten, 29,90 Euro



„Soll das Rad der Geschichte zurückgedreht werden?“

„Die PAZ ist eine der 
ganz wenigen noch 

lesenswerten 
Wochenzeitungen.  
Sie bemüht sich, 

weitestgehend neutral 
zu sein und hat auch 

immer sehr gute 
Beiträge zu Kultur  
und Geschichte“

Elisabeth und Hans-Ulrich Kaßner, 
Bautzen

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

WARTEN AUF ENTSCHULDIGUNG 
ZU: DIE TRAGÖDIE VON SWINE-
MÜNDE (NR. 10)

Ihr Beitrag über die sinnlose Zerstörung 
von Swinemünde und die verbrecherische 
Tötung Zehntausender von Kindern, 
Frauen, Alten und heimatlosen Flüchtlin-
gen am 12. März 1945 durch US-amerika-
nischen Bomber und Jagdflugzeuge ist ein 
weiterer Anlass dafür, mit allem Nach-
druck zu verlangen, dass sich Großbritan-
nien und die Vereinigten Staaten von 
Amerika für die verbrecherische Zerstö-
rung deutscher Innenstädte, darin unzäh-
liger kulturhistorischer Schätze, in denen 
sich weder militärische Ziele noch Betrie-
be der Kriegsindustrie und Verkehrsanla-
gen, sondern nur alte Menschen, Frauen 
und Kinder befanden, endlich, nach mehr 
als 75 Jahren, in aller Form mindestens 
entschuldigen.

Ich weiß, dass die Geschichte nicht 
rückgängig gemacht und die Verluste 
nicht mehr gutgemacht werden können, 
aber in einer zivilisierten Welt ist es eine 
Pflicht, sich für Fehler, insbesondere für 
Verbrechen, mindestens zu entschuldi-
gen. Wenn das nicht geschieht, wird die 
Erinnerung an dieses Verbrechen nicht 
zur Ruhe kommen und nicht nur die Ge-
genwart, sondern auch die Zukunft des 
Zusammenlebens der Völker noch jahr-
hundertelang negativ beeinträchtigen. 

Die Völker haben ein langes Gedächt-
nis. Die unzähligen schwersten Kriegsver-
brechen der deutschen Nationalsozialis-
ten begründen keine Kollektivschuld und 
keine Kollektivbestrafung. Die Schuld von 
Einzelnen muss selbstverständlich 
rechtsstaatlich bestraft werden, wie es 
gleich nach dem Krieg in Nürnberg ge-
schah. Aber die Kinder, die Frauen und die 
Alten in deutschen Innenstädten waren 
unschuldige Menschen, sie namenlos zu 
töten, war ein Verbrechen. 

Die gleiche Pflicht für eine Entschuldi-
gung haben auch Polen, Tschechien, die 
Slowakei und die Nachfolgestaaten Jugo-
slawiens für die kollektive Vertreibung 
der deutschen Bevölkerung aus ihrer jahr-
hundertealten Heimat auf der Grundlage 

einer nicht existierenden Kollektivschuld. 
Ungarn ist mit seiner Entschuldigung und 
der Einführung eines Gedenktages für die 
Vertreibung ein leuchtendes Vorbild.

 Dr. Ádám Sonnevend, Rostock

DEUTSCHE MULTIKULTI-WEHR 
ZU: RÜCKBESINNUNG AUF DEN 
KERNAUFTRAG (NR. 10)

General Kujat sei empfohlen, die aktuel-
len Migrationsberichte deutscher Groß-
städte (Pforzheim, Heilbronn, Offenbach, 
oder Frankfurt) zu studieren. Beispiel: In 
der Innenstadt von Pforzheim leben gera-
de noch 6,7 Prozent Deutsche.

Die Bundeswehr kann vielleicht noch 
deutsche Ehrenkompanien aufstellen, ist 
aber sonst personell eher auf dem Weg 
zur Multikulti-Söldnertruppe, die zudem 
„blank“ dasteht. Der damalige Minister 
Westerwelle sprach treffend von „spätrö-
mischer Dekadenz“. Wo sollen denn hier 
„ideelle Motive und Haltungen“ herkom-
men? Etwa aus dem Sondervermögen 
Bundeswehr? Oder ist die deutsche Regie-
rung ein Orientierungsmaßstab?

Minister Habeck formuliert es in sei-
nem Buch „Neuer Patriotismus – Ein lin-
kes Plädoyer“ so: „Vaterlandsliebe fand 
ich stets zum Kotzen. Ich wusste mit 
Deutschland noch nie etwas anzufangen 
und weiß es bis heute nicht.“

 Dr. Roland Mackert, Böblingen

FLÜCHTLINGS-PARALLELEN 
ZU: SOLIDARITÄT MIT DER UKRAINE 
(NR. 9)

Natürlich verdienen die Menschen in der 
Ukraine unsere uneingeschränkte Solida-
rität und unser aufrichtiges Mitgefühl, zu-
mal uns das Dritte Reich eine unermess-
liche Schuld an diesen Menschen aufgela-
den hat. Es ist nur zu wünschen, dass 
möglichst vielen Ukrainern die Flucht 
gelingen möge und sie auch bei uns Auf-
nahme finden. Der Unterschied zu Erfah-
rung und Behandlung der deutschen 
Flüchtlinge (im und nach dem Zweiten 

Weltkrieg, d. Red.) kann aber kaum größer 
sein. Deshalb sollte es zulässig sein, auch 
einmal einen Vergleich zu den in mancher 
Hinsicht schlimmeren Erfahrungen unse-
rer eigenen Landsleute anzustellen, denn 
in offenbar krassem Widerspruch zu den 
Begleitumständen der derzeitigen Flücht-
linge steht schon die damalige Grundein-
stellung gegenüber Flüchtlingen. 

Bis heute werden ihre Sichtweise und 
Interessen – vor allem gesteuert von Poli-
tik und Medien – in Misskredit gebracht. 
Deren Schicksal ist bis heute vielen gleich-
gültig. Natürlich kann man so auf einfache 
Weise seine Schuld an Hitlers Krieg auf 
Kosten anderer abtun. Was für ein Glück, 
in den wirklich Ostdeutschen die Allein-
schuldigen für die Verbrechen des NS-Re-
gimes gefunden zu haben!

Es wird leider kaum zu erwarten sein, 
dass die jetzige Flüchtlingswelle eine 
Image-Revision der Vertriebenen bewir-
ken wird. Dr. Dr. Hans-Joachim Kucharski, 
 Mülheim

POLITISCHE HILFLOSIGKEIT 
ZU: EIN NEUER HEISSER ODER KAL-
TER KRIEG WÄRE EINE KATASTRO-
PHE FÜR BEIDE SEITEN (NR. 8)

Bisher tobte dieser Krieg nur in Putins 
Kopf, jetzt tobt er auch noch in der Wirk-
lichkeit, und die Menschen in der Ukraine 
sind die tatsächlich Leidtragenden. Sie 
müssen diesen Wahnsinn einfach mitma-
chen, aushalten, flüchten oder daran zu-
grunde gehen. Unsere Bundesregierung 
hingegen hat nun ein zweites Problem 
dazubekommen, das viel, viel größer zu 
werden scheint als dieser immer noch of-
fene Kampf mit dieser „Corona-XX-extra-
Long&Large“.

Jetzt beginnen die Nachrichten bei 
uns immer erst mit dem Krieg in der  
Ukraine, danach kommen erst die Zahlen 
des RKI dran. Ich weiß im Moment gar 
nicht so richtig, wie es um die noch einzu-
führende Impfpflicht steht und ob diese 
Corona-Maßnahmen auch in diesem 
Krieg irgendeine Rolle spielen. 

 Klaus P. Jaworek, Büchenbach 

EIGENE FEHLER RÄCHEN SICH 
ZU: KEIN DEUTSCH MEHR ALS  
MINDERHEITENSPRACHE (NR. 7)

Nun scheint nach einem zaghaften Früh-
ling in den 90er Jahren in Europa wieder 
eine Eiszeit angesagt. Abgesehen vom rus-
sisch-ukrainischen Konflikt und anderen 
Spannungsherden gerät auch das deutsch-
polnische Verhältnis zunehmend in eine 
Schieflage. Der deutsch-polnische Nach-
barschaftsvertrag von 1991, der den Min-
derheitenschutz regelt und der deutschen 
Minderheit in den früheren deutschen 
Ostgebieten eine begrenzte Autonomie 
zugesteht, wurde vom polnischen Parla-
ment praktisch vom Tisch gefegt. Das be-
deutet ganz aktuell, dass die ohnehin 
nicht gerade üppigen Mittel, die für die 
Sprachförderung zur Verfügung stehen, 
stark gekürzt werden. Schüler der deut-
schen Minderheit sollen statt drei nur 
noch eine Wochenstunde muttersprach-
lichen Unterricht erhalten. 

Doch damit nicht genug, fordern be-
stimmte Abgeordnete des polnischen Par-
laments bereits den Entzug des einzigen 
Parlamentssitzes für den Vertreter der 
deutschen Minderheit. Außerdem sollen 
die wenigen zweisprachigen Ortsschilder 
in Schlesien entfernt werden. Für die an-
deren anerkannten Minderheiten soll die-
se Diskriminierung (vorerst) nicht gelten.

Nun rächt sich, dass der deutsch-pol-
nische Austausch zu solchen Themen nur 
über niederrangige Gremien erfolgte. So 
zum Beispiel durch den Beauftragten der 
Bundesregierung für Aussiedlerfragen 
und nationale Minderheiten, Bernd Fabri-
tius. So vermutet die polnische Regierung, 
dass das Thema insgesamt keinen hohen 
Stellenwert bei der deutschen Bundesre-
gierung besitzt und diese, durch andere 
Themen durchaus beschäftigt, diesbezüg-
lich kaum auf den Plan treten wird. 

Wird sie damit recht behalten? Nach 
der Vertreibung der Deutschen 1945/46 
aus ihrer angestammten Heimat gab es im 
Kommunismus offiziell keine deutsche 
Minderheit. Soll nun das Rad der Ge-
schichte wieder bis 1989 zurückgedreht 
werden? Roland Grassl, Bühl
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VON RENÉ NEHRING

K riege sind die schrecklichen Wegmarken der Geschichte. In ihnen gehen alte Reiche zu-grunde und entstehen neue Herrschaften. Sie erschüttern tradierte Gewissheiten und fördern revolutionäre Erkenntnisse. Fast immer sind Kriege auch Beschleuniger des Fortschritts, zu-mindest des technischen. Ob sie bei al-lem Leid für die Betroffenen auch einen gesellschaftlichen Fortschritt bringen, hängt von den jeweiligen Umständen ab. In jedem Fall sind Kriege immer auch Lehrmeister der Geschichte. Dies gilt auch für den derzeit in der Ukraine tobenden Konflikt. Neben der grundlegenden Erkenntnis, dass bewaff-nete Kämpfe keineswegs nur noch in rück-ständigeren Regionen der Welt möglich sind, sondern auch im sich lange Zeit der Geschichte entrückt wähnenden Europa, bringt der russisch-ukrainische Krieg wie-der Haltungen zum Vorschein, die in der durch Materialismus, Hedonismus und Individualismus geprägten Welt des Wes-tens längst als überwunden galten. Da sind einerseits die Motive des rus-sischen Präsidenten Wladimir Putin. Während in Westeuropa und Nordameri-ka zuletzt viel darüber sinniert wurde, ob Nationen und Grenzen in der einen Welt unserer Tage überhaupt noch zeitgemäß sind, schrieb Putin diverse Abhandlungen 

über sein Verständnis der jüngeren euro-päischen Geschichte, darunter im Jahre 2020 einen Aufsatz über den Zweiten Weltkrieg und einen Essay „über die his-torische Einheit von Russen und Ukrai-nern“ im vergangenen Jahr. Dass ein euro-päischer Herrscher im 21. Jahrhundert aus historischen Motiven heraus einen An-griffskrieg führt, um ein anderes Land zu erobern, lag in der an materialistischen Interessen orientierten westlichen Ge-sellschaft außerhalb des Denkbaren. Auch die Haltung der Ukrainer ist im Westen keinesfalls mehr selbstverständ-lich. Als am 24. Februar die Nachricht vom russischen Angriff um die Welt ging, äu-ßerte die Mehrheit der Kommentatoren in Berlin und Paris, Brüssel und Washington umgehend, dass die Ukraine dem kaum etwas entgegensetzen könne und binnen kurzer Zeit verloren sei. Dass eine Nation trotz scheinbar aussichtsloser Lage tapfer ihren Widerstand organisieren könnte, dass Männer ihre Frauen und Kinder zu-erst in Sicherheit bringen, um anschlie-

ßend ihr Land gegen einen äußeren Inva-soren zu verteidigen, kam vielen vermeint-lichen Experten noch nicht einmal in den Sinn. In den Berichten aus Kiew, Irpin, Charkiw und andernorts waren in den letzten Tagen immer wieder Ukrainer zu hören, die erklärten, notfalls für ihr Vater-land sterben zu wollen. Wann hat es das zuletzt bei uns gegeben? Der russisch-ukrainische Krieg lehrt somit schon jetzt, dass ideelle Motive und Haltungen, die über materielle Interessen weit hinausgehen, auch heute noch kei-nesfalls nur Folklore sind, sondern direk-ten Einfluss auf das Handeln politischer Akteure haben. Für den Westen folgt dar-aus, dass er sich dringend seiner eigenen Wurzeln vergewissern sollte. Viel zu oft in den vergangenen Jahren wurden Freiheit und Wohlstand, Demokratie und Rechts-staatlichkeit als Selbstverständlichkeiten angesehen – die Grundlagen dafür, die eigene Geschichte und Kultur, das Chris-tentum und das Erbe der Aufklärung, je-doch sträflich vernachlässigt. Insofern ist der Krieg im Osten für die Europäer im Westen nicht nur ein sicher-heitspolitischer Weckruf, sondern auch eine grundlegende Mahnung, sich wieder stärker auf die Fundamente ihrer eigenen Gesellschaft, ihres Wohlstands und ihrer Sicherheit zu besinnen. Sollte dieser Ruf ungehört verhallen, werden sie blank da-stehen, wenn die Stürme der Zeit auch über sie hereinbrechen. 

GESELLSCHAFTTiefere Erkenntnisse aus einem unerwarteten Krieg Der Krieg im Osten ist für die Europäer nicht nur ein sicherheitspolitischer Weckruf, 

sondern auch eine Mahnung zur Rückbesinnung auf ihre eigenen Fundamente  

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Dokumentation Erklärungen zum Flüchtlingsstrom nach Mitteleuropa  Seite 23
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AUFGEFALLEN

Das Glück des Olaf Scholz
Der März hätte ein äußerst unange-nehmer Monat für den Bundeskanzler werden können. In seiner Titelge-schichte „Das Kartenhaus. Olaf Scholz, der Cum-Ex-Skandal und die War-burg-Bank“ hatte das Magazin „Cice-ro“ noch einmal die zweifelhafte Rolle des damaligen Ersten Bürgermeisters von Hamburg in einem der größten Finanzskandale der deutschen Ge-schichte beleuchtet. Im Wesentlichen ging es dabei um Scholz’ Rolle bei dem umstrittenen Verzicht auf eine Rückzahlung von 47 Millionen Euro durch die Hambur-ger Privatbank M.M. Warburg an die Stadt Hamburg 2016 und danach. Mit akribischen Recherchen unterlegt ka-men die „Cicero“-Autoren in ihrer Ge-schichte zu dem Ergebnis, dass Scholz in der Causa Warburg nicht nur „mehrfach wichtige Dinge verschwie-gen“, sondern „auch gelogen“ hat.Einen ultimativen Nachweis einer Lüge, der zwingend zu einem Rück-tritt des Kanzlers hätte führen müs-sen, konnten die Kollegen zwar nicht vorlegen, doch hätte die Geschichte in normalen Zeiten für Scholz zweifels-ohne zu weiteren unangenehmen Nachfragen durch die Medien und Vertreter der Opposition geführt. Doch dann brach Ende Februar in der Ukraine der Krieg aus – und der Bundeskanzler verkündete (durchaus zu Recht) im Bundestag eine Zeiten-wende, für die er alle Fraktionen des Hauses zur Geschlossenheit aufrief. In solchen Momenten interessiert sich niemand mehr für die kleinen Sünden der Vergangenheit. Pech für den „Ci-cero“, Glück für Scholz.  neh
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Folgen einer ZeitenwendeDie deutsche Sicherheitspolitik und die Neuausrichtung der Bundeswehr im Zuge  

des russisch-ukrainischen Kriegs  Seiten 2 und 3

Dass eine Nation tapfer Widerstand leisten könnte, kam vielen im Westen nicht in den Sinn

Ausgabe Nr. 10



VON HELGA SCHNEHAGEN

U m „Leben in der Bude“ 
braucht man sich in Branden-
burg an der Havel nicht zu 
sorgen. Dafür ist vor allem 

die Wirtschaft verantwortlich, seit Anfang 
2021 unterstützt durch die Ansiedlung 
des neuen Bundesamtes für Auswärtige 
Angelegenheiten (BfAA). Dazu kommt die 
Nähe zu Berlin, in dessen erweitertem 
Speckgürtel die quirlige Havelstadt mit 
ihren rund 72.000 Einwohnern noch at-
traktive bezahlbare Wohnungen bietet. 
Natürlich spielt auch der Tourismus mit 
Scharen von Radfahrern, die auf dem Ha-
velradweg, der Tour Brandenburg und an-
deren Routen in Brandenburg/Havel Sta-
tion machen, eine wichtige Rolle.

Einen nachhaltigen Impuls setzte zu-
dem wie erhofft die Bundesgartenschau 
Havelregion 2015. Dabei fand unter gro-
ßer politischer Anteilnahme ein einmali-
ges zoologisches Ereignis statt: Im Zuge 
der Eröffnung wurden in Anwesenheit der 
damaligen Politprominenz die ersten acht 
ringelschwänzigen und mit Elchschaufeln 
gehörnten Waldmöpse in Brandenburg an 
der Havel ausgewildert. 

„Als Herr des Waldes durchstreifte 
der Mops einst Europa zwischen Ural- 
und Fichtelgebirge“, heißt es im Loriot-
Sketch-Klassiker „Der wilde Waldmops“ 
von 1972, und weiter: „Ende des 16. Jahr-
hunderts galten die mächtigen Mops-
schaufeln noch als beliebte Jagdtrophäe. 
Im Laufe des 17. Jahrhunderts hat man sie 
jedoch rücksichtslos zurückgezüchtet, da 
sich 14-Ender im Schoße älterer Damen 
als hinderlich erwiesen hatten. Der Mops 
wurde gefahrlos und damit konsumge-
recht. In Deutschland hat lediglich der 
scheue Waldmops die freiheitliche Würde 
seiner Vorfahren bewahrt.“

Würdevoll vermehrt er sich seitdem in 
der Havelstadt. In Bronze gegossen, wird 
er voraussichtlich sogar seine zweibeini-
gen Mitbürger überleben. Das bewahrt 
ihn allerdings nicht davor, gemopst zu 
werden. Ein Exemplar aus dem Rudel ist 
bereits über Nacht unauffindbar ver-

schwunden. Einem anderen wurde ein 
Ohr abgesägt, da dessen Berührung Glück 
verheißt. Der Tierschänder erhofft sich 
wohl, dass es einmal in seiner Tasche für 
dauernde Glückseligkeit sorgt.

Als Vicco von Bülow alias Loriot am 
12. November 1923 in Brandenburg an der 
Havel geboren wurde, war ihm sein Weg 
als Karikaturist und Humorist nicht in die 
Wiege gelegt. Als Sohn einer preußischen 
Offiziersfamilie fielen seine ersten Blicke 
auf Kasernenmauern. Brandenburg war 
damals Garnisonstadt. Viccos Zeit in 
Brandenburg war kurz. Schon mit vier 
Jahren kam er in die Obhut seiner Groß- 
und seiner Urgroßmutter in Berlin.

Gerne erwähnte Loriot jedoch seine 
Geburtsstadt. Das ließ Gerda Arndt, die 
damalige Leiterin des Dommuseums, 
dem berühmt gewordenen Sohn der Stadt 

noch zu DDR-Zeiten an allen Hürden vor-
bei eine eigene Ausstellung widmen. Als 
Loriot am 18. Mai 1985 zur Eröffnung in 
seine Geburtsstadt zurückkehrte, war das 
der Beginn einer dauerhaften Freund-
schaft. 1993 gründete er die kulturför-
dernde Vicco-von-Bülow-Stiftung. Im 
Gegenzug wurde er Ehrenbürger der 
Stadt. Allein für die Rettung des Doms 
brachte er seinerzeit über eine Million  
D-Mark zusammen.

Symbolisches Geschenk für Loriot
Zu seinem 85. Geburtstag machte ihm die 
Brandenburger Bürgerschaft die restau-
rierte Nordkapelle in seiner Taufkirche St. 
Gotthardt symbolisch zum Geschenk. 
Schließlich war die Restaurierung der Öl-
gemälde und Epitaphe in der reich ausge-
statteten gotischen Hallenkirche im We-

sentlichen mit Mitteln der Vicco-von-Bü-
low-Stiftung realisiert worden.

Mit dem Waldmops setzte man dem 
Gönner posthum ein Denkmal. Dieser hat 
inzwischen sein Revier von der Altstadt 
auf die Neustadt und die Dominsel aus-
gedehnt. Am 22. August 2016, an Loriots 
fünftem Todestag, wurde der 20. Wald-
mops am Brunnen vor dem Altstädtischen 
Rathaus mit der Rolandsfigur ins Leben 
entlassen. Heute bevölkern 26 der pos-
sierlichen Tiere die Havelstadt. Laut dem 
Stadtführer Christian Heise soll das Rudel 
auf 30 begrenzt werden. Ob es gelingt, 
und der Waldmops nicht eines Tages zur 
Plage wird, bleibt abzuwarten.

Die Gartenschau sorgte auch für den 
fristgerechten Abschluss der musterhaf-
ten Sanierung der mittelalterlichen Han-
sestadt (1310–1520) an der Europäischen 

Route der Backsteingotik. Bereits 2008 
war das Archäologische Landesmuseum 
im wiederaufgebauten Paulikloster eröff-
net worden.

Das Museum gleicht einer Matrjosch-
ka. Da sind zum einen die Bauten des 1286 
gegründeten Dominikanerklosters selber. 
Nach dessen Zerstörung am Ende des 
Zweiten Weltkriegs und der völligen Re-
konstruktion ab 2002 gehört es heute zu 
Norddeutschlands wenigen Bettelordens-
klöstern, die als Gesamtanlage glänzen. 

Dazu kommt eine vielschichtige Aus-
stellung: Eine Zeitleiste weist als roter 
Faden chronologisch durch die Geschich-
te, beginnend bei den Jägern und Samm-
lern der Altsteinzeit. Die Vitrinen liefern 
dazu rund 10.000 ausgewählte Funde von 
Brandenburgs ältesten, 50.000 Jahre al-
ten Faustkeilen bis zu der 1991 entdeckten 
bronzezeitlichen Amphore aus Herzberg, 
deren Buckel-Zahl exakt einem Mond- be-
ziehungsweise Sonnenjahr entspricht, 
und die es damit mit der Himmelsscheibe 
von Nebra aufnehmen kann. Fast neben-
bei erfährt man, dass die bisher frühesten 
Zeugnisse menschlichen Lebens in Bran-
denburg 130.000 Jahre alt sind. Erst 2013 
kam im Braunkohletagebau Jänschwalde 
ein entsprechender eiszeitlicher Fund-
platz ans Licht. 

Als moderne wissenschaftliche Ergän-
zung liefern Info-Stationen zu jedem ar-
chäologischen Zeitabschnitt die Entwick-
lung von Klima, Vegetation, Tierwelt so-
wie menschlicher Ernährungs- und Wirt-
schaftsweise. Sie zeigen, wie sich die Um-
welt auch ohne Eingriff des Menschen 
immer wieder stark veränderte und ent-
sprechende Anpassungen forderte. Der 
Waldmops ist schließlich auch ein gutes 
Beispiel evolutionärer Anpassung.

b Waldmops-Führungen ab April jeden 
ersten Sonntag im Monat und ab Juni je
den Sonntag um 15 Uhr. Treffpunkt: Tou
ristinformation, Neustädtischer Markt 3  
in Brandenburg an der Havel, Dauer: zwei 
Stunden, Preis: 8 Euro (Kinder bis acht 
Jahren frei), Anmeldung: www.erlebnis
brandenburg.de
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Als Kind haben viele davon geträumt, Feu-
erwehrmann  oder  -frau zu werden. Dabei 
kam es weniger auf das riskante Unter-
nehmen an, bei Gefahr Leben zu retten, 
als vielmehr im roten Feuerwehrwagen 
mitzufahren. Fast jeder besaß wohl ein-
mal ein solches Spielzeugmobil in seiner 
Sammlung. Wer sich eine große Samm-
lung an Fahrzeugen, Ausrüstungen oder 
Bildern ansehen möchte, der sollte in ein 
Feuerwehrmuseum gehen. 

In Norderstedt am nördlichen Stadt-
rand von Hamburg gibt es ein solches Mu-
seum, das bis zum 30. April mit der Aus-
stellung „Feuerwehreinsätze in Nord-
deutschland“ einen Einblick in den dra-
matischen Alltag der Retter gibt. Viele der 
hier dokumentierten Einsätze gehen un-
ter die Haut. 100 großformatige Fotos zei-
gen die außergewöhnlichen Leistungen 
der Feuerwehrleute. Dazu gehört der 
wohl größte Einsatz in der bisherigen 
Nachkriegsgeschichte: die Hamburger 
Sturmflutkatastrophe, deren Jahrestag 
sich am 16. und 17. Februar zum 60. Mal 
jährte. Alle Kräfte der Feuerwehr Ham-
burg, Berufsfeuerwehr und Freiwillige 

Feuerwehr, standen bis zu 14 Tage danach 
an allen Brennpunkten im Einsatz. Unter-
stützt wurden sie durch die Bundeswehr 
und Hilfsorganisationen. 

Daneben wird das gesamte Spektrum 
der Feuerwehreinsätze gezeigt. Es reicht 
vom einfachen Türöffnen bis zum Befrei-

en von eingeklemmten Personen im Pkw 
nach einem Verkehrsunfall, vom Einfan-
gen einer entlaufenen Katze aus einem 
Baum bis zum Verladen eines ausgerisse-
nen Elefanten mit Hilfe eines Kranwagens 
auf einen Lkw, vom Leerpumpen eines 
nach einem Unwetter mit Wasser vollge-

laufenen Kellers bis zum Löschen einer 
brennenden Wohnung oder eines bren-
nenden Tanklastzuges. Hinzu kommen 
zahlreiche Fotos von der Waldbrandka-
tastrophe 1975 in der Lüneburger Heide 
und der Schneekatastrophe 1978/79 in 
Schleswig-Holstein. Ferner gibt es noch 
mehrere Videos, welche die Arbeit der 
Feuerwehr beleuchten. Das richtige Befül-
len der Sandsäcke kann von den kleinen 
und großen Besuchern in der Ausstellung 
geübt werden.

Die Feuerwehr Hamburg wird dieses 
Jahr 150 Jahre alt und ist mit ihren rund 
2300 Einsatzkräften und über 500 Feuer-
wehrfahrzeugen nach Berlin die zweit-
größte Wehr Deutschlands. Hinzu kom-
men noch etwa 2600 aktive Mitglieder in 
den 87 Freiwilligen Feuerwehren. H. Tews

b Feuerwehrmuseum SchleswigHolstein, 
Friedrichsgaber Weg 290, 22846 Norder
stedt, geöffnet Mittwoch bis Sonnabend 
von 15 bis 18 Uhr, sonntags von 11 bis  
18 Uhr, Eintritt: 5 Euro, freier Eintritt für 
Kinder bis zwölf Jahre. Telefon (040) 
5256742, www.feuerwehrmuseumsh.de

FEUERWEHR

Wenn jede Sekunde zählt
Mal die Katze vom Baum, mal Menschenleben retten – Ein Feuerwehrmuseum erzählt viele Geschichten

Ein Leben ohne Waldmops ist in Brandenburg an der Havel möglich, aber sinnlos: Ein Exemplar schnuppert auf der Dominsel

URBANE KUNST

Ein ganz spezieller Humor-Mischling
In Brandenburg an der Havel macht ein Rudel Waldmöpse die Runde – Einige der possierlichen Exemplare wurden schon „gemopst“
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Heikler Einsatz: Großfeuer in einem Hamburger Chemiebetrieb im Mai 1974
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ARCHITEKTUR

Stadtbummel 
zu Keramiken

An keramischen Schmuckelementen 
älterer Bauwerke geht man meistens 
achtlos vorbei. Das Porzellanikon  
– das Staatliche Museum für Porzellan 
im bayerischen Selb – wendet mit sei-
ner bis 3. Oktober laufenden Ausstel-
lung „MORE THAN BRICKS! Traditi-
on und Zukunft der Architekturkera-
mik“ den Blick auf diese oft vernach-
lässigten Gestaltungselemente. Ange-
legt wie ein Stadtbummel führt die 
Schau die Besucher vorbei an Geschäf-
ten, Kirchen, Schlössern und Fabrik-
gebäuden, bei denen Keramik eine 
wichtige ästhetische Rolle spielt. Hö-
hepunkt ist eine digitale Rekonstruk-
tion der Porte Monumentale, des ehe-
maligen Eingangstores zur Pariser 
Weltausstellung im Jahr 1900, die mit-
hilfe einer Virtual-Reality-Brille zu er-
leben ist. Zur Ausstellung ist eine Be-
gleitpublikation erschienen (336 Sei-
ten, 39,90 Euro). Das Porzellanikon, 
Werner-Schürer-Platz 1, in 95100 Selb, 
ist Dienstag bis Sonntag von 10 bis  
17 Uhr geöffnet, Eintritt: 5 Euro, Inter-
net: www.porzellanikon.org. tws
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RATGEBER DER WOCHE

Immobilien, Gold, Briefmarken und Uhren zählen 
zu den beliebtesten Sachwerten der Deutschen. Doch 
wer seine Schätze zu Hause aufbewahrt, gerät leicht ins 
Visier von Einbrechern und räubern. Der Finanzspezia-

list Michael Brückner beantwortet in seinem Ratgeber 
„Sachwerte sicher aufbewahren“ Fragen danach, wel-
che Anschaffung von Sachwerten sinnvoll ist und wie 
man sie am besten sichert. MRK 

Michael Brückner: „In Sachwerte investieren  
und diese sicher aufbewahren“, Kopp Verlag,  
Rottenburg, 2022, gebunden, 160 Seiten,  
14,99 Euro

Wie man sein 
Vermögen schützt

Der Finanzexperte Michael Brückner  
gibt nützliche Tipps zur Anschaffung  
und Aufbewahrung von Sachwerten

VON DIRK KLOSE

E in deutsches Laster ist es, im 
Übermaß entweder geschichts-
besessen oder geschichtsver-
gessen zu sein.“ So der frühere 

Direktor des Deutschen Historischen Mu-
seums in Berlin, Hans Ottomeyer, im 
zweiten hier vorgestellten Band „Die Ho-
henzollerndebatte“. Das kennzeichnet 
ganz gut die derzeit viel zitierte Hohen-
zollerndebatte. Hier haben sich juristi-
sche, geschichtswissenschaftliche und 
kulturpolitische Aspekte zu einem Knäuel 
vermengt, das immer schwerer zu entwir-
ren ist. 

Die Hohenzollernfamilie will eine 
Entschädigung für Enteignungen, die in 
der damaligen Sowjetischen Besatzungs-
zone entschädigungslos vorgenommen 
wurden. Das vom Bundestag 1994 be-
schlossene „Entschädigungs- und Aus-
gleichsleistungsgesetz“ billigt Entschädi-
gungen zu, sofern der Betroffene dem 
NS- oder dem kommunistischen Regime 
nicht „erheblichen Vorschub“ geleistet 
hat. Dann würde die sogenannte „Unwür-
digkeitsklausel“ gelten.

„Erheblich“ ist Ursache allen Streits. 
Dass die Hohenzollern, zumal Kronprinz 
Wilhelm (1882–1951), mit dem Regime 
sympathisiert haben, steht außer Zweifel; 
aber hat er tatsächlichder Machtergrei-
fung Hitlers erheblichen Vorschub geleis-
tet, und wenn ja, wie? Mehr denn je schei-
nen sich bei den Historikern die Fronten 
zu verhärten, wofür die beiden hier vor-
gestellten Bücher stehen. 

Der in Edingburgh lehrende Histori-
ker Stephan Malinowski hat in einem ge-
richtlichen Gutachten die Familie belas-
tet; jetzt, in seinem umfangreichen Buch, 
äußert er sich ebenfalls eindeutig, wie 
schon der Untertitel verrät „Kronprinz 

Wilhelm war kein NSDAP-Mitglied, aber 
durch eindeutige öffentliche Bekenntnis-
se hat er als herausragende Symbolfigur 
für konservative Kreise den Nationalso-
zialismus zunehmend hoffähig gemacht 
und zur Machtergreifung Hitlers beigetra-
gen,“ heißt es in seinem Buch.

Malinowski folgt dessen Leben ab der 
Flucht ins holländische Exil 1918 über sei-
ne Rückkehr nach Deutschland im Jahr 
1923 bis zum Kriegsende 1945 minutiös 

und klopft jedes einzelne Geschehen auf 
einen angenommenen NS-Hintergrund 
ab. Der Kronprinz, das sagen auch andere 
Untersuchungen, war von dem Gedanken 
besessen, die NS-Bewegung als Steigbü-
gelhalter zur Wiedererlangung der Krone 
zu nutzen, was schiefging. Eine kurze Zeit 
nutzte die NS-Führung gerne sein Presti-
ge, sobald sie aber fest im Sattel saß, ließ 
sie ihn fallen, trotz mehrerer entwürdi-
gender Kotaus des Prinzen.  

Malinowkis Thesen sind umstritten 
und werden es wohl bleiben, wovon das 
zweite Buch zeugt. Herausgegeben von 
den Historikern Frank-Lothar Kroll 
(Chemnitz), Christian Hillgruber (Bonn) 

und Michael Wolffsohn (München) ver-
eint es 22 Beiträge aus der Rechts- und 
Geschichtswissenschaft, aus der Politik 
und von Journalisten. Naturgemäß ist das 
ein breiteres Spektrum, aber in einem 
Punkt herrscht weitgehend Einigkeit: 
Vorschub möglicherweise, „erheblicher“ 
Vorschub aber nicht. Dazu, so sagen es die 
meisten Autoren, habe der Kronprinz 
denn doch nicht die zentrale Position ge-
habt, die er sich selbst gerne gewünscht 
habe. Wolffsohn sagt es vielleicht am tref-
fendsten: „Kein Zweifel: dieser durch und 
durch reaktionäre, antirepublikanische, 
antidemokratische, antisemitische und 
pronazistische Kronprinz hat den NS-Ver-
brechern ,Vorschub‘ geleistet.“ Aber er-
heblich? „Streng genommen muss diese 
Erheblichkeit messbar sein. Aber wer 
kann oder soll sie wie messen? Unmög-
lich.“ 

Das Buch ist in fünf größere Abschnit-
te und einen Schlussteil mit drei Streit-
gesprächen unterteilt. Die Frage, wie „er-
heblich“ juristisch zu fassen sei, beschäf-
tigt die Juristen, ebenso der Ausgleichs-
vertrag zwischen Preußen und den Ho-
henzollern von 1926. Die Historiker be-
handeln mit unterschiedlicher Akzentset-
zung nicht nur wie Malinowski akribisch 
die Ereignisse der Jahre 1932 und 1933, 
sondern diskutieren auch die Rolle des 
Kaiserreiches in der europäischen Politik, 
gehen auf die umstrittene These vom 
deutschen Sonderweg ein und erörtern 
den heutigen rigiden Moralismus über je-
des kleinste historische Geschehen. 

Mit Blick auf Kulturgüter, die wichti-
ger Gegenstand im juristischen Streit 
sind, beklagt der schon erwähnte Otto-
meyer den generell vielfach fahrlässig und 
gedankenlos erfolgten Ausverkauf uner-
setzlicher Kulturschätze aus deutschen 
Fürstenhäusern (Thurn und Taxis, Ba-

den). Das Kulturschutzgesetz von 2016 
habe bislang „keine Verbesserung“ ge-
bracht. Sein betrübtes Fazit: „Das ,Tafel-
silber‘ ist rasch verkauft, aber der Verlust 
ist endgültig.“ Ebenfalls in diesem Ab-
schnitt zeigt Herausgeber Kroll, wie ehe-
malige Königs- und Fürstenhäuser in den 
süd- und südosteuropäischen Staaten res-
tituiert wurden, teilweise – wie in Rumä-
nien – äußerst nobel, in Bulgarien zöger-
lich, in Griechenland halbherzig, in Italien 
bislang gar nicht. Manche Maßnahmen 
könnten, so Kroll, auch Deutschland ein 
Beispiel sein.

Dass ein solches Thema Temperament 
hervorruft, ist verständlich. Aber ausge-
rechnet Kroll gehen dabei die Pferde 
durch. So schilt er Malinowski und andere 
als „Kammerjäger, Stubenjakobiner und 
selbsternannte Aufklärer“. Richtig ist, 
dass wissenschaftliche Debatten kontro-
vers geführt werden können und sollen; 
aber der Anstand sollte gewahrt bleiben. 

HOHENZOLLERNDEBATTE

Ein schwer entwirrbares Knäuel
Leistete Kronprinz Wilhelm „erheblichen“ Vorschub für das NS-Regime? – Historikerstreit um diese Frage

Stephan Malinowski: 
„Die Hohenzollern und 
die Nazis. Geschichte 
einer Kollaboration“, 
Propyläen Verlag, Berlin 
2021, gebunden, 752 Sei-
ten, 35 Euro

Frank-Lothar Kroll/
Christian Hillgruber/Mi-
chael Wolffsohn (Hg.): 
„Die Hohenzollernde-
batte. Beiträge zu ei-
nem geschichtspoliti-
schen Streit“, Duncker 
& Humblot Verlag, Berlin 
2021, gebunden, 430 Sei-
ten, 29,90 Euro

Peter Zudeick: 
„Verbrandt, ver-
kohlt und ausge-
merkelt“, Westend 
Verlag, Frankfurt/
Main 2021, bro-
schiert, 218 Seiten, 
18 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Wahlvolk ohne 
viel Macht
Bislang endete jede deutsche Nach-
kriegskanzlerschaft glanzlos. Dies ist 
die Kernthese von „Verbrandt, verkohlt 
und ausgemerkelt“ des Journalisten 
und Philosophen Peter Zudeick. Tat-
sächlich sucht man Normalität beim 
Ausscheiden aus der Regierungsverant-
wortung vergebens – ganz gleich, ob es 
um Konrad Adenauer, Ludwig Erhard, 
Kurt Georg Kiesinger, Willy Brandt, 
Helmut Schmidt, Helmut Kohl, Ger-
hard Schröder oder Angela Merkel 
geht. Das zeigt der Autor in schlüssigen 
Einzelfallstudien. Aus diesen lässt sich 
auch herauslesen, warum dem Ende je-
der Amtszeit „ein quälend langes Siech-
tum“ voranging. Schuld hieran sei das 
politische System in Deutschland, wel-
ches den Parteien zu viel und dem 
Wahlvolk zu wenig Macht einräume. 

Es fällt auf, dass Zudeick recht mil-
de urteilt, wenn er über Merkel schreibt. 
Zwar bescheinigt er der Altkanzlerin 
einen „wenig rühmlichen“ Abschied 
von der politischen Bühne aufgrund 
ihrer „blassen, ja taumelnden Politik“, 
findet aber immer wieder relativieren-
de Entschuldigungen wie die Corona-
Pandemie. Am Ende lässt er sogar of-
fen, ob dereinst „die milde Abendson-
ne der Geschichte ein freundlicheres 
Bild“ von Merkel zeichnen werde. Da-
bei steht die politische und juristische 
Aufarbeitung der Ära Merkel erst noch 
bevor.  Wolfgang Kaufmann

Trauer um  
ein Kind
Ein Baby stirbt, und auch wenn der Va-
ter Mediziner ist, muss er hilflos mit 
ansehen, wie sein Kind leidet. Er sucht 
nach Erklärungen und Wegen, wie er 
diesen großen Verlust ertragen kann.

Johannes Wimmers Tochter be-
kommt im Alter von ein paar Monaten 
einen bösartigen Gehirntumor. Nach 
mehreren Operationen wird klar, dass 
das Kind nicht mehr lange zu leben hat. 
Wimmer und seine Frau versuchen, 
diesen Schicksalsschlag zu verarbeiten. 

Dieser Tatsachenroman beschreibt 
realistisch die Gefühle und Situatio-
nen, denen das Ehepaar Wimmer aus-
gesetzt ist während der Erkrankung, 
der langen Zeit im Krankenhaus und 
dann am Schluss beim Abschied, der 
Organisation der Beerdigung. Nach 
monatelangen schlaflosen Nächten fin-
det der trauernde Vater einen Weg, die-
sen Schicksalsschlag zu verarbeiten. Er 
ruft zu Spenden auf für die Forschung, 
damit andere Kinder nicht das gleiche 
Schicksal wie seine Tochter erleiden. 

Das Resümee dieser sehr bewegen-
den Lektüre – alles ist unwichtig, wenn 
es unseren Lieben schlecht geht oder 
sie sogar sterben. Das wird einem erst 
bewusst, wenn man selbst betroffen ist.

 Angela Selke

Johannes Wimmer: 
„Wenn die Faust 
des Universums zu-
schlägt“, Gräfe und 
Unzer Verlag 2021, 
gebunden, 191 Sei-
ten, 19,99 Euro
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„Das ,Tafelsilber‘ ist 
rasch verkauft, aber 

der Verlust ist 
endgültig“
Hans Ottomeyer 

ehemaliger Direktor des 
Deutschen Historischen Museums 

in Berlin



I ch bin 1942 in Königsberg geboren. 
Vor dem Krieg wohnten wir im 
Stadtteil Unterhaberberg in der 
Borchertstraße. Gern hätte ich 

Siegfried Lenz und Marion Gräfin Dön-
hoff aus Ostpreußen persönlich kennen-
gelernt. Leider ist es beim Wollen ge-
blieben. 

Wir waren zu Hause fünf Geschwis-
ter, ein Junge und vier Mädchen. Meine 
Geschwister waren alle bedeutend älter 
als ich. Königsberg wurde total zerstört. 
Die wenigen brauchbaren Wohnungen 
oder Häuser wurden von den russischen 
Soldaten bewohnt, die ihre Familien 
nachgeholt hatten. Es gab eine Behörde, 
die in leerstehende Wohnungen/Häuser 
in der Stadt und auf dem Land Menschen 
einquartierte. 

Manche Behausungen waren in ei-
nem derart desolaten Zustand, dass sie 
nur zu bestimmten Jahreszeiten be-
wohnbar waren. Bei denen, die in Ord-
nung waren, kamen oft die Besitzer zu-
rück. Ohne festen Wohnraum gab es kei-
ne Arbeit und ohne Arbeit keine Lebens-
mittel. Wir sind nicht geflüchtet, obwohl 
wir es vorhatten. Die Schiffe wurden 
bombardiert. Deshalb blieben wir in Kö-
nigsberg. Nach meinem Empfinden wa-
ren die Lebensmittel nach dem Krieg 
noch knapper als während des Krieges. 
Einer von der noch vorhandenen Familie 
war immer unterwegs, um Lebensmittel 
aufzutreiben. Es gab keine Esskastanien 
mehr und alles an Kräutern und Gräsern, 
was sich zu Lebensmitteln verarbeiten 
ließ, war abgeerntet. Es gab auch kein 
Heizmaterial. 

Lebensmittel waren knapper als 
während des Kriegs
Mein Vater war auch nicht mehr in Kö-
nigsberg. Er arbeitete auf einer Kolchose 
in einiger Entfernung als Dolmetscher, da 
er gut Polnisch und Russisch sprach. Die 
Russen setzten die deutschen Arbeits-
kräfte dort ein, wo sie gebraucht wurden. 
Wir, meine Mutter, meine Schwester 
Herta und ich, wurden vorübergehend 
auf dem Land untergebracht und waren 
in einem Treck auf dem Weg von der 
Stadt aufs Land. Zum Abend gerieten wir 
an eine Steinbaracke, bestehend aus ei-
nem sehr großen Raum und einem klei-
nen. Mütter mit Kindern und Kranke ka-
men in den kleinen Raum. Dort gab es 
einen großen Kachelofen. Irgendwer 
trieb ein paar Äste auf. Der Ofen wurde 
nur lauwarm. Jeder hielt seine Hände 
dran, und ein kleines Gefühl von Wärme 
entstand. Es gab auch zwei Betten, nur 
mit Matratze ohne etwas zum Zudecken. 
Ein Bett bekamen meine Mutter und ich, 
das andere blieb auch nicht leer. 

In unserem Zimmer war unter ande-
rem ein sehr großer dicker Mann. Er 
barmte, wie krank er sei und wie schwer 
das Leben. Die Menschen waren er-
schöpft und hungrig und nach kurzer Zeit 
verbaten sie sich das Gerede, denn es 
ging allen so. Alle anderen setzten sich 
auf den Fußboden, rückten eng zusam-
men und schliefen ein. Meine Mutter 
muss furchtbare Schmerzen gehabt ha-
ben. Sie schrie. Die anderen Flüchtlinge 
beschwerten sich deswegen. Gegen Mor-
gen wurde ich wach und fror erbärmlich. 
Ich wollte näher an meine Mutter heran-
rücken und stellte fest, dass sie nicht 
mehr neben mir lag, sondern dieser un-
sympathische dicke Mann. Es war noch 
dunkel. Meine Schwester konnte ich 
nicht sehen. Ich fühlte mich so was von 
verlassen unter diesen vielen fremden 
Menschen und diesem Mann neben mir 
und begann laut zu weinen. 

Wieder wurde der Schlaf der Flücht-
linge unterbrochen. Meine Mutter war in 

der Nacht gestorben. Man hatte sie auf 
den wieder kalten Kachelofen gelegt und 
dieser Mann hatte durchgesetzt, dass er 
sich in das Bett legte.

Es dauerte einige Zeit, bis meine 
Schwester unter den vielen Schlafenden 
zum Vorschein kam. Sobald es hell wur-
de, verließen wir das Gebäude. Im Vor-
beigehen nahmen die Menschen von mei-
ner Mutter Abschied. Ich sollte nicht hin-
gucken, aber alle gingen dicht gedrängt so 
vorbei, dass sie sie anschauten, sodass ich 
das Gleiche tat. Erst da sah ich sie auf 

dem Ofen liegen. Ein Mann schien für 
den Treck verantwortlich zu sein. Woher 
er einen Spaten mit einem zerbrochenen 
Stiel nahm, weiß ich nicht. Meine Mutter 
wurde notdürftig begraben. Als mein Va-
ter davon erfuhr, grub er sie aus und be-
erdigte sie auf einem Friedhof. 

Als einmal die Not besonders groß 
war, fingen meine Schwestern eine Katze. 
Sie war nur Haut und Knochen. Sie wurde 
geschlachtet und gekocht. In den Topf 
schauten mehr Augen rein als Fettaugen 
raus. Junge russische Soldaten besuchten 

uns. Sie wollten den Krieg für kurze Zeit 
vergessen. Einer war betrunken und 
wollte Herta vergewaltigen. Sie be-
schimpfte ihn als Schwein. Das war das 
schlimmste Wort, das es für sie gab. Er 
legte sein Gewehr auf sie an. Die anderen 
Soldaten gingen dazwischen. Eine Zeit 
lang kamen immer dieselben. Einer hatte 
einen etwas höheren Rang. Sie benah-
men sich sehr ordentlich und höflich und 
wollten mit Gleichaltrigen zusammen 
sein. 

Manchmal lagen wir schon im Bett. 
Ich war eingeschlafen. Der Ranghöhere 
saß neben mir und wollte mich sehen. 
Ganz vorsichtig nahm er etwas die Decke 
weg. Kaum, dass ich die Augen aufhatte 
und eine russische Uniform sah, begann 
ich zu schreien. Wir hatten die Angst vor 
den Russen bereits mit der Muttermilch 
eingesogen. Alle lachten. Er half, mich zu 
beruhigen und sagte, ich solle mir was 
wünschen. Ich wünschte mir Schokola-
de. Meine beiden Schwestern waren ent-
setzt. Wo sollte er in diesen Zeiten Scho-
kolade hernehmen? Er sagte nur: „Du 
bekommst Schokolade!“

Der russische Soldat opferte seine 
Notration
Als er das nächste Mal kam, schlief ich 
schon wieder. Er weckte mich. Auf dem 
Nachtschrank lag ein Riegel Schokolade. 
Ich durfte ihn allein essen. Lange hörten 
wir nichts mehr von ihnen, aber als sie 
wiederkamen, war der Schokoladengeber 
nicht dabei. Sie erzählten, er sei bei einer 
kämpferischen Handlung erschossen 
worden. Die Schokolade war seine Not-
ration gewesen. 

Meine Tante Minna hatte eine eigene 
Wohnung. Einige Zeit lebte ich mit mei-
ner Schwester Herta bei ihr. Mit Minna 
waren wir in der Stadt unterwegs. Wir 
hatten gerade eine Kreuzung überquert, 
da lag quer ein Torso mit Kopf auf dem 
Fußgängerweg. Das Gesicht sah aus, als 
würde es lachen. Die Tante zog mich 
schnell vorbei. Ich fragte sie, warum er 
lacht, wenn er doch tot war.

Der große Hunger führte dazu, dass 
man sogar normale Kastanien mitbrach-
te. Minna legte sie in die Glut des Kachel-
ofens. Wir probierten, sie zu essen. Sie 
waren so bitter, dass uns davon übel wur-
de. Kartoffeln waren knapp. Manchmal 
gab es Salzkartoffeln. Die Schalen wur-

den für den nächsten Tag aufgehoben, 
davon gab es Kartoffelsuppe. Meine 
Schwester Herta starb im Februar 1946 
an Typhus, auch Minna verstarb. Irgend-
wann waren meine Schwester Hildegard 
und ich der Rest der Familie. Sie musste 
dafür sorgen, dass wir etwas zu essen be-
kamen. Ich war vier, lernte die Türe ver-
schließen, wenn ich die Wohnung ver-
ließ, um auf die Toilette zu gehen, wenn 
es dunkel war, kein Licht anzumachen, 
damit die Russen denken sollten, es woh-
ne niemand darin, und mich dort aufzu-
halten, wo man mich nicht sah, wenn je-
mand durchs Schlüsselloch spähte. 

Reise von Kinderheim zu 
Kinderheim
Wenn meine Schwester nicht zu einer 
bestimmten Zeit zurück war, bekam ich 
Angst, dass ich ganz allein sein würde. 
Weinen durfte ich nicht. Die Wohnung 
war oft nicht geheizt, und so verbrachten 
wir viel Zeit im Bett. Wegen der mangel-
haften Ernährung wurden schon simple 
Erkältungen zum Problem. Meine 
Schwester wurde krank und kam ins Eli-
sabeth-Krankenhaus. Dort war in einer 
Etage ein Kinderheim, in das ich später 
auch kam. Das Kinderheim wurde im Au-
gust/September 1946 von Königsberg an 
einen Ort an der Ostsee verlegt. Im Feb-
ruar 1947 begann die Reise des Kinder-
heims nach Mitteldeutschland im Güter-
waggon. Ich habe später immer auf dem 
Gebiet der DDR gelebt.

Egal wie klein oder jung wir waren, 
wir gehorchten, weil wir wussten, es war 
überlebensnotwendig. Dazu kamen in 
den ersten Jahren meiner Grundschul-
zeit die Beschimpfungen als Auslände-
rin. Mich wehren und durchsetzen lernte 
ich mit dem Eintritt ins Berufsleben. Die 
Ausländerin, die keine war und nur einen 
anderen Dialekt sprach, wollte nicht auf-
fallen, nicht beobachtet und möglichst in 
Ruhe gelassen werden. 

Der Krieg und die Nachkriegszeit ha-
ben mir und vielen anderen die Kindheit 
gestohlen. Nicht nur der Krieg hat viele 
Familien auseinandergerissen. Die Tei-
lung Deutschlands setzte den I-Punkt 
drauf. Richtig schlimm empfand ich es 
nach der Mauerschließung am 13. August 
1961. Mein Vater, meine Schwester Hilde-
gard und ich, wir fanden uns auf dem Ge-
biet der DDR 1950 wieder. Mein Bruder 
war in Gefangenschaft geraten und auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik entlas-
sen worden. Ich denke, ein Teil der Repu-
blikfluchten lag darin begründet, dass 
sich Familien aus beiden deutschen Staa-
ten nicht gegenseitig besuchen konnten.

Was bedeutet für mich Heimat? Über 
diese Frage habe ich viel nachgedacht 
und keine befriedigende Antwort gefun-
den. Wirklich zu Hause fühle ich mich in 
meiner Wohnung. Königsberg ist mein 
Geburtsort, gilt mir nicht als Heimat. 
Obwohl es noch Erinnerungen an die 
lange deutsche Zeit gibt, ist es keine 
deutsche Stadt mehr, sondern eine ty-
pisch russische. Vielleicht, wenn wir 
dortgeblieben wären?

Ich komme mir vor wie ein Zugvogel. 
Einmal im Jahr muss ich raus aus 
Deutschland, irgendwohin in die weite 
Welt.  Aufgezeichnet von Silvia Friedrich

Nach dem Zweiten Weltkrieg: Leben im zerstörten Königsberg Foto: Bildarchiv Ostpreußen
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Wie ein Zugvogel
Die Königsbergerin Sigrid Uhlig erlebte als Kleinkind das Kriegsende – Unsicherheit und Furcht bestimmten ihre Kindheit
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Elisabeth-Krankenhaus in Königsberg: Hier befand sich ein Kinderheim, in dem Sigrid 
Uhlig und ihre Schwester untergebracht wurden Foto: Bildarchiv Ostpreußen

Sigrid Uhlig: „Sonnen-
blumengeflüster“, En-
gelsdorfer Verlag, Leip-
zig 2019, Taschenbuch, 
169 Seiten, 12 Euro



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

S tellen Sie sich vor, Sie seien gerade 
erst Mitte 20 und hätten sich bislang 
wie die spitzeste Spitze des Fort-
schritts gefühlt, wie die personifi-

zierte Zukunft selbst. Doch dann passiert 
plötzlich etwas Ungeheuerliches und Sie fin-
den sich über Nacht in der Rolle des politi-
schen Dinosauriers wieder. Brutal weggepus-
tet vom Meteoriten-Einschlag der Geschich-
te, völlig aus der Zeit gefallen, ganz und gar 
von gestern.

Wenn Sie sich dieses Drama vorstellen 
können, dann ahnen Sie, wie sich Luisa Neu-
bauer gerade fühlt. Auf einer Diskussionsver-
anstaltung zum Thema „Feministische Au-
ßenpolitik“ machte das deutsche Gesicht von 
„Fridays for Future“ ihrem gemarterten Her-
zen Luft. „Diffus und beklemmend“ empfin-
de sie die Gefühlslage in Deutschland. Es ist 
wohl eher ihre eigene Gefühlslage. „Diffus“, 
weil sie mit den historischen Umwälzungen 
seit Ausbruch des Ukrainekrieges einfach 
nichts anfangen kann. Mit aller Gewalt ver-
sucht sie stattdessen, die neue Zeit durchs 
alte Sieb ihrer alten ideologischen Dogmen 
zu quetschen. Dabei herausgekommen ist ein 
Phrasenbrei, der an Erbrochenes erinnert. 
Das kann einen schon „beklemmen“.

Tapfere Männer, die an der Front für den 
Sieg und die Freiheit ihres Landes kämpfen. 
Frauen und Kinder, die derweil in Sicherheit 
gebracht werden? Solche Bilder haben in 
Neubauers Welt keinen Andockpunkt. „Wir 
erleben einen militaristischen und patriar-
chalen Rückschritt in eine Zeit, von der man 
glaubte, sie überwunden zu haben“, so die zu-
tiefst Irritierte. Ihr sekundiert die Feministin 
Kristina Lunz, die gerade erst ein Buch über 
„Feministische Außenpolitik“ veröffentlicht 
hat, am 24. Februar, Punktlandung!

Für Lunz steht fest: „Wir brauchen eine 
Abkehr vom Fokus auf militärische Sicherheit 
hin zu menschlicher Sicherheit.“ Und Neu-
bauer ergänzt: „Frieden im 21. Jahrhundert 
heißt, Klimagerechtigkeit einzufordern.“

Zusammengefasst: Wir müssen die Waf-
fen niederlegen und Windräder aufstellen. 
Dann passiert auch kein Krieg mehr. Etwas 
anderes zu denken, ist „militaristisch und 
patriarchal“. Lunz räumt ein: „Das sind Uto-
pien, aber die sind energie- und sinnge-
bend.“ Und das sei „eine gute Sache“. So 
gondeln sie in ihrer energiegeladenen und 
sinngebenden Zeitkapsel durch eine Welt, 

die sie nicht mehr verstehen. Eigentlich 
müsste man sie beneiden.

In jener Kapsel sind sie nicht allein. Da 
stecken noch andere Leute drin, die es in ih-
rer Wirklichkeitsverdrängung durchaus noch 
einen Zacken schärfer treiben können, wie 
uns die (in den USA lebende) pakistanische 
Autorin Rafia Zakaria vorführt. Im Interview 
mit der „Welt“ reichert sie unser Wissen noch 
um den Aspekt Rassismus an, der natürlich 
weiß sei und mit dem sich sogar weiße Femi-
nistinnen angesteckt hätten. Sie bestand dar-
auf, dass im Abdruck des Gesprächs „weiß“ 
klein und kursiv und „schwarz“ durchweg 
groß und normal gedruckt wird, „um die so-
ziale Dimension der Begriffe hervorzuhe-
ben“, wie uns im Abspann erklärt wird.

Zusammengefasst lautet ihre These: Der 
Westen ist an allem schuld und die „Schwar-
zen“, womit sie auch die Orientalen meint, 
sind die Opfer. Wie originell. Die Frage, ob sie 
sich in den USA als Frau freier fühle als in 
Pakistan, findet Zakaria „unfair“. Schließlich 
sei Pakistan jahrelang von den Briten besetzt 
gewesen, und die hätten auch die Grenzen 
des Landes gezogen.

Ganz schlimm sind die Polen!
Aha. Die Unterdrückung der Frau kam also 
erst mit den Briten ins Land. Und eine ganz 
wesentliche Ursache für die Unfreiheit ist es, 
dass eine fremde Macht die Staatsgrenzen fi-
xiert hat. Demzufolge müssten die Frauen-
rechte in Deutschland in etwa dem Stand des 
talibanischen Afghanistan entsprechen. Denn 
alle im 20. Jahrhundert gezogenen Außen-
grenzen unseres Landes wurden bekanntlich 
von fremden Siegermächten diktiert: Oder-
Neiße, Eupen-Malmedy, Elsass-Lothringen 
ebenso wie die Grenze quer durch das alte 
Herzogtum Schleswig.

Überhaupt, „Frauenrechte“ – was ist das 
eigentlich? Da hat die antirassistische Femi-
nistin Zakaria eine ganz eigene Lesart: „Wenn 
man ständig über Zwangsehen und Genital-
verstümmelung spricht, ist das eine Priorisie-
rung des Westens.“ Die Frauen im muslimi-
schen Raum finden das also alles gar nicht so 
schlimm. Oder regen sich bloß künstlich dar-
über auf, die blöden Weiber.

Besonders unappetitlich findet die junge 
Pakistanerin, die Pakistan ganz toll findet 
und deshalb lieber in den USA lebt, die Polen. 
Ja, die Polen! Die hätten Millionen für eine 
Mauer ausgegeben, um Flüchtlinge aus Af-
ghanistan und Syrien abzuwehren, aber jetzt 

öffnen sie alle Türen für die flüchtenden 
Ukrainer. Warum? Natürlich, weiß Zakaria, 
weil die Ukrainer „weiß“ seien. Die orientali-
schen Länder wären nie so rassistisch, liest 
man zwischen den Zeilen. Ja, wir erinnern uns, 
wie die reichen arabischen Ölfürstentümer 
seit 2015 ihre Türen weit öffneten für die 
Flüchtlinge aus Syrien und dann Afghanistan. 
Wie jetzt? Sie erinnern sich nicht daran?

Sie brauchen nicht in Ihrem Tagebuch zu 
stöbern, um Ihre Erinnerungslücken aufzu-
füllen. Sie werden dort nichts finden. In 
Wahrheit haben die steinreichen muslimi-
schen Öl-Länder am Golf die Türen fest ver-
schlossen gehalten für ihre muslimischen 
Brüder aus Syrien oder Afghanistan. Viel lie-
ber importieren sie pakistanische Billigarbei-
ter, die auf den Prunkbaustellen der Emire für 
einen Hungerlohn schuften und sterben dür-
fen, ehe man sie Mann für Mann wieder in 
ihre Heimat zurückschickt, sobald sie nicht 
mehr gebraucht werden. Aber vermutlich ma-
che ich mich hier nur wieder der „westlichen 
Priorisierung“ schuldig, wenn ich das so sehe.

So krallen sich die einen, wie Neubauer 
und Lunz, verbissen in die Klischees ihres ab-
gewrackten Zeitgeistes, während andere wie 
Zakaria die ideologischen Irrläufe der alten 
Zeit sogar noch einmal ins völlig Bizarre stei-
gern – wie in einem letzten, hysterischen Auf-
bäumen. Es geht aber noch ein bisschen bes-
ser, also schlechter, indem man den patheti-
schen Dünnsinn der jüngsten Vergangenheit 
mit einem Ungeist vermählt, der sogar noch 
älter ist und längst überwunden geglaubt war.

Laut „Tagesspiegel“ hat der Waffenher-
steller Heckler & Koch Mitarbeiter mit russi-
schen Wurzeln aus der Abteilung „Beschuss“ 
abgezogen, wo die Waffen geprüft werden. 
Die Betroffenen seien Deutsche, einige hät-
ten sogar bei der Bundeswehr gedient. Aber 
sie hätten einen familiären Hintergrund, der  
„auf Russland oder andere Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion hinweist“, wie wir erfahren. 
Die Maßnahme erfolge mit dem „Ziel, unsere 
Mitarbeiter und ihre Familienangehörigen zu 
schützen“, so die Firma. Schützen? Wovor?

Egal, denn: „Den Vorwurf der Diskrimi-
nierung weisen wir auf das Schärfste von 
uns“, insistiert Heckler & Koch. Ja sicher, 
weltoffen und bunt und so. Die Gewerkschaft 
findet die Maßnahme übrigens „nicht ver-
hältnismäßig“. Das ist alles? Wie niedlich. 
Wir hätten da Ausdrücke parat, die in einer 
Zeitung wie dieser aus hygienischen Gründen 
nicht gedruckt werden.

Wir brauchen 
keine Waffen, 

sondern 
Windräder. 

Dann gibt es 
auch keine 

Kriege mehr, 
meint Luisa  
Neubauer

DER WOCHENRÜCKBLICK

Plötzlich von gestern
Wie die „Spitzen des Fortschritts“ zu Dinosauriern wurden, und wie alles noch ein bisschen bizarrer geht

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Matthias Schrappe, emeritierter Professor 
für Innere Medizin und von 2007 bis 2011 
Vizechef des Sachverständigenrats zur Begut-
achtung im Gesundheitswesen, sagt gegen-
über „heise.de“ (18. März), warum die Impf-
pflicht scheitert  – und wieso viele Abgeordne-
te des Bundestages das nicht zugeben:

„Die Impfpflicht wird genauso wie in 
Österreich scheitern. Das Konzept ist 
unausgegoren und weder hinsichtlich 
Eignung, Notwendigkeit noch Verhält-
nismäßigkeit zu begründen ... Ich denke, 
viele der Abgeordneten können ohne 
Gesichtsverlust nicht zurück. Sie haben 
nicht die Kraft einzugestehen, dass sie 
sich auf den Holzweg begeben haben. 
Anders ist es nicht zu erklären – was 
aber ein Riesenproblem darstellt.“

Der bekannte US-Politikwissenschaftler 
Francis Fukuyama glaubt an einen Sieg der 
Ukrainer und ist zuversichtlich hinsicht-
lich der Folgen des russisch-ukrainischen 
Krieges. In der „Neuen Zürcher Zeitung 
(16. März) sagt er voraus:

„Putin wird die Niederlage seiner Ar-
mee nicht überleben. Er erhält Unter-
stützung, weil er als starker Mann wahr-
genommen wird; was hat er noch zu 
bieten, sobald er seine Unfähigkeit un-
ter Beweis gestellt hat und seiner 
Machtmittel beraubt ist? ... Eine russi-
sche Niederlage wird eine ,Wiederge-
burt der Freiheit‘ ermöglichen, und sie 
wird den Blues vom Niedergang der glo-
balen Demokratie vertreiben. Der Geist 
von 1989 wird weiterleben, dank den 
mutigen Ukrainern.“

Nach der Corona-Pandemie dient jetzt der 
Ukrainekrieg als Vorwand für eine, vor al-
lem von Frankreich geforderte, gemeinsa-
me Schuldenaufnahme der EU. Jörg Krä-
mer, Chefvolkswirt der Commerzbank, 
warnt in der „Welt“ (19. März) vor den 
Folgen:

„Gemeinsame Anleihen schaffen ge-
fährliche Anreize. Die Staaten geben 
Geld aus, ohne sich selbst am Kapital-
markt verschulden zu müssen. Stattdes-
sen laden sie die Schuldenaufnahme bei 
der EU ab. Die Staaten sind für die Fol-
gen ihrer Mehrausgaben nicht mehr di-
rekt verantwortlich. Das schafft Anreize 
für unsolides Haushalten. Aber am Ende 
müssen die Bürger in der EU die Schul-
den zurückzahlen.“

Gewissenhaftes berufliches Engagement 
kann hart bestraft werden. Das musste 
Stephan Kohn erfahren. Der Oberregie-
rungsrat, der im Bundesinnenministeri-
um im Bereich „Schutz kritischer Infra-
strukturen“ arbeitete, wurde aus dem Be-
amtenverhältnis entfernt. Kohn hatte im 
Frühjahr 2020 auf breiter Grundlage eine 
Analyse der Corona-Maßnahmen vorge-
nommen und festgestellt, dass die Kolla-
teralschäden den angestrebten Nutzen 
bei Weitem überstiegen. Die Regierung 
habe „kopflos“ gehandelt (die PAZ berich-
tete). Kohns Analyse erwies sich aus heu-
tiger Sicht als weitgehend zutreffend. 
Selbst in der aktuellen Lage dürfte eine 
Reihe von Versorgungsengpässen Folge 
der Maßnahmen und nicht des Ukraine-
krieges sein. Vorgeworfen wurden Kohn, 
dessen Analyse in die Öffentlichkeit ge-
langt war, ein verletztes Vertrauensver-
hältnis, missachtete Vorschriften, der 
nicht eingehaltene Dienstweg und Ähnli-
ches. Eine inhaltliche Auseinanderset-
zung mit seiner Arbeit ist seitens der Re-
gierung jedoch nie erfolgt.   E.L.

„Während anderswo 
Menschen über die 
großen Fragen der 
nationalen Bestimmung 
und der Religionsfreiheit 
kämpfen und sterben, 
werden Woke andere 
Menschen canceln, weil 
sie falsche Pronomen 
verwendet haben.“
Daniel Greenfield, auf seinem Blog  
(16. März) zur Unfähigkeit, politisch 
korrekter („woker“) Zeitgenossen, die 
Wirklichkeit unserer Epoche zu erkennen
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